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P7_TA-PROV(2014)0362 

Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt 
und in Drittländern (COM(2013)0812 – C7-0416/2013 – 2013/0398(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0812), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 42 und 43 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C7-0416/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– nach Anhörung des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 2. April 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
(A7-0217/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 



 

2 

P7_TC1-COD(2013)0398 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) Nr. .../2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für 
Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern* 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 42 und Artikel 43 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

                                                 
*  DER TEXT WURDE NOCH NICHT VON DEN RECHTS- UND 

SPRACHSACHVERSTÄNDIGEN ÜBERARBEITET. 
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nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,  

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen2, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren3, 

in Erwägung nachstehender Gründe:  

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 3/20084 des Rates kann die Europäische Union im 

Binnenmarkt und in Drittländern Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für 

Agrarerzeugnisse und ihre Produktionsmethoden sowie für bestimmte aus 

Agrarerzeugnissen hergestellte Lebensmittel durchführen.  

▌ 

(2) Aufgrund der bisherigen Erfahrungen sowie der Aussichten für die Entwicklung der 

Landwirtschaft und der Märkte innerhalb wie außerhalb der Europäischen Union sollte 

die mit der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 eingeführte Regelung im Hinblick auf eine 

größere Wirksamkeit und Kohärenz überarbeitet werden. Die Verordnung (EG) 

Nr. 3/2008 sollte daher aufgehoben und durch eine neue Verordnung ersetzt werden. 

 

                                                 
1  ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
2  ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
3  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
4  Verordnung (EG) Nr. 3/2008 des Rates vom 17. Dezember 2007 über Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern (ABl. 
L 3 vom 5.1.2008, S. 1). 
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(3) Ziel dieser Maßnahmen ist, die Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft der  EU im 

Binnenmarkt und auf Drittlandsmärkten anzugleichen und sie dadurch zu steigern. 

Insbesondere sollten die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen darauf 

ausgerichtet sein, das Bewusstsein der Verbraucher für die Vorzüge der 

Agrarerzeugnisse aus der EU und der Produktionsmethoden in der EU zu schärfen 

und die Kenntnisse und den Bekanntheitsgrad der EU-Qualitätsregelungen zu 

erhöhen. Außerdem sollten mit den Maßnahmen die Wettbewerbsfähigkeit und der 

Konsum der Agrarerzeugnisse aus der EU gesteigert, ihre Wahrnehmbarkeit inner- 

und außerhalb der Union verbessert und ihr Marktanteil erhöht werden, wobei 

besonderes Augenmerk auf die Drittlandsmärkte mit dem größten 

Wachstumspotenzial zu richten ist. Im Fall einer schwerwiegenden Störung des 

Marktes, eines Verlusts des Verbrauchervertrauens oder anderer spezifischer 

Probleme sollten diese Maßnahmen dazu beitragen, wieder normale 

Marktbedingungen herzustellen. Durch die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen sollten die von den Mitgliedstaaten durchgeführten 

Maßnahmen sinnvoll ergänzt und verstärkt werden. 

Damit die Ziele verwirklicht werden können, sollten die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen auch künftig inner- und  außerhalb der Union 

umgesetzt werden. 
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(4) Zusätzlich zu den Maßnahmen zur Information über die wesentlichen 

Eigenschaften der Agrarerzeugnisse und Lebensmittel aus der EU können auch 

Maßnahmen in Betracht kommen, mit denen verbraucherfreundliche Botschaften 

verbreitet werden, beispielsweise über Nährwert, Geschmack, Tradition, Vielfalt und 

Kultur. 

(5) Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen sollten nicht auf bestimmte 

Handelsmarken oder auf einen bestimmten Ursprung ausgerichtet sein. Um jedoch 

die Qualität und die Wirksamkeit von Produktpräsentationen und -verkostungen 

sowie von Informations- und Werbematerial zu verbessern, sollte die Möglichkeit 

eines Verweises auf die Marke und den Ursprung eines Erzeugnisses bestehen, 

sofern der Grundsatz der Nichtdiskriminierung gewahrt wird und die Maßnahmen 

nicht darauf abzielen, den Konsum eines Erzeugnisses lediglich aufgrund seines 

Ursprungs zu . Außerdem sollten sich die Maßnahmen an die allgemeinen 

Grundsätze des Unionsrechts anlehnen und nicht zu einer Einschränkung der 

Freizügigkeit von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln führen, da dies einen 

Verstoß gegen Artikel 34 AEUV darstellen würde. Im Zusammenhang mit der die 

EU betreffenden Hauptaussage einer Maßnahme sollten spezifische Bestimmungen 

für die Sichtbarmachung von Marken und Ursprungsangaben festgelegt werden. 
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(6) Die Maßnahmen sollten außerdem auf die Valorisierung der Echtheit der EU-

Produkte abzielen, um die Information der Verbraucher über die Eigenschaften der 

Originalerzeugnisse im Vergleich zu Nachahmungen oder Fälschungen zu verbessern; 

dies würde sowohl in der EU als auch in Drittländern in erheblichem Maße zur 

Bekanntheit der Angaben, Abkürzungen und Zeichen beitragen, die eine Teilnahme an 

den mit der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingeführten Qualitätsregelungen zeigen. 

(7) Eine der Stärken der Lebensmittelproduktion in der Union besteht in der Vielfalt 

und den besonderen Merkmalen ihrer Erzeugnisse, die auf die verschiedenen 

Ursprungsgebiete und die verschiedenen traditionellen Herstellungsmethoden 

zurückzuführen sind und dazu führen, dass die Erzeugnisse besondere Aromen 

aufweisen und eine Vielfalt und Authentizität bieten, die von den Kunden inner- und 

außerhalb der EU zunehmend verlangt werden.  

(8) Die Europäische Union führt hauptsächlich landwirtschaftliche Fertigerzeugnisse aus, 

darunter Agrarerzeugnisse, die nicht unter Anhang I des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) fallen. Die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen sollten daher auf bestimmte Erzeugnisse ausgedehnt 

werden, die nicht in den Geltungsbereich von Anhang I AEUV fallen. Dies stünde 

im Einklang mit anderen Regelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik („GAP“) wie den 

EU-Qualitätsregelungen, die diesen Erzeugnissen bereits offenstehen. 
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(9) Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen der EU für Wein gehören zu den 

wichtigsten Maßnahmen der GAP-Stützungsprogramme für den Weinsektor. In 

ähnlicher Weise wird mit der Verordnung (EU) Nr. XXXX/2014 die Vermarktung 

von in ihrem Anhang I aufgeführten Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen 

gefördert. Daher sollten nur solche in Anhang I der Verordnung (EU) 

Nr. 1379/2013 aufgeführten Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse für die 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen im Rahmen der vorliegenden 

Regelung ▌in Betracht kommen, die einen Bezug zu einem anderen Agrarerzeugnis 

oder Lebensmittel aufweisen. 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Wein sollten nur dann in 

Betracht kommen, wenn es sich um Weine mit einer Ursprungsbezeichnung oder 

einer geschützten geografischen Angabe handelt bzw. wenn die Keltertraubensorte 

angegeben ist. Bei Einzellandprogrammen sollte das betreffende Programm 

ebenfalls mit einem anderen Agrarerzeugnis oder Lebensmittel verknüpft sein. 
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(10) Erzeugnisse, die einer Qualitätsregelung der EU oder von den Mitgliedstaaten 

anerkannten Qualitätsregelungen unterliegen, sollten für Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen in Betracht kommen, da die Verbraucher mit diesen 

Maßnahmen Gewissheit über die  Qualität und die Merkmale der Erzeugnisse und 

des Herstellungsverfahrens erlangen können und da die Maßnahmen den 

betroffenen Erzeugnissen einen Mehrwert verschaffen und ihre Marktchancen 

verbessern. Methoden des biologischen Anbaus und das Logo für 

landwirtschaftliche Qualitätserzeugnisse aus Gebieten in äußerster Randlage sollten 

ebenfalls für Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen in Betracht kommen. 

(11) Im Zeitraum 2001-2011 wurden nur knapp 30 % der Mittel für Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 auf 

Drittlandsmärkten eingesetzt, obwohl diese Märkte ein beachtliches 

Wachstumspotenzial bieten. Es sind folglich Bestimmungen festzulegen, um 

insbesondere durch eine verstärkte finanzielle Unterstützung die Durchführung einer 

größeren Zahl von Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für 

Agrarerzeugnisse der EU auf Drittlandsmärkten zu fördern ▌. 
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(12) Damit die durchgeführten Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen tatsächlich 

greifen, sollten sie in Informations- und Absatzförderungsprogramme eingebunden 

sein. Diese Programme wurden bisher von Branchen- oder Dachverbänden vorgelegt. 

Um die Zahl der vorgeschlagenen Maßnahmen zu erhöhen und deren Qualität zu 

verbessern, sollten auch die Erzeugerorganisationen sowie Vereinigungen und 

diejenigen Stellen der Agrar- und Ernährungswirtschaft als Begünstigte in Betracht 

kommen, deren Ziele und Tätigkeiten in der Bereitstellung von Informationen über 

und der Förderung von Agrarerzeugnissen bestehen.  
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(13) Die von der Europäischen Union kofinanzierten Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen sollten nachweislich eine gezielt auf die EU 

ausgerichtete Dimension haben. Hierzu und damit die Mittel nicht nach dem 

Gießkannenprinzip verteilt werden und den Nutzen Europas durch diese Informations- 

und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse und bestimmte Lebensmittel 

besser erkennbar zu machen, ist ein Arbeitsprogramm aufzustellen, in dem die 

strategischen Prioritäten dieser Maßnahmen in Bezug auf Bevölkerungsgruppen, 

Erzeugnisse, Regelungen und Zielmärkte sowie die Merkmale der Botschaften der 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen festgelegt sind. Das Programm sollte 

auf der Grundlage der in dieser Verordnung festgelegten allgemeinen und 

spezifischen Ziele ausgearbeitet werden, wobei im Interesse einer kohärenten 

Absatzförderungs- und Informationspolitik die durch die Märkte eröffneten 

Chancen und die notwendige Ergänzung und Stärkung der von den Mitgliedstaaten 

und den Wirtschaftsteilnehmern ergriffenen Maßnahmen im Binnenmarkt und auf 

Drittlandmärkten berücksichtigt werden sollten. Zu diesem Zweck sollte die 

Kommission bei der Ausgestaltung des Programms die Mitgliedstaaten und die 

relevanten Interessenträger konsultieren. 
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(14) Das Arbeitsprogramm sollte unter anderem spezifische Vorkehrungen für den Fall 

einer schwerwiegenden Störung des Marktes oder eines Verlusts des 

Verbrauchervertrauens vorsehen. Außerdem sollte die Kommission ▌dabei 

insbesondere der vorherrschenden Stellung der kleinen und mittleren Unternehmen in 

der Agrar- und Ernährungswirtschaft – einem Sektor, dem die außergewöhnlichen 

Maßnahmen gemäß den Artikeln 219, 220 und 221 der Verordnung (EU) 

Nr. 1308/20131 zugutekommen – und – für die auf Drittländer gerichteten Maßnahmen 

– den Freihandelsabkommen, die in den Geltungsbereich der Handelspolitik der 

Europäischen Union fallen, Rechnung tragen. Bei der Ausarbeitung des Programms 

sollte die Kommission ferner die Nachteile von Berggebieten, Inseln und Gebieten in 

äußerster Randlage berücksichtigen.  

(15) Im Hinblick auf eine wirksame Durchführung der Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen sollte diese an in  einem Wettbewerbsverfahren 

ausgewählte Durchführungsstellen übertragen werden. In hinreichend begründeten 

Fällen sollte jedoch den vorschlagenden Organisationen die Möglichkeit eingeräumt 

werden, bestimmte Teile ihrer Programme unmittelbar selbst umzusetzen. 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20.12.2013). 
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(16) Die Kommission sollte insbesondere im Hinblick auf die Mitwirkung bei der 

Erschließung neuer Märkte befugt sein, auf eigenes Betreiben Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen, einschließlich hochrangiger Missionen, 

durchzuführen. Sie sollte außerdem die Möglichkeit haben, eigene Maßnahmen als 

schnelle und wirksame Reaktion im Fall von schwerwiegenden Störungen des 

Marktes oder eines Verlusts des Verbrauchervertrauens durchzuführen. 

Gegebenenfalls sollte die Kommission die Planung ihrer eigenen Initiativen 

überarbeiten, um solche Maßnahmen umzusetzen. Wird die Kommission unter 

diesen Umständen tätig, sollten die den laufenden Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen – unabhängig davon, ob es sich um Einzelland- oder 

Mehrländerprogramme handelt – zugewiesenen Mittel nicht gekürzt werden. 

(17) Neben den Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen sollte die Kommission 

auch die technische Unterstützung auf EU-Ebene ausbauen und koordinieren, um es 

den ▌Unternehmen zu erleichtern, an den kofinanzierten Programmen teilzunehmen, 

wirksame Kampagnen durchzuführen oder ihre Ausfuhren zu verbessern. Diese 

Unterstützung sollte insbesondere die Bereitstellung von Leitlinien umfassen, die 

potenziellen Begünstigten bei der Einhaltung der mit dieser Strategie verbundenen 

Regelungen und Verfahren helfen. 
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(18) Die Absatzförderungsbemühungen für Erzeugnisse der Union auf 

Drittlandsmärkten werden mitunter dadurch behindert, dass diese Erzeugnisse mit 

Nachahmungen oder Fälschungen im Wettbewerb stehen. Die von der Kommission 

eingerichteten Dienste für technische Unterstützung würden sektorspezifische 

Beratung über den Schutz von EU-Erzeugnissen vor Nachahmungs- und 

Fälschungspraktiken umfassen.  

(19) Die Vereinfachung des Regelungsrahmens der GAP ist eine vorrangige Aufgabe der 

Union. Dieser Ansatz sollte auch bei der Verordnung über Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse verfolgt werden. Insbesondere 

sollten die Grundsätze der Verwaltung der Informations- und 

Absatzförderungsprogramme überarbeitet werden, um sie zu vereinfachen und es der 

Kommission zu ermöglichen, Regeln und Verfahren für die Vorlage, Auswahl und 

Bewertung der Programmvorschläge festzulegen. Die Kommission sollte jedoch dafür 

Sorge tragen, dass die Mitgliedstaaten  die Informationen über alle vorgeschlagenen 

und ausgewählten Programme rechtzeitig erhalten. Diese Angaben sollten 

insbesondere die Zahl der eingegangenen Vorschläge, die betroffenen 

Mitgliedstaaten und Wirtschaftszweige und das Ergebnis der Bewertung der 

Vorschläge umfassen. 
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(20) Die Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsakteuren der Mitgliedstaaten trägt 

wesentlich zur ▌Wertschöpfung in der EU bei und macht die Vielfalt der EU-

Agrarerzeugnisse sichtbar. Trotz des Vorrangs, den die von vorschlagenden 

Organisationen mehrerer Mitgliedstaaten gemeinsam ausgearbeiteten Programme 

haben, wurden für diese Programme im Zeitraum 2001-2011 nur 16 % der 

Haushaltsmittel für Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen im Rahmen der 

Verordnung (EG) Nr. 3/2008 zur Verfügung gestellt. Folglich sollten neue 

Bestimmungen – insbesondere für die Verwaltung von Mehrländerprogrammen – 

festgelegt werden, um die bei ihrer Durchführung bestehenden Hindernisse zu 

überwinden.  

(21) Es sollten Kriterien für die Finanzierung der Maßnahmen festgelegt werden. In der 

Regel sollte die Europäische Union nur einen Teil der Kosten der Programme tragen, 

damit die interessierten vorschlagenden Einrichtungen einen Teil der Verantwortung 

übernehmen. Bestimmte Verwaltungs- und Personalausgaben, die nicht mit der 

Umsetzung der GAP zusammenhängen, sind jedoch fester Bestandteil der 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen und sollten daher für eine EU-

Finanzierung in Betracht kommen können. 

(22) Jede Maßnahme muss überwacht und bewertet werden, um ihre Qualität zu verbessern 

und ihre Wirksamkeit aufzuzeigen. Dazu sollte eine Liste von Indikatoren festgelegt 

und die Wirkung der Absatzförderungsmaßnahme anhand ihrer strategischen 

Zielvorgaben bewertet werden. Die Kommission sollte daher im Einklang mit dem 

gemeinsamen Monitoring- und Evaluierungsrahmen der GAP einen Rahmen für die 

Begleitung und Bewertung dieser Politik erstellen. 
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(23) Zur Ergänzung oder Änderung einiger nicht wesentlicher Elemente dieser 

Verordnung ▌sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß 

Artikel 290 AEUV delegierte Rechtsakte zu erlassen ▌. Diese Befugnisübertragung 

sollte sich zusätzlich zu der in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten Liste auf 

die Förderfähigkeitskriterien für die vorschlagenden Organisationen, die Bedingungen 

für das Wettbewerbsverfahren zwischen den mit der Durchführung betrauten Stellen, 

▌die besonderen Bedingungen für die Zuschussfähigkeit der Kosten der Informations- 

und Absatzförderungsmaßnahmen im Rahmen der Einzellandprogramme und die 

Übergangsbestimmungen zwischen der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 und dieser 

Verordnung erstrecken. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im 

Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von 

Sachverständigen, durchführt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 

Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die einschlägigen Dokumente 

dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf 

angemessene Weise übermittelt werden.  

▌ 
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(24) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse für folgende Zwecke 

übertragen werden: Erlass von Durchführungsrechtsakten in Bezug auf die 

ausführlichen Bestimmungen über die Sichtbarkeit von Handelsmarken bei 

Produktpräsentationen oder -verkostungen und auf Informations- und 

Werbematerial sowie über die Sichtbarkeit des Ursprungs von Erzeugnissen auf 

Informations- und Werbematerial, die Jahresarbeitsprogramme, die Auswahl der 

Einzellandprogramme, die ausführlichen Bestimmungen, nach denen einer 

vorschlagenden Organisation gestattet werden kann, bestimmte Teile eines 

Einzellandprogramms selbst durchzuführen, die Modalitäten der Durchführung, 

Begleitung und Kontrolle der Einzellandprogramme, die Vorschriften über den 

Abschluss von Verträgen über die Durchführung der gemäß dieser Verordnung 

genehmigten Einzellandprogramme, den gemeinsamen Rahmen für die Bewertung der 

Auswirkungen der Programme und eine Reihe von Indikatoren. Diese Befugnisse 

sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1 ausgeübt werden.  

▌ 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 

2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten 
die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. 
L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 
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(25) Angesichts der engen Verbindung zwischen der Absatzförderungspolitik und den 

übrigen GAP-Instrumenten, ▌der mehrjährigen Garantie der EU-Finanzierungen und 

der Konzentration auf klar festgelegte Prioritäten würden sich die Ziele dieser 

Verordnung auf EU-Ebene effizienter verwirklichen lassen. Die Union kann daher im 

Einklang mit dem in Artikel 5 ▌des Vertrags über die Europäische Union („EUV“) 

niedergelegten Subsidiaritätsprinzip Maßnahmen im Sinne dieser Verordnung 

ergreifen. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung 

dieses Ziels erforderliche Maß hinaus — 
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Kapitel I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse und bestimmte aus 

Agrarerzeugnissen hergestellte Lebensmittel (im Folgenden: „Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen“), die im Binnenmarkt oder in Drittländern durchgeführt werden, 

können unter den Bedingungen dieser Verordnung ganz oder teilweise aus dem EU-Haushalt 

finanziert werden.  

Artikel 2 

Allgemeine und spezifische Ziele 

Allgemeines Ziel der Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen ist die Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft. 
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Mit den Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen werden die folgenden spezifischen 

Ziele verfolgt: 

(a) die Erhöhung des Bekanntheitsgrads der Vorzüge der aus der EU stammenden 

Agrarerzeugnisse und der hohen Standards, denen die Produktionsmethoden in der 

EU unterliegen; 

(b) die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und die Steigerung des Konsums von 

Agrarerzeugnissen und bestimmten Lebensmitteln aus der EU sowie die 

Verbesserung der Wahrnehmbarkeit ihrer besonderen Merkmale inner- und 

außerhalb der Union; 

(c) die Erhöhung des Bekanntheitsgrads und die breitere Anerkennung der 

Qualitätsregelungen der Union; 

(d) die Erhöhung des Marktanteils von Agrarerzeugnissen und bestimmten 

Lebensmitteln aus der EU, wobei besonderes Augenmerk auf die Drittlandsmärkte 

mit dem größten Wachstumspotenzial zu richten ist; 

(e) die Wiederherstellung normaler Marktbedingungen bei schwerwiegenden Störungen 

des Marktes, einem Verlust des Verbrauchervertrauens oder anderen spezifischen 

Problemen. 
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Artikel 3 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen 

Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen im Sinne von Artikel 1 zielen darauf 

ab,  

a) die Besonderheiten der landwirtschaftlichen Produktionsmethoden in der Union 

insbesondere in Bezug auf Lebensmittelsicherheit, Rückverfolgbarkeit, Echtheit, 

Kennzeichnung, Nährwert und Hygiene, Tier- und Umweltschutz sowie 

Nachhaltigkeit und die Merkmale von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln 

insbesondere in Bezug auf Qualität, Geschmack, Vielfalt und Traditionen 

hervorzuheben;  

b) das Bewusstsein für die Authentizität der geschützten Ursprungsbezeichnungen, der 

geschützten geografischen Angaben und der garantiert traditionellen Spezialitäten 

der EU zu schärfen.  

Diese Maßnahmen bestehen hauptsächlich aus Öffentlichkeitsarbeit und 

Informationskampagnen, können jedoch auch die Form einer Beteiligung an national, EU-

weit oder international bedeutenden Veranstaltungen, Messen und Ausstellungen annehmen. 

▌ 
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Artikel 4 

Merkmale der Maßnahmen 

1. Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen dürfen nicht auf bestimmte 

Handelsmarken ausgerichtet sein. Die Marken der Erzeugnisse dürfen jedoch ▌bei 

Produktpräsentationen oder -verkostungen und auf Informations- und Werbematerial 

sichtbar sein, wenn der Grundsatz der Nichtdiskriminierung beachtet und die 

generellen Merkmale der nicht auf Marken ausgerichteten Maßnahmen gewahrt 

bleiben. Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung bedeutet hier, dass allen Marken 

der vorschlagenden Organisationen und allen Mitgliedstaaten die gleiche 

Behandlung zuteilwerden muss und außerdem allen Marken der vorschlagenden 

Organisationen gleichberechtigte Zugangsmöglichkeiten eingeräumt werden 

müssen. Alle Marken werden gleichermaßen hervorgehoben und in einem kleineren 

Format als die die EU betreffende Hauptaussage der Kampagne dargestellt. Außer 

in Fällen, die angemessen begründet und auf die spezifische Lage des betroffenen 

Mitgliedstaats zurückzuführen sind, werden mehrere Marken vorgestellt. 

2. Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen dürfen nicht auf einen 

bestimmten Ursprung ausgerichtet sein. Mit den Maßnahmen soll kein Anreiz für 

den Verbrauch eines Erzeugnisses nur aufgrund seines Ursprungs geschaffen werden. 

Der Ursprung der Erzeugnisse darf jedoch unter folgenden Bedingungen ▌auf dem 

Informations- und Werbematerial sichtbar sein: 

(a) Bei Maßnahmen im Binnenmarkt sind die Verweise auf den Ursprung der die 

EU betreffenden Hauptaussage der Kampagne stets untergeordnet. 
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(b) In Drittländern könnten die Verweise auf den Ursprung mit der die EU 

betreffenden Hauptaussage der Kampagne gleichgestellt sein. 

(c) Bei Erzeugnissen, die einer Qualitätsregelung nach Maßgabe von Artikel 5 

Absatz 6 Buchstabe a unterliegen, kann ohne Einschränkungen auf den in der 

Bezeichnung eingetragenen Ursprung verwiesen werden. 

3. Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten ausführliche 

Bestimmungen zu folgenden Gesichtspunkten fest: 

− der Sichtbarkeit von Handelsmarken bei Produktpräsentationen und 

-verkostungen und auf Informations- und Werbematerial gemäß Absatz 1 

sowie den einheitlichen Bedingungen, unter denen eine einzelne Marke 

vorgestellt werden kann, und 

− der Sichtbarkeit des Ursprungs von Erzeugnissen auf Informations- und 

Werbematerial gemäß Absatz 2. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 25 Absatz 2 

genannten Prüfverfahren erlassen. 
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Artikel 5 

In Betracht kommende Erzeugnisse und Themen 

1. Folgende Erzeugnisse kommen für die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen gemäß Artikel 1 in Betracht ▌:  

a) die ▌Erzeugnisse, die in Anhang I des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (im Folgenden: „AEUV“) aufgeführt sind, ausgenommen 

▌Tabak;  

b) die in Anhang I dieser Verordnung genannten Erzeugnisse; 

c) die Spirituosen mit geschützter geografischer Angabe gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates. 

2. Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 24 in Bezug auf die 

Ergänzung der in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten Liste um Lebensmittel 

delegierte Rechtsakte zu erlassen, wobei sie den Entwicklungen des Marktes 

Rechnung trägt. 
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3. Abweichend von Absatz 1 kommen nur Weine mit einer Ursprungsbezeichnung oder 

einer geschützten geografischen Angabe bzw. Weine, bei denen die 

Keltertraubensorte angegeben ist, für die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen gemäß Artikel 1 in Betracht ▌. Bei 

Einzellandprogrammen im Sinne des Artikels 6 muss das jeweilige Programm 

zusätzlich auf andere Erzeugnisse gemäß Absatz 1 Buchstaben a oder b ausgerichtet 

sein. 

4. Für Spirituosen gemäß Absatz 1 Buchstabe c, Wein gemäß Absatz 3 und Bier dürfen 

die auf den Binnenmarkt ausgerichteten Maßnahmen lediglich zur Information der 

Verbraucher über die in Absatz 6 genannten Regelungen und über den 

verantwortungsvollen Konsum dieser Getränke dienen. 

5. Abweichend von Absatz 1 kommen die in Anhang I der Verordnung (EU) 

Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 genannten Fischerei- 

und Aquakulturerzeugnisse für Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen in 

Betracht, sofern das betreffende Programm auch auf andere Erzeugnisse gemäß 

Absatz 1 ausgerichtet ist. 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. [COM(2011) 416] vom … über die gemeinsame Marktorganisation für 

Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur (ABl. …).. 
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6. Folgende Regelungen kommen für die Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen gemäß Artikel 1 in Betracht: 

a) die Qualitätsregelungen gemäß den Verordnungen (EU) Nr. 1151/2012 und (EG) 

Nr. 110/2008 sowie Artikel 93 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013;  

b) die Methode der ökologischen/biologischen Produktion gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 834/2007 des Rates; 

c) das in Artikel 21 der Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates beschriebene Logo für landwirtschaftliche 

Qualitätserzeugnisse aus Gebieten in äußerster Randlage; 

(d) die Qualitätsregelungen gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben b und c der 

Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. 
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Artikel 6 

Arten von Maßnahmen 

Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen werden durchgeführt im Rahmen von 

(a) Informations- und Absatzförderungsprogrammen (nachstehend „Programme“) und 

(b) den Initiativen der Kommission gemäß Artikel 9. 

Die Programme bestehen aus einem Paket kohärenter Maßnahmen und werden über einen 

Zeitraum von mindestens einem Jahr und höchstens drei Jahren ausgeführt. 

Einzellandprogramme im Sinne des Abschnitts 2 dieses Kapitels können von einer oder 

mehreren vorschlagenden Organisationen gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a, c oder d 

aus ein und demselben Mitgliedstaat vorgelegt werden.  

Mehrländerprogramme im Sinne des Abschnitts 3 dieses Kapitels können entweder von 

mehreren vorschlagenden Organisationen gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a, c oder d 

aus mehreren Mitgliedstaaten oder von einem oder mehreren europäischen Verbänden 

gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b vorgelegt werden. 
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Kapitel II  

DURCHFÜHRUNG DER INFORMATIONS- UND 

ABSATZFÖRDERUNGSMA�NAHMEN  

ABSCHNITT 1 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

Artikel 7 

Vorschlagende Organisationen  

1. Die Programme können vorgeschlagen werden von 

a) in einem Mitgliedstaat ansässigen Branchen- oder Dachverbänden, die den 

jeweiligen Wirtschaftszweig oder die jeweiligen Wirtschaftszweige in diesem 

Mitgliedstaat repräsentieren, darunter insbesondere den Branchenverbänden 

gemäß Artikel 157 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und den 

Vereinigungen gemäß Artikel 3 Nummer 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 1151/2012, sofern sie einen geschützten Namen im Sinne dieser 

Verordnung repräsentieren, der Gegenstand der Programme ist; 

b) Branchen- oder Dachverbänden der Europäischen Union, die den jeweiligen 

Wirtschaftszweig bzw. die jeweiligen Wirtschaftszweige unionsweit 

repräsentieren; 
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c) von den Mitgliedstaaten anerkannten Erzeugerorganisationen oder 

Vereinigungen von Erzeugerorganisationen gemäß den Artikeln 152 bzw. 156 

der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

▌; 

d) Stellen der Agrar- und Ernährungswirtschaft, deren Ziele und Tätigkeiten in 

der Bereitstellung von Informationen über und der Förderung von 

Agrarerzeugnissen bestehen und denen von dem betroffenen Mitgliedstaat ein 

klar umrissener öffentlicher Auftrag in diesem Bereich erteilt wurde; diese 

Stellen müssen sich mindestens zwei Jahre vor der Aufforderung zur 

Einreichung von Vorschlägen gemäß Artikel 8 Absatz 2 in dem jeweiligen 

Mitgliedstaat niedergelassen haben. 

2. Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 24 in Bezug auf die 

besonderen Bedingungen, unter denen jeder vorschlagende Verband bzw. jede 

vorschlagende Vereinigung oder Stelle gemäß Absatz 1 ein Programm vorlegen 

kann, delegierte Rechtsakte zu erlassen, wobei insbesondere darauf geachtet werden 

muss, dass diese Verbände, Vereinigungen und Stellen repräsentativ und die 

Programme von erheblicher Tragweite sind. 
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Artikel 8 

Jahresarbeitsprogramm 

▌ 

1. Die Kommission nimmt im Wege von Durchführungsrechtsakten ein 

Jahresarbeitsprogramm an, in dem die operationellen Ziele, die operationellen 

Prioritäten, die erwarteten Ergebnisse, die Methode der Durchführung und der 

Gesamtbetrag des Finanzierungsplans aufgeführt sind. Das Programm und seine 

operationellen Prioritäten tragen den in Artikel 2 genannten allgemeinen und 

spezifischen Zielen Rechnung. In dem Programm sind insbesondere spezifische, 

zeitlich befristete Bestimmungen vorzusehen, mit denen im Fall einer 

schwerwiegenden Störung des Marktes, eines Verlusts des Verbrauchervertrauens 

oder anderer spezifischer Probleme im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d eingegriffen 

werden kann. Das Programm enthält ferner die wichtigsten Bewertungskriterien, eine 

Beschreibung der zu finanzierenden Maßnahmen, die jeder Maßnahme zugewiesenen 

Beträge, einen indikativen Umsetzungszeitplan und für die Zuschüsse den Höchstsatz 

des finanziellen Beitrags der Europäischen Union.  

Der Durchführungsrechtsakt nach Unterabsatz 1 wird gemäß dem in Artikel 25 

Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen.  
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2. Zur Durchführung des Arbeitsprogramms gemäß Absatz 1 veröffentlicht die 

Kommission im Einklang mit Teil 1 Titel VI der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/20121 sowohl für Einzelland- als auch für Mehrländerprogramme eine 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ▌. 

▌ 

Artikel 9 

Maßnahmen auf Initiative der Kommission  

1. Die Kommission kann Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen gemäß 

▌Artikel 3 ▌durchführen, wozu auch Kampagnen bei schwerwiegenden Störungen 

des Marktes, im Fall eines Verlusts des Verbrauchervertrauens und bei anderen 

spezifischen Problemen gemäß Artikel 2 gehören. Diese Maßnahmen können 

insbesondere erfolgen in Form von hochrangigen Missionen, in Form der Teilnahme 

an internationalen Messen und Ausstellungen, und zwar durch Errichtung von Ständen, 

oder in Form von Tätigkeiten zur Aufwertung des Images von EU-Produkten. 

                                                 
1  Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 
26.10.2012, S. 1). 
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2. Die Kommission richtet Dienste für technische Unterstützung ein, um das Bewusstsein 

für die Eigenheiten der einzelnen Märkte zu schärfen – wozu auch die Finanzierung 

von  Sondierungstreffen der Wirtschaft gehört –, ein dynamisches professionelles 

Netzwerk im Bereich der Informations- und Absatzförderungspolitik 

aufrechtzuerhalten – was auch die Beratung von Wirtschaftszweigen zu  den von 

nachgeahmten und gefälschten Erzeugnissen in Drittländern ausgehenden 

Bedrohungen umfasst – und die Kenntnis der Rechtsvorschriften im Zusammenhang 

mit der Ausarbeitung und Durchführung der Programme zu verbessern. 

Artikel 10 

Keine Doppelförderung 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen, die ▌im Rahmen dieser Verordnung von der 

Europäischen Union gefördert werden, kommen für keine andere Finanzierung aus dem 

Haushalt der ▌Union ▌in Betracht.  

ABSCHNITT 2 

DURCHFÜHRUNG UND VERWALTUNG DER EINZELLANDPROGRAMME 

Artikel 11 

Auswahl der Einzellandprogramme 

1. Die Kommission nimmt die Bewertung und Auswahl der Vorschläge für 

Einzellandprogramme vor, die aufgrund der Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen gemäß Artikel 8 Absatz 2 eingereicht wurden.  
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2. Die Kommission beschließt im Wege von Durchführungsrechtsakten über die 

ausgewählten Einzellandprogramme, etwaige Änderungen und die entsprechenden 

Mittelausstattungen. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 25 

Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 12 

Information über die Auswahl der Einzellandprogramme 

1. Die Kommission stellt den Mitgliedstaaten im Rahmen des Ausschusses nach 

Artikel 25 rechtzeitig Informationen zu allen vorgeschlagenen und ausgewählten 

Programmen zur Verfügung.  

2. Im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 966/2012 teilt die Kommission den 

Mitgliedstaaten insbesondere Folgendes mit: 

(a) die Anzahl der eingegangenen Vorschläge, die Mitgliedstaaten, in denen die 

vorschlagenden Organisationen ihren Sitz haben, die beteiligten 

Wirtschaftszweige und den bzw. die Zielmärkte; 
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(b) das Ergebnis der Bewertung der Vorschläge und eine kurze Beschreibung 

dazu. 

Artikel 13 

Für die Durchführung der Einzellandprogramme zuständige Stellen 

1. Die vorschlagende Organisation wählt im Anschluss an ein ordnungsgemäß 

durchgeführtes Wettbewerbsverfahren die Stellen aus, die mit der Durchführung der 

ausgewählten Einzellandprogramme betraut werden, um insbesondere für eine 

erfolgreiche Durchführung der Maßnahmen zu sorgen. 

2. Abweichend von Absatz 1 kann eine vorschlagende Organisation bestimmte Teile 

eines Programms selbst durchführen; hierfür müssen jedoch Voraussetzungen 

hinsichtlich der Erfahrung der vorschlagenden Organisation bei der Durchführung 

solcher Maßnahmen, der Kosten dieser Maßnahmen gegenüber normalen 

Marktpreisen und des Anteils des von der vorschlagenden Organisation 

durchzuführenden Teils des Programms an den Gesamtkosten erfüllt sein. 
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Artikel 14 

Durchführung, Begleitung und Kontrolle der Einzellandprogramme 

1. Die betroffenen Mitgliedstaaten sind für die ordnungsgemäße Durchführung der 

gemäß Artikel 11 ausgewählten Einzellandprogramme und die damit 

zusammenhängenden Zahlungen verantwortlich. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass das im Rahmen der jeweiligen Programme zusammengestellte Informations- und 

Werbematerial mit den diesbezüglichen EU-Vorschriften vereinbar ist. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen für die Durchführung, Begleitung und Kontrolle der 

Einzellandprogramme im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates sowie nach den gemäß Artikel 23 Absatz 1 

Buchstabe a zu erlassenden Durchführungsbestimmungen.  

Artikel 15 

Finanzierungsbestimmungen für Einzellandprogramme 

1. Der finanzielle Beitrag der Europäischen Union zu den Einzellandprogrammen beträgt 

im Binnenmarkt 70 % und auf Drittlandsmärkten 80 % der zuschussfähigen 

Ausgaben. Der Rest der Ausgaben geht ausnahmslos zulasten der vorschlagenden 

Organisationen. 
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2. Der Prozentsatz gemäß Absatz 1 wird bei einer schwerwiegenden Störung des 

Marktes, einem Verlust des Verbrauchervertrauens oder anderen spezifischen 

Problemen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe d auf 85 % erhöht. 

3. Bei vorschlagenden Organisationen, die in einem Mitgliedstaat ansässig sind, der 

am 1. Januar 2014 oder zu einem späteren Zeitpunkt finanzielle Unterstützung 

gemäß den Artikeln 136 und 143 AEUV erhielt, beträgt – abweichend von den 

Absätzen 1 und 2 – der in Absatz 1 genannte Anteil jeweils 75 bzw. 85 % und der in 

Absatz 2 genannte Anteil 90 %. 

Unterabsatz 1 gilt nur für die Programme, die von der Kommission zu einem 

Zeitpunkt beschlossen wurden, zu dem der betroffene Mitgliedstaat noch finanziell 

unterstützt wurde. 

4. Die Bedingungen, unter denen die gemäß Artikel 27 zur Bewertung der Auswirkungen 

der Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen durchgeführten Studien für eine 

EU-Finanzierung in Betracht kommen, entsprechen den Finanzierungsbedingungen für 

Einzellandprogramme. 
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5. Die Europäische Union finanziert vollständig die Kosten von Gutachten im 

Zusammenhang mit der Auswahl der Programme gemäß Artikel 4 Absatz 1 

Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates. 

6. Die vorschlagenden Organisationen leisten Sicherheiten für die ordnungsgemäße 

Durchführung der Einzellandprogramme. 

7. Die Finanzierung der im Rahmen von Einzellandprogrammen durchgeführten 

Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen durch die Europäische Union erfolgt 

gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates. 

ABSCHNITT 3 

DURCHFÜHRUNG UND VERWALTUNG DER MEHRLÄNDERPROGRAMME UND 

DER MA�NAHMEN AUF INITIATIVE DER KOMMISSION 

Artikel 16 

Arten der Finanzierung 

1. Die Finanzierung wird auf eine oder mehrere Arten gemäß der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 geleistet, insbesondere in Form von 

a) Zuschüssen zu den Mehrländerprogrammen; 
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b) öffentlichen Aufträgen für die Maßnahmen auf Initiative der Kommission. 

2. Die Finanzierung der im Rahmen von Mehrländerprogrammen oder auf Initiative der 

Kommission durchgeführten Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen durch 

die Europäische Union erfolgt gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates.  

Artikel 17 

Bewertung der Mehrländerprogramme 

Die Vorschläge für Mehrländerprogramme werden auf der Grundlage der Kriterien bewertet 

und ausgewählt, die in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen gemäß Artikel 8 

Absatz 2 Buchstabe b angekündigt sind. 

Artikel 18 

Information über die Durchführung der Mehrländerprogramme 

Die Kommission stellt dem in Artikel 25 genannten Ausschuss rechtzeitig Informationen zu 

allen vorgeschlagenen und ausgewählten Programmen zur Verfügung. 
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Artikel 19 

Finanzierungsbestimmungen für Mehrländerprogramme 

1. Der finanzielle Beitrag der Europäischen Union zu den Mehrländerprogrammen 

beträgt 80 % der ▌zuschussfähigen Ausgaben. Der Rest der Ausgaben geht 

ausnahmslos zulasten der vorschlagenden Organisationen. 

2. Der Prozentsatz gemäß Absatz 1 wird bei einer schwerwiegenden Störung des 

Marktes, einem Verlust des Verbrauchervertrauens oder anderen spezifischen 

Problemen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe d auf 85 % erhöht. 

3. Bei vorschlagenden Organisationen, die in einem Mitgliedstaat ansässig sind, der 

am 1. Januar 2014 oder zu einem späteren Zeitpunkt finanzielle Unterstützung 

gemäß den Artikeln 136 und 143 AEUV erhielt, beträgt – abweichend von den 

Absätzen 1 und 2 – der in Absatz 1 genannte Anteil 85 % und der in Absatz 2 

genannte Anteil 90 %. 

Unterabsatz 1 gilt nur für die Programme, die von der Kommission zu einem 

Zeitpunkt beschlossen wurden, zu dem der betroffene Mitgliedstaat noch finanziell 

unterstützt wurde. 
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Artikel 20 

Auftragsvergabe für Maßnahmen auf Initiative der Kommission 

Die Auftragsvergabe durch die Kommission in eigenem Namen oder gemeinsam mit den 

Mitgliedstaaten unterliegt den nach der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der 

delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geltenden Vorschriften über öffentliche Aufträge. 

Artikel 21 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

1. Die Kommission sorgt bei der Durchführung der nach diesem Abschnitt finanzierten 

Maßnahmen für den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union durch 

geeignete Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen. 

2. Die Kommission oder ihre Vertreter und der Rechnungshof sind befugt, bei allen 

Empfängern, bei Auftragnehmern und Unterauftragnehmern, die EU-Mittel erhalten 

haben, Rechnungsprüfungen anhand von Unterlagen und vor Ort durchzuführen. 
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3. Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann auf der Grundlage der 

Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom, EG) 

Nr. 2185/96 des Rates Untersuchungen einschließlich Kontrollen und Überprüfungen 

vor Ort durchführen, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer 

Finanzhilfevereinbarung, einem Finanzhilfebeschluss oder einem Vertrag über eine 

Finanzierung aus EU-Mitteln ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige 

rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. 

4. Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 müssen Kooperationsvereinbarungen mit 

Drittländern und internationalen Organisationen, Verträge, Finanzhilfevereinbarungen 

und Finanzhilfebeschlüsse, die sich aus der Durchführung dieses Programms ergeben, 

Bestimmungen enthalten, die den Rechnungshof und das OLAF ausdrücklich 

ermächtigen, solche Rechnungsprüfungen und Untersuchungen im Rahmen ihrer 

jeweiligen Zuständigkeiten durchzuführen. 
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ABSCHNITT 4 

DELEGIERTE BEFUGNISSE UND DURCHFÜHRUNGSBEFUGNISSE 

Artikel 22 

Delegierte Befugnisse 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 24 delegierte Rechtsakte zu 

erlassen, die Folgendes betreffen: 

▌ 

(a) die Bedingungen für das Wettbewerbsverfahren zur Auswahl der mit der 

Durchführung betrauten Stellen gemäß Artikel 13 Absatz 1; 

(b) die besonderen Bedingungen für die Zuschussfähigkeit der Kosten der Informations- 

und Absatzförderungsmaßnahmen und gegebenenfalls der Verwaltungs- und 

Personalausgaben im Rahmen der Einzellandprogramme. 
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Artikel 23 

Durchführungsbefugnisse 

Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten Folgendes fest: 

a) die ausführlichen Bestimmungen, nach denen den vorschlagenden Organisationen 

gestattet werden kann, bestimmte Teile des Programms gemäß Artikel 13 Absatz 2 

selbst durchzuführen; 

b) die Vorschriften über den Abschluss von Verträgen über die Durchführung der gemäß 

dieser Verordnung genehmigten Einzellandprogramme. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 
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Kapitel III 

BEFUGNISÜBERTRAGUNGEN, DURCHFÜHRUNGS-, ÜBERGANGS- UND 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

ABSCHNITT 1 

BEFUGNISÜBERTRAGUNG UND DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN 

Artikel 24 

Ausübung der Befugnisübertragung 

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 22 wird der 

Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 22 wird der 

Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem Datum des Inkrafttretens 

dieser Verordnung übertragen. 

3. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf 

Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung 

verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das 

Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung 

spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 
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4. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 22 kann vom Europäischen Parlament oder 

vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach 

seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

5. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 

gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

6. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß dieser Verordnung erlassen wurde, tritt nur in 

Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von 

zwei Monaten nach Mitteilung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und 

den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische 

Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keinen 

Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 

wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 
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Artikel 25 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von dem Ausschuss für die gemeinsame Organisation der 

Agrarmärkte, der durch Artikel 229 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingesetzt 

wurde, unterstützt. 

Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011. 

▌ 

ABSCHNITT 2 

ANHÖRUNG, BEWERTUNG UND BERICHTERSTATTUNG 

Artikel 26 

Anhörung 

Im Rahmen der Durchführung dieser Verordnung kann die Kommission die Beratungsgruppe 

„Werbung für Agrarerzeugnisse“ anhören, die mit dem Beschluss 2004/391/EG der 

Kommission eingesetzt wurde. 
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Artikel 27 

Bewertung der Auswirkungen der Maßnahmen 

Im Einklang mit dem gemeinsamen Monitoring- und Evaluierungsrahmen der Gemeinsamen 

Agrarpolitik gemäß Artikel 110 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates legt die Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten einen 

gemeinsamen Rahmen für die Bewertung der Auswirkungen der im Rahmen dieser Verordnung 

finanzierten Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen sowie eine Reihe von Indikatoren 

fest. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

Alle beteiligten Parteien übermitteln der Kommission sämtliche für die Bewertung der 

Auswirkungen der betreffenden Maßnahmen erforderlichen Angaben. 

Artikel 28 

Berichterstattung 

1. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens 

31. Dezember 2018 einen Zwischenbericht über die Durchführung dieser 

Verordnung vor, der auch Angaben zu der Umsetzung durch die einzelnen 

Mitgliedstaaten und gegebenenfalls geeignete Vorschläge enthält.  



 

47 

2. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens 

31. Dezember [2020] einen Bericht über die Durchführung dieser Verordnung vor, 

gegebenenfalls zusammen mit geeigneten Vorschlägen. 

ABSCHNITT 3 

ÄNDERUNGS-, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

▌ 

Artikel 29 

Staatliche Beihilfen 

Abweichend von Artikel 211 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates und Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1184/2006 des Rates1 sowie 

im Einklang mit Artikel 42 Unterabsatz 1 AEUV gelten die Artikel 107, 108 und 109 AEUV 

nicht für Zahlungen, die von den Mitgliedstaaten gemäß und im Einklang mit dieser 

Verordnung getätigt werden, und nicht für die aus steuerähnlichen Abgaben, Pflichtbeiträgen 

oder anderen Finanzierungsinstrumenten finanzierten Beiträge der Mitgliedstaaten zu 

Programmen, die ▌für eine Finanzhilfe der Europäischen Union in Betracht kommen und von 

der Kommission gemäß dieser Verordnung ausgewählt wurden.  

                                                 
1  Verordnung (EG) Nr. 1184/2006 des Rates vom 24. Juli 2006 zur Anwendung bestimmter 

Wettbewerbsregeln auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und den Handel mit 
diesen Erzeugnissen (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 7). 
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Artikel 30 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 3/2008 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende 

Verordnung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle im Anhang der vorliegenden 

Verordnung zu lesen. 

Artikel 31  

Übergangsbestimmungen 

Die Verordnung (EG) Nr. 3/2008 gilt auch künftig für diejenigen Informations- und 

Absatzförderungsmaßnahmen, deren Finanzierung von der Kommission vor  

Geltungsbeginn dieser Verordnung beschlossen wurde. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 24 zu 

erlassen, um den Übergang von den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 zu den 

Bestimmungen dieser Verordnung zu erleichtern.  
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Artikel 32 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Dezember 2015. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat. 

Geschehen zu ... 

Im Namen des Europäischen Parlaments  Im Namen des Rates 

Der Präsident      Der Präsident 
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ANHANG I 

 

ERZEUGNISSE GEMÄ� ARTIKEL 5 ABSATZ 1 BUCHSTABE B 

• Bier  

• Schokolade und Nebenprodukte  

• Backwaren, feine Backwaren, Süßwaren oder Kleingebäck  

• Getränke auf der Grundlage von Pflanzenextrakten  

• Teigwaren  

• Salz  

• natürliche Gummis und Harze  

• Senfpaste  

• Zuckermais 

• Baumwolle  
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ANHANG II1 

ENTSPRECHUNGSTABELLE gemäß Artikel 30 

Verordnung (EG) Nr. 3/2008 Vorliegende Verordnung 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 1 Absatz 2 

Artikel 2 

Artikel 3 und 4 

Artikel 5 

Artikel 6 Absatz 1 

Artikel 6 Absatz 2 

Artikel 7 

Artikel 8  

Artikel 9 

Artikel 10 

Artikel 11 

Artikel 12 Absatz 1 

Artikel 12 Absatz 2 

Artikel 13 Absatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 3 

Artikel 13 Absatz 3, 4 und 5 

Artikel 13 Absatz 6 

Artikel 14 

Artikel 15 und 16 

Artikel 17 

Artikel 18 

Artikel 19 

Artikel 20 

Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe a 

Artikel 4 Absätze 1 und 2 

Artikel 2 und 3 

Artikel 5 

Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 7 

--- 

--- 

Artikel 12 und 17 

--- 

Artikel 10 

Artikel 13 

--- 

Artikel 14 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 15 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 2  

--- 

--- 

Artikel 29 

Artikel 15 Absatz 6 und Artikel 16 Absatz 2  

Artikel 23 und 24 

Artikel 25 

Artikel 27 

Artikel 30 

Artikel 32 

 

                                                 
1  vorbehaltlich der rechtlich-sprachlichen Überprüfung. 
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Gemäß dem Vorschlag für eine Verordnung (EU) Nr. XXX/20.. 

[COM(2011) 663] an den Vertrag von Lissabon angepasste 
Verordnung (EG) Nr. 3/2008 

Vorliegende Verordnung 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 1 Absatz 1 Unterabsätze 2 und 3 

Artikel 1 Absatz 2 

Artikel 1 Absatz 3 

Artikel 1 Absatz 4 

Artikel 2 

Artikel 3 und 4 

Artikel 5 

Artikel 6 Absatz 1 

Artikel 6 Absatz 2 

Artikel 7 

Artikel 8 

Artikel 9 

Artikel 10 

Artikel 11 

Artikel 12 Absatz 1 

Artikel 12 Absätze 2 und 3 

Artikel 13 Absatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 3 

Artikel 13 Absatz 3, 4 und 5 

Artikel 13 Absatz 6 

Artikel 13 Absatz 7 

Artikel 13 Absatz 8 

Artikel 13 Absatz 9 

Artikel 14 

Artikel 15a 

Artikel 16a 

Artikel 16b 

Artikel 17 

Artikel 18 

Artikel 19 

Artikel 20 

Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 4 Absätze 1 und 2 

Artikel 8 Absatz 2 

--- 

Artikel 2 und 3 

Artikel 5 

Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 7 

--- 

--- 

Artikel 12, 17 und 18 

---  

Artikel 10 

Artikel 13, 19 und 21 Buchstabe b 

--- 

Artikel 14 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 15 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 2 

--- 

--- 

Artikel 29 

Artikel 11  

Artikel 15 Absatz 5 

Artikel 22 

Artikel 15 Absatz 6 und Artikel 16 Absatz 2 

--- 

Artikel 23 

Artikel 24 

Artikel 25 

Artikel 27 

Artikel 30 

Artikel 32 
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P7_TA-PROV(2014)0363 

Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Aktives und unterstütztes Leben“ 
***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Beteiligung der Union an dem von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgeführten 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Aktives und unterstütztes Leben“ 
(COM(2013)0500 – C7-0219/2013 – 2013/0233(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0500), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 185 und Artikel 188 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde C7-0219/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 10. Dezember 20131, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 26. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie sowie der 
Stellungnahme des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der 
Geschlechter (A7-0076/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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P7_TC1-COD(2013)0233 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf die Annahme des Beschluss (EU) Nr. .../2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Beteiligung der Union an dem von mehreren 
Mitgliedstaaten gemeinsam durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
"Aktives und unterstütztes Leben" 

 ▌ 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Arti-

kel 185 und Artikel 188 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,  

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

                                                 
1 Stellungnahme vom 10. Dezember 2013 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In ihrer Mitteilung "Europa 2020 – Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und 

integratives Wachstum" vom 3. März 2010 (im Folgenden "Strategie Europa 2020") hat 

die Kommission hervorgehoben, dass günstige Rahmenbedingungen für Investitionen in 

Wissen und Innovation geschaffen werden müssen, um ein intelligentes, nachhaltiges und 

integratives Wachstum in der Union zu erreichen. Sowohl das Europäische Parlament als 

auch der Rat haben diese Strategie unterstützt. 

(2) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 ist 

Horizont 2020 –das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont 2020 

(2014-2020) – (im Folgenden "Horizont 2020") eingerichtet worden. Es soll die Wirk-

samkeit bezüglich Forschung und Innovation steigern, indem ein Beitrag zur Stärkung 

öffentlich-öffentlicher Partnerschaften geleistet wird, auch durch eine Beteiligung der 

Union an Programmen, die von mehreren Mitgliedstaaten auf der Grundlage von 

Artikel 185 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union durchgeführt 

werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und 
zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 104). 
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(3) Öffentlich-öffentliche Partnerschaften sollten darauf ausgerichtet sein, enge Synergien 

zu entwickeln, die Koordinierung auszubauen und unnötige Doppelstrukturen mit 

unionsweiten, internationalen, nationalen und regionalen Forschungsprogrammen zu 

verhindern sowie die allgemeinen Grundsätze des Rahmenprogramms "Horizont 

2020", insbesondere in den Bereichen Offenheit und Transparenz, einzuhalten. Zudem 

sollte ein offener Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen gewährleistet werden. 

(4) Die Entscheidung Nr. 742/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 sieht 

einen finanziellen Beitrag der Gemeinschaft zum gemeinsamen Forschungs- und 

Entwicklungsprogramm "Umgebungsunterstütztes Leben"  (im Folgenden "Programm 

'Umgebungsunterstütztes Leben'") vor, und zwar in Höhe des Beitrags der beteiligten 

Mitgliedstaaten bis zu einem Höchstbetrag von 150 000 000 EUR für die gesamte 

Laufzeit des Siebten Rahmenprogramms der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, 

technologische Entwicklung und Demonstration (2007–2013), das durch den Beschluss 

Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2 aufgestellt wurde.  

                                                 
1 Entscheidung Nr. 742/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über 

die Beteiligung der Gemeinschaft an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Verbesserung der Lebensqualität älterer Menschen 
durch den Einsatz neuer Informations- und Kommunikationstechnologien (ABl. L 201 vom 
30.7.2008, S. 49). 

2 Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 
über das Siebte Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische 
Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (ABl. L 412 vom 30.12.2006, S. 1). 
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(5) Im Dezember 2012 hat die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen 

Bericht über die Zwischenbewertung des Programms "Umgebungsunterstütztes Leben" 

übermittelt. Diese Bewertung wurde von einer Sachverständigengruppe durchgeführt. Die 

Gruppe gelangte insgesamt zu dem Schluss, dass dieses Programm gute Fortschritte im 

Hinblick auf seine Ziele sowie bemerkenswerte Ergebnisse erreicht hat und über den 

gegenwärtigen Finanzierungszeitraum hinaus fortgeführt werden sollte. Die 

Sachverständigengruppe stellte aber auch einige Mängel fest; so müssten insbesondere 

die Benutzer von einem frühestmöglichen Zeitpunkt an stärker in die Projekte ein-

gebunden und bei der praktischen Durchführung weitere Verbesserungen im Hinblick auf 

die Vertragsabschluss- und Zahlungsfristen erzielt werden. 

(6) Die Zwischenbewertung von 2010 und die Konsultation von 2012 haben die Vielfalt der 

Finanzinstrumente, Zulässigkeitsvorschriften und Erstattungssysteme herausgestellt. 

Die teilnehmenden Staaten könnten über die Generalversammlung der Vereinigung  

„Ambient Assisted Living“ (im Folgenden „AAL-Vereinigung“) Überlegungen 

diesbezüglich anstellen und den Austausch bewährter Verfahren fördern. 
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(7) In ihrer Mitteilung "Die demografische Zukunft Europas – Von der Herausforderung zur 

Chance" vom 12. Oktober 2006 hat die Kommission hervorgehoben, dass das Altern der 

Bevölkerung eine der großen Herausforderungen ist, vor denen alle Mitgliedstaaten 

stehen, und dass ein verstärkter Einsatz neuer Technologien dabei helfen könnte, die 

Kosten zu beherrschen, das Wohlbefinden und die aktive Teilhabe älterer Menschen am 

gesellschaftlichen Leben zu verbessern sowie die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 

Wirtschaft zu erhöhen. 

(8) In der Leitinitiative „Innovationsunion“ der Strategie Europa 2020 hat die Kommission 

das Altern der Bevölkerung als eine der gesellschaftlichen Herausforderungen bezeichnet, 

bei deren Bewältigung bahnbrechende Innovationen eine wichtige Rolle spielen könnten; 

derartige Innovationen könnten zudem die Wettbewerbsfähigkeit steigern, europäische 

Unternehmen in die Lage versetzen, führend in der Entwicklung neuer Technologien zu 

werden, zu wachsen und auf neuen weltweiten Wachstumsmärkten eine Hauptrolle zu 

spielen, die Effizienz und Qualität öffentlicher Dienstleistungen erhöhen und so zur 

Schaffung einer großen Zahl anspruchsvoller neuer Arbeitsplätze beitragen. 

(9) In der gesamten Union sind etwa 20 Millionen Menschen im "weißen Kittel" im 

Gesundheits- und Sozialwesen beschäftigt, und diese Zahl wird infolge der Alterung 

der Bevölkerung in den nächsten Jahren weiter zunehmen. Ausbildung und 

lebenslanges Lernen in diesem sensiblen Bereich sollten deshalb unbedingt Vorrang 

genießen. Der Bedarf an Arbeitsplätzen im Gesundheits- und Sozialwesen und an 

Investitionen in moderne Fähigkeiten, wie etwa die Nutzung der 

Informationstechnologien, ist daher eingehender zu bewerten. 
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(10) In ihrer Mitteilung "Eine Digitale Agenda für Europa" vom 19. Mai 2010 hat die 

Kommission vorgeschlagen, das Programm "Umgebungsunterstütztes Leben" zu 

verstärken, um die mit dem Altern der Bevölkerung verbundenen Herausforderungen 

besser zu meistern. 

(11) In ihrer Mitteilung "Den strategischen Durchführungsplan der Europäischen 

Innovationspartnerschaft 'Aktivität und Gesundheit im Alter' voranbringen" vom 

29. Februar 2012 hat die Kommission vorgeschlagen, die einschlägigen Prioritäten des 

strategischen Durchführungsplans in künftigen, zu Horizont 2020 gehörigen 

Arbeitsprogrammen und Instrumenten für Forschung und Innovation zu berücksichtigen. 

Ferner hat sie vorgeschlagen, die möglichen Beiträge des  Programms 

"Umgebungsunterstütztes Leben" zur Europäischen Innovationspartnerschaft für Aktivität 

und Gesundheit im Alter zu berücksichtigen. 
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(12) Die im Rahmen der Innovationsunion geschaffene Europäische Innovationspartnerschaft 

für Aktivität und Gesundheit im Alter geht davon aus, dass innovative Informations-und-

Kommunikationstechnologie(IKT)-gestützte Lösungen eine wichtige Rolle bei der 

Verwirklichung ihrer Ziele spielen werden, nämlich bis 2020 zwei zusätzliche gesunde 

Lebensjahre zu erreichen sowie die Lebensqualität der Bürger und die Effizienz der 

Versorgungssysteme in der Union zu verbessern. Ihr strategischer Durchführungsplan 

enthält die Prioritäten für die unionsweite Beschleunigung und Ausweitung der 

Innovation im Bereich Aktivität und Gesundheit im Alter auf drei Gebieten: Prävention 

und Gesundheitsförderung, Pflege und Heilung sowie unabhängiges Leben und soziale 

Integration. 

(13) Da in IKT-Systemen große Mengen personenbezogener Daten und Profile verarbeitet 

werden und in Echtzeit kommuniziert wird, wodurch ein hohes Risiko von Verstößen 

gegen die Datensicherheit besteht, sind Datenschutzaspekte zu berücksichtigen. Zudem 

sollte das Recht auf Achtung der Privatsphäre gewahrt werden. 

(14) Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm "Aktives und unterstütztes Leben" (im 

Folgenden "AuL-Programm") sollte auf den Erfolgen der vorherigen Programme 

aufbauen, deren Mängel es durch Förderung einer von Anfang an hinreichenden 

Einbeziehung der Nutzer in die Projekte, um sicherzustellen, dass die ausgearbeiteten 

Lösungen akzeptabel sind und den besonderen Erfordernissen der Nutzer entsprechen, 

und durch eine bessere Durchführung des AuL-Programms überwinden sollte. 
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(15) Die Umsetzung des AuL-Programms sollte auf einer breiten Definition des Begriffs 

"Innovation" beruhen, die auch organisatorische, unternehmerische, technologische, 

gesellschaftliche und ökologische Aspekte umfasst. Für das AuL-Programm sollte ein 

multidisziplinärer Ansatz gewählt werden, der auch die Sozial- und 

Geisteswissenschaften einbezieht. 

(16) Tätigkeiten im Rahmen des AuL-Programms sollten mit den Zielen und den 

Forschungs- und Innovationsprioritäten von Horizont 2020 und den allgemeinen 

Grundsätzen und Bedingungen des Artikels 26 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 im 

Einklang stehen. 

(17) Für die Beteiligung der Union am AuL-Programm sollte für die Laufzeit von 

Horizont 2020 eine Obergrenze festgelegt werden. Die Beteiligung der Union am AuL-

Programm sollte den Finanzbeitrag der teilnehmenden Staaten für die Laufzeit von 

Horizont 2020 nicht übersteigen, um eine starke Hebelwirkung zu erzielen und eine 

aktive Mitwirkung der teilnehmenden Staaten an der Verwirklichung der AuL-

Programmziele zu erreichen. 
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(18) Um der Laufzeit von Horizont 2020 Rechnung zu tragen, sollten Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen im Rahmen des AuL-Programms bis spätestens 31. 

Dezember 2020 veröffentlicht werden. In hinreichend begründeten Fällen können 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen bis 31. Dezember 2021 

veröffentlicht werden. 

(19) Im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 sollte jeder 

Mitgliedstaat und jedes mit Horizont 2020 assoziierte Land das Recht haben, zu jedem 

geeigneten Zeitpunkt am AuL-Programm teilzunehmen.  

(20) Damit dem Finanzbeitrag der Union ein entsprechender Beitrag der teilnehmenden 

Staaten gegenübersteht, sollte der Finanzbeitrag der Union daran geknüpft sein, dass 

förmliche Zusagen der teilnehmenden Staaten vor Beginn des AuL-Programms vorliegen 

und auch erfüllt werden. Der Beitrag der teilnehmenden Staaten zum AuL-Programm 

sollte die auf nationaler Ebene bei der effektiven Programmdurchführung anfallenden 

Verwaltungskosten einschließen. 



 

63 

(21) Zur gemeinsamen Durchführung des AuL-Programms bedarf es einer Durchführungs-

stelle. Die teilnehmenden Staaten haben sich auf die Durchführungsstelle für das AuL-

Programm geeinigt und dazu im Jahr 2007 die "Ambient Assisted Living" aisbl, eine 

internationale Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht   mit Rechtspersönlichkeit 

nach belgischem Recht, gegründet. Da sich die bestehende Leitungsstruktur des 

Programms "Umgebungsunterstütztes Leben" nach dem Zwischenbewertungsbericht als 

effizient und hochwertig bewährt hat, sollte die AAL-Vereinigung als 

Durchführungsstelle genutzt werden und die Rolle der Mittelzuweisungs- und 

Beobachtungsstelle für das AuL-Programm übernehmen. Die AAL-Vereinigung sollte 

den Finanzbeitrag der Union verwalten und für eine effiziente Durchführung des AuL-

Programms sorgen. 

(22) Damit die Ziele des AuL-Programms erreicht werden, sollte die AAL-Vereinigung 

finanzielle Unterstützung hauptsächlich in Form von Finanzhilfen für die Teilnehmer an 

den von ihr ausgewählten Maßnahmen bereitstellen. Die Auswahl dieser Maßnahmen 

sollte aufgrund von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen unter der 

Verantwortung der AAL-Vereinigung und mit Unterstützung unabhängiger externer 

Sachverständiger erfolgen. Die Rangliste sollte bei der Auswahl der Vorschläge sowie bei 

der Zuweisung von Mitteln aus dem Finanzbeitrag der Union und aus den nationalen 

Haushaltsmitteln für Projekte des AuL-Programms bindend sein. 



 

64 

(23) Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen 

Haushaltsführung und den einschlägigen Vorschriften für die indirekte Mittelverwaltung 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates1 und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission2 verwaltet 

werden. 

(24) Um die finanziellen Interessen der Union zu schützen, sollte die Kommission das Recht 

haben, den Finanzbeitrag der EU durch verhältnismäßige Maßnahmen zu kürzen, 

auszusetzen oder einzustellen, wenn das AuL-Programm in ungeeigneter Weise, nur 

teilweise oder verspätet durchgeführt wird oder wenn die teilnehmenden Staaten ihren 

Beitrag zur Finanzierung des AuL-Programms nicht, nur teilweise oder verspätet leisten. 

Diese Rechte sollten in der zwischen der Union und der AAL-Vereinigung zu 

schließenden Übertragungsvereinbarung festgeschrieben werden.  

                                                 
1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 

Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 26.10.2012, 
S. 1). 

2 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 362 vom 
31.12.2012, S. 1). 
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(25) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten 

verringert werden. Doppelkontrollen sowie unverhältnismäßige Nachweis- und 

Berichtspflichten sollten vermieden werden. Werden Kontrollen durchgeführt, so sollte 

den Besonderheiten der nationalen Programme gegebenenfalls Rechnung getragen 

werden. 

(26) Die Beteiligung an indirekten Maßnahmen, die durch das AuL-Programm unterstützt 

werden, unterliegt der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates1. Allerdings sind aufgrund besonderer operativer Erfordernisse des AuL-

Programms gemäß Artikel 1 Absatz 3 der genannten Verordnung Ausnahmeregelungen 

von dieser Verordnung vorzusehen.  

(27) Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen der AAL-Vereinigung 

sollten ebenfalls auf dem einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie über andere von 

der Kommission verwaltete elektronische Verbreitungskanäle im Rahmen von Horizont 

2020 veröffentlicht werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über die Regeln für die Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
"Horizont 2020" (2014-2020) sowie für die Verbreitung der Ergebnisse (ABl L 347 vom 
20.12.2013, S. 81). 



 

66 

(28) Solche besonderen Ausnahmen von der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 ▌ sind 

notwendig, weil das AuL-Programm ein ▌auf den Markt ausgerichtetes Forschungs- und 

Innovationsprogramm sein soll, in dem viele unterschiedliche nationale Förderquellen 

zusammengeführt werden (z. B. Förderprogramme auf den Gebieten Forschung, 

Innovation, Gesundheit und Industrie). Diese nationalen Programme haben von Natur aus 

unterschiedliche Beteiligungsregeln, von denen nicht zu erwarten ist, dass sie vollständig 

mit denen der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 übereinstimmen. Außerdem richtet sich 

das AuL-Programm insbesondere an kleine und mittlere Unternehmen und an 

Nutzerverbände, die sich normalerweise nicht an Forschungs- und Innovationstätigkeiten 

der Union beteiligen. Um solchen Unternehmen und Organisationen die Teilnahme zu 

erleichtern, wird der Finanzbeitrag der Union entsprechend den ihnen wohlbekannten 

Regeln ihrer nationalen Finanzierungsprogramme geleistet und als eine einzige 

Finanzhilfe, die aus den Unionsmitteln und der entsprechenden nationalen Förderung 

besteht, bereitgestellt.  
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(29) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des gesamten Ausgabenzyklus 

durch angemessene Maßnahmen geschützt werden, darunter die Prävention, Aufdeckung 

und Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, die Einziehung entgangener, zu Unrecht 

gezahlter oder nicht ordnungsgemäß verwendeter Mittel sowie gegebenenfalls 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen im Einklang mit der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012. 

(30) Die Kommission sollte mit Unterstützung unabhängiger Experten eine 

Zwischenbewertung, insbesondere zur Überprüfung der Qualität und Effizienz des AuL-

Programms und der Fortschritte bei der Erreichung der gesteckten Ziele, sowie eine 

Abschlussbewertung durchführen und einen Bericht über diese Bewertungen erstellen.  
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(31) Die Bewertung sollte auf genauen und aktuellen Informationen beruhen. Auf Anfrage der 

Kommission sollten die AAL-Vereinigung und die teilnehmenden Staaten daher alle 

Informationen übermitteln, die die Kommission für die Berichte zur Bewertung des AuL-

Programms benötigt.  

(32) Die im Rahmen des AuL-Programms vorgesehenen Aktionen müssen dazu beitragen, 

die europäischen Gesundheits- und Fürsorgesysteme und den 

Krankenversicherungsschutz zu stärken, denn diese stellen einen entscheidenden 

Mechanismus zur Erhaltung des sozialen Wohlergehens und zum Abbau der 

Ungleichheiten – die aufgrund der derzeitigen Wirtschafts- und Sozialkrise auf 

besorgniserregende Weise ansteigen – in Sachen Gesundheitsversorgung zwischen 

verschiedenen Regionen und verschiedenen Bevölkerungsschichten dar. 

(33) Das AuL-Programm sollte eine wirksame Förderung der Geschlechtergleichstellung 

gewährleisten, wie sie in Horizont 2020 festgeschrieben ist. Das AuL-Programm sollte 

die Gleichbehandlung der Geschlechter und die Einbeziehung der 

Geschlechterdimension in Forschungs- und Innovationsinhalte fördern. Besonderes 

Augenmerk sollte auf das Geschlechterverhältnis in Bewertungsgremien und in 

Einrichtungen wie Beratungs- und Expertengruppen – abhängig von der jeweiligen 

konkreten Situation – gelegt werden. Die Geschlechterdimension sollte bei Strategien, 

Programmen und Projekten angemessen in die Forschungs- und Innovationsinhalte 

integriert und in allen Phasen des Forschungszyklus beibehalten werden. 
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(34) Das AuL-Programm sollte die in Horizont 2020 verankerten ethischen Grundsätze 

einhalten. Besondere Aufmerksamkeit sollte dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 

dem Schutz der Privatsphäre, dem Schutz personenbezogener Daten, dem Recht auf 

körperliche und geistige Unversehrtheit , dem Recht auf Nichtdiskriminierung und der 

Notwendigkeit, ein hohes Gesundheitsschutzniveau zu gewährleisten, gelten. 

(35) Da die teilnehmenden Staaten beschlossen haben, das AuL-Programm fortzuführen, und 

da die Ziele des vorliegenden Beschlusses, nämlich die Unionspolitik im Bereich 

"Aktivität und Gesundheit im Alter" zu unterstützen und zu ergänzen, von den 

Mitgliedstaaten allein nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr 

wegen des Umfangs der Maßnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann 

die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union 

verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das für die 

Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus – 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 



 

70 

Artikel 1  

Teilnahme am AuL-Programm 

(1) Die Union beteiligt sich gemäß den in diesem Beschluss festgelegten Bedingungen am 

Forschungs- und Entwicklungsprogramm "Aktives und unterstütztes Leben" (im 

Folgenden "AuL-Programm"), das gemeinsam von Belgien, Dänemark, Frankreich, 

Irland, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 

Schweden, der Schweiz], Slowenien, Spanien, Ungarn, dem Vereinigten Königreich 

und Zypern  (im Folgenden "teilnehmende Staaten") durchgeführt wird. 

(2) Andere Mitgliedstaaten als die in Absatz 1 genannten und andere Länder, die mit Hori-

zont 2020 assoziiert sind, können jederzeit einen Antrag auf Teilnahme am AuL-

Programm stellen, wenn sie die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c genannte Bedingung 

erfüllen. Wenn sie die Bedingung in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c erfüllen, werden 

sie für die Zwecke dieses Beschlusses als teilnehmende Staaten betrachtet. 
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Artikel 2  

Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Finanzbeitrag der Union zum AuL-Programm zur Deckung der Verwal-

tungskosten und der operativen Kosten beträgt 175 000 000 EUR. Der Der 

Finanzbeitrag der Union wird aus den Mitteln des Gesamthaushaltsplans der Union 

geleistet, die für die entsprechenden Teile des spezifischen Programms zur 

Durchführung von Horizont 2020 vorgesehen sind, das im Einklang mit Artikel 58 

Absatz 1 Buchstabe c Ziffer vi und den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 durch den Beschluss Nr. 2013/743/EU des Rate1s aufgestellt 

wurde. 

(2) Die jährlichen finanziellen Verpflichtungen der Union in Bezug auf das AuL-

Programm dürfen die jährlichen finanziellen Verpflichtungen der teilnehmenden 

Staaten in Bezug auf das AuL-Programm nicht übersteigen. 

(3) Höchstens 6 % des in Absatz 1 genannten Finanzbeitrags der Union dürfen zur 

Deckung der Verwaltungskosten des AuL-Programms verwendet werden. 

                                                 
1  Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 über das Spezifische Programm des 

Rahmenprogramms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-2020) und zur 
Aufhebung der Beschlüsse 2006/971/EG, 2006/972/EG, 2006/973/EG, 2006/974/EG und 
2006/975/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 965). 
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Artikel 3  

Bedingungen für den Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Finanzbeitrag der Union ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Nachweis seitens der teilnehmenden Staaten, dass das AuL-Programm in 

Übereinstimmung mit den Anhängen I und II aufgestellt wird;  

b) Benennung der AAL-Vereinigung durch die teilnehmenden Staaten oder durch die 

von den teilnehmenden Staaten benannten Stellen als die für die Durchführung des 

AuL-Programms und die Zuweisung und Beobachtung des Finanzbeitrags der 

Union verantwortliche Durchführungsstelle; 

c) Zusage jedes teilnehmenden Staates, sich an der Finanzierung des AuL-

Programms zu beteiligen; 
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d) Nachweis durch die AAL-Vereinigung, dass sie zur Durchführung des AuL-

Programms, einschließlich der Zuweisung und Beobachtung des Unionsbeitrags, 

im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung des Unionshaushalts gemäß den 

Artikeln 58, 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 in der Lage 

ist und 

e) Festlegung einer Leitungsstruktur für das AuL-Programm gemäß Anhang III. 

(2) Während der Durchführung des AuL-Programms ist der Finanzbeitrag der Union 

zudem an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Verwirklichung der in Anhang I genannten Ziele des AuL-Programms und 

Durchführung der in Anhang II dieses Beschlusses genannten Tätigkeiten in 

Übereinstimmung mit der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013, vorbehaltlich des 

Artikels 5 dieses Beschlusses, durch die AAL-Vereinigung; 

b) Aufrechterhaltung einer angemessenen und effizienten Leitungsstruktur gemäß 

Anhang III; 
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c) Erfüllung der Berichterstattungspflichten gemäß Artikel 60 Absatz 5 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch die AAL-Vereinigung; 

d) Einhaltung der in Absatz 1 Buchstabe c genannten Zusage jedes teilnehmenden 

Staates, sich an der Finanzierung des AuL-Programms zu beteiligen, und der 

jährlichen Mittelzusagen für die Beteiligung an der Finanzierung des AuL-

Programms. 

Artikel 4  

Beiträge der teilnehmenden Staaten  

(1) Die Beiträge der teilnehmenden Staaten umfassen Folgendes: 

a) Finanzbeiträge zu den indirekten Maßnahmen, die im Rahmen des AuL-

Programms gemäß Anhang II unterstützt werden;  

b) Sachbeiträge entsprechend den Verwaltungskosten, die den nationalen 

Verwaltungen bei der effektiven Durchführung des AuL-Programms gemäß 

Anhang II entstehen. 
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Artikel 5 

Regeln für die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse  

(1) Die AAL-Vereinigung gilt als Finanzierungsstelle im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 

1290/2013 und leistet finanzielle Unterstützung für indirekte Maßnahmen gemäß 

Anhang II dieses Beschlusses.  

(2) Abweichend von Artikel 15 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 wird die 

finanzielle Leistungsfähigkeit der Bewerber von den benannten nationalen 

Programmabwicklungsstellen entsprechend den Beteiligungsregeln der benannten 

nationalen Programme geprüft. 

(3) Abweichend von Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 werden die 

Finanzhilfevereinbarungen mit den Teilnehmern von den benannten nationalen Pro-

grammabwicklungsstellen unterzeichnet. 

(4) Abweichend von Artikel 23 Absätze 1 und 5 bis 7 sowie von den Artikeln 25 bis 35 

der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 gelten für die von den benannten nationalen Pro-

grammabwicklungsstellen verwalteten Finanzhilfen die Finanzierungsvorschriften der 

benannten nationalen Programme. 
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(5) Abweichend von den Artikeln 41 bis 49 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 gelten 

für die Ergebnisse und die Zugangsrechte zu bestehenden Kenntnissen und 

Ergebnissen die Vorschriften der benannten nationalen Programme, unbeschadet des 

in Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 festgeschriebenen Grundsatzes 

des freien Zugangs zu wissenschaftlichen Veröffentlichungen. 

Artikel 6 

Durchführung des AuL-Programms 

Die Durchführung des AuL-Programms erfolgt auf Grundlage einer Strategie, die gemäß 

Anhang II im Wege jährlicher Arbeitspläne umgesetzt wird.  

Artikel 7 

Vereinbarungen zwischen der Union und der AAL-Vereinigung 

(1) Vorbehaltlich einer positiven Ex-ante-Bewertung der AAL-Vereinigung gemäß 

Artikel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 schließt die 

Kommission im Namen der Union mit der AAL-Vereinigung eine 

Übertragungsvereinbarung und jährliche Vereinbarungen über Mittelübertragungen ab. 
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(2) Die Übertragungsvereinbarung nach Absatz 1 wird gemäß Artikel 58 Absatz 3 sowie 

den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 40 

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geschlossen. Darüber hinaus ist darin 

Folgendes zu regeln: 

a) die Anforderungen an den Beitrag der AAL-Vereinigung im Hinblick auf die 

relevanten Indikatoren unter den gemäß Anhang II des Beschlusses 

Nr. 2013/743/EU festgelegten Leistungsindikatoren; 

b) die Anforderungen an den Beitrag der AAL-Vereinigung im Hinblick auf die 

Beobachtung gemäß dem Beschluss Nr. 2013/743/EU;  

c) die besonderen Leistungsindikatoren, die für die Beobachtung der Arbeit der 

AAL-Vereinigung gemäß Artikel 3 Absatz 2 erforderlich sind; 

d) die Regeln für die Bereitstellung der Daten und Informationen, die die 

Kommission für die Erfüllung ihrer Verbreitungs- und Berichterstattungspflichten 

benötigt; 

e) Bestimmungen für die Veröffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen im Rahmen der AAL-Vereinigung, insbesondere auf dem 

einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie über andere von der Kommission 

verwaltete elektronische Verbreitungskanäle im Rahmen von "Horizont 2020". 
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Artikel 8 

Einstellung, Kürzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union 

(1) Wird das AuL-Programm nicht gemäß den in Artikel 3 genannten Bedingungen durch-

geführt, kann die Kommission entsprechend der tatsächlichen Durchführung des AuL-

Programms den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen. 

(2) Tragen die teilnehmenden Staaten nicht, nur teilweise oder verspätet zur Finanzierung 

des AuL-Programms bei, kann die Kommission unter Berücksichtigung der Höhe der 

von den teilnehmenden Staaten zur Durchführung des AuL-Programms zugewiesenen 

Mittel den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen.  

Artikel 9 

Nachträgliche Prüfungen 

(1) Nachträgliche Prüfungen der Ausgaben für indirekte Maßnahmen werden von den 

benannten nationalen Programmabwicklungsstellen gemäß Artikel 29 der Verordnung 

(EU) Nr. 1291/2013 vorgenommen.  
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(2) Die Kommission kann beschließen, die Prüfungen gemäß Absatz 1 selbst 

vorzunehmen. In diesen Fällen führt sie die Prüfungen im Einklang mit den 

geltenden Vorschriften, insbesondere de Verordnungen (EU, Euratom) Nr. 

966/2012, (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 durch. 

Artikel 10 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der nach diesem Beschluss 

finanzierten Maßnahmen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch 

geeignete Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen.  
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(2) Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann auf der Grundlage der 

Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates1 

und der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates2  Untersuchungen, einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, 

durchführen, um festzustellen, ob es im Zusammenhang mit einer 

Finanzhilfevereinbarung, einem Finanzhilfebeschluss oder einem auf der Grundlage 

dieses Beschlusses finanzierten Vertrag zu Betrug, Korruption oder anderen gegen die 

finanziellen Interessen der Union gerichteten rechtswidrigen Handlungen gekommen 

ist. 

(3) Verträge, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfebeschlüsse, die im Zuge der 

Umsetzung dieses Beschlusses aufgesetzt werden, müssen Bestimmungen enthalten, 

durch die die Kommission, die AAL-Vereinigung, der Europäische Rechnungshof und 

OLAF ausdrücklich ermächtigt werden, solche Prüfungen und Untersuchungen 

entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten durchzuführen.  

                                                 
1  Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die 

Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 
292 vom 15.11.1996, S. 2). 

2  Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 
18.9.2013, S. 1). 



 

81 

(4) Die AAL-Vereinigung gewährt den Bediensteten der Kommission und anderen von 

der Kommission oder dem Europäischen Rechnungshof ermächtigten Personen 

Zugang zu ihren Standorten und Räumlichkeiten sowie zu allen Informationen, auch 

zu Informationen in elektronischer Form, die zur Durchführung der in Absatz 3 

genannten Prüfungen erforderlich sind. 

(5) Bei der Durchführung des AuL-Programms ergreifen die teilnehmenden Staaten alle 

Maßnahmen auf Gesetzes-, Verordnungs- und Verwaltungsebene sowie alle sonstigen 

Maßnahmen, die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich sind, 

insbesondere um sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012 und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 alle der Union 

zustehenden Beträge vollständig zurückerstattet werden. 

Artikel 11 

Mitteilung von Informationen 

(1) Auf Ersuchen der Kommission übermittelt die AAL-Vereinigung der Kommission alle 

Informationen, die zur Erstellung der in Artikel 12 genannten Berichte erforderlich 

sind. 
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(2) Die teilnehmenden Staaten übermitteln – über die AAL-Vereinigung – alle vom 

Europäischen Parlament oder vom Rat angeforderten relevanten Informationen über 

die Finanzverwaltung des AuL-Programms. 

(3) Die Kommission nimmt die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Informationen in die 

in Artikel 12 genannten Berichte auf.  

Artikel 12 

Bewertung 

(1) Bis zum 30. Juni 2017 nimmt die Kommission mit Unterstützung unabhängiger 

Experten eine Zwischenbewertung des AuL-Programms vor. Die Kommission erstellt 

einen Bericht über diese Bewertung, der auch Schlussfolgerungen aus der Bewertung 

und Bemerkungen der Kommission enthält. Diesen Bericht leitet die Kommission bis 

zum 31. Dezember 2017 dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. Das Ergebnis 

der Zwischenbewertung des AuL-Programms fließt in die Zwischenbewertung von 

"Horizont 2020" ein. 
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(2) Bei Beendigung der Beteiligung der Union am AuL-Programm, spätestens jedoch am 

31. Dezember 2022, nimmt die Kommission eine Abschlussbewertung des AuL-

Programms vor. Die Kommission erstellt einen Bericht über diese Bewertung, der 

auch die Ergebnisse dieser Bewertung enthalten muss. Diesen Bericht leitet die 

Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. 

Artikel 13 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro-

päischen Union in Kraft. 

Artikel 14 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu ... am ... 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG I 

ZIELE DES AUL-PROGRAMMS 

1. Das AuL-Programm hat folgende Ziele: 

1.1. Beschleunigung der Entstehung und Einführung relevanter, erschwinglicher und 

integrierter innovativer IKT-gestützter Lösungen für ein aktives und gesundes Altern im 

eigenen Heim, in der Gemeinschaft oder am Arbeitsplatz; dabei geht es um die 

Verbesserung der Lebensqualität, der Selbständigkeit, der sozialen Inklusion, der 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, der Kompetenzen und der Beschäftigungsfähigkeit 

älterer Menschen sowie darum, einen Beitrag zu einer effizienteren und wirksameren 

Erbringung von Gesundheits- und Sozialfürsorgeleistungen zu leisten;  

1.2. Förderung der Entwicklung von Lösungen, die zur Unabhängigkeit älterer Menschen 

und zur Minderung des Erlebens sozialer Isolation beitragen, und zwar so, dass die 

IKT-Komponente den menschlichen Kontakt nicht verringert, sondern diesen ergänzt. 

IKT-gestützte Lösungen, die im Rahmen des AuL-Programms gefördert werden, sollten 

so entwickelt werden, dass sie auch Aspekte außerhalb des Bereichs der IKT 

integrieren; 
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1.3. Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung einer kritischen Masse auf Unionsebene in der 

angewandten Forschung, Entwicklung und Innovation auf dem Gebiet der IKT-gestützten 

Produkte und Dienste für ein aktives und gesundes Altern; 

1.4. Entwicklung kostengünstiger, leicht zugänglicher und, sofern relevant, 

energieeffizienter Lösungen – einschließlich Festlegung einschlägiger 

Interoperabilitätsstandards und Erleichterung der Lokalisierung und Anpassung 

gemeinsamer Lösungen –, die unterschiedlichen sozialen Ansprüchen, 

sozioökonomischen Faktoren (darunter Energiearmut, soziale Inklusion), 

geschlechtsspezifischen Aspekten und rechtlichen Voraussetzungen, wie sie auf natio-

naler und regionaler Ebene bestehen, gerecht werden, die Privatsphäre und die Würde 

älterer Menschen wahren, wozu auch der Schutz und die Sicherheit personenbezogener 

Daten durch Anwendung modernster Technologien nach dem Ansatz des "eingebauten 

Datenschutzes" (privacy by design) gehören, und gegebenenfalls den Zugang zu 

Dienstleistungen in ländlichen Gebieten und in entlegenen Gebieten erleichtern oder 

anderen Bevölkerungsgruppen, z. B. Menschen mit Behinderungen, zugute kommen. Zur 

Verbesserung der Zugänglichkeit wird das Konzept "Design für Alle" bei der 

Entwicklung und Einführung von Lösungen gefördert werden. 
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2. Das AuL-Programm soll günstige Rahmenbedingungen für die Beteiligung kleiner und 

mittlerer Unternehmen schaffen.  

3. Das AuL-Programm soll sich auf eine ▌ auf den Markt ausgerichtete angewandte 

Forschung und Innovation konzentrieren und entsprechende längerfristige 

Forschungstätigkeiten sowie groß angelegte Innovationsvorhaben ergänzen, die im Zuge 

von Horizont 2020 und anderer europäischer und nationaler Initiativen wie beispielsweise 

der Initiativen zur gemeinsamen Programmplanung und der Aktivitäten im Rahmen 

des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts und dessen einschlägigen 

Wissens- und Innovationsgemeinschaften vorgesehen sind. Darüber hinaus soll es zur 

Durchführung der Europäischen Innovationspartnerschaft für Aktivität und Gesundheit 

im Alter beitragen.  
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ANHANG II 

TÄTIGKEITEN DES AUL-PROGRAMMS 

I. Indirekte Maßnahmen 

1. Die Durchführung des AuL-Programms dient hauptsächlich der Unterstützung 

marktorientierter Forschungs- und Innovationsprojekte für ein aktives und gesundes 

Altern, die den Nachweis erbringen sollen, dass die Projektergebnisse in einem 

realistischen Zeitrahmen genutzt werden können; im Rahmen des AuL-Programms sollen 

solche indirekten Maßnahmen hauptsächlich in Form von Finanzhilfen finanziert werden. 

Andere Formen wie Preisgelder, vorkommerzielle Auftragsvergabe oder Vergabe 

öffentlicher Aufträge für innovative Lösungen sind ebenfalls möglich. 

2. Darüber hinaus können Maßnahmen unterstützt werden, die der Vermittlung, der 

Steigerung der Publizität des Programms, – insbesondere Sensibilisierungsmaßnahmen 

in Bezug auf Länder, die derzeit nicht an dem AuL-Programm teilnehmen –, der 

Bekanntmachung bestehender Kapazitäten, der Förderung der Einführung innovativer 

Lösungen, der Zusammenführung von Anbietern und Nachfragern und der Erleichterung 

des Zugangs zur Finanzierung und zu Investoren dienen.  
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3. Maßnahmen für die Verbesserung der Vorschlagsqualität, Durchführbarkeitsstudien und 

Workshops können ebenfalls unterstützt werden. Zur Erweiterung der Gruppe der am 

AuL-Programm beteiligten Interessenträger kann die Zusammenarbeit mit den Regionen 

der Union ins Auge gefasst werden.  

4. Die Maßnahmen zielen darauf ab, verschiedene Methoden der Einbeziehung von 

Endnutzern zusammenzufassen und zu analysieren, damit faktengestützte Leitlinien 

für bewährte Verfahren entwickelt werden können. 

II. Durchführung 

1. Die Durchführung des AuL-Programms erfolgt auf der Grundlage jährlicher Arbeitspläne, 

in denen Förderformen und Themen für Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen festgelegt werden. Die Arbeitspläne werden nach Maßgabe einer 

veröffentlichten Strategie der AAL-Vereinigung entwickelt, in der die 

Herausforderungen und Prioritäten herausgestellt werden. 

2. Die jährlichen Arbeitspläne werden mit der Kommission vereinbart und dienen als 

Grundlage für den jährlichen Finanzbeitrag der Union.  
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3. Die Durchführung des AuL-Programms umfasst Konsultationen der einschlägigen 

Interessenträger und Beteiligten (darunter Entscheidungsträger in Behörden, Vertreter der 

Nutzer, private Dienstleister und Versicherungen sowie Vertreter der Branche 

einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen) hinsichtlich der vorrangigen Themen 

für die angewandte Forschung und Innovation, wobei die Strategie ebenfalls Gegenstand 

der Konsultationen ist.  

4. Bei der Durchführung des AuL-Programms sind auch die demografischen Entwicklungs-

trends und die demografischen Forschungsarbeiten zu berücksichtigen, um Lösungen 

anzubieten, die der sozialen und wirtschaftlichen Lage in der gesamten Union Rechnung 

tragen. 

5. Bei der Durchführung des AuL-Programms wird der Industrie-, der Klima- und der 

Energiepolitik der Union Rechnung getragen. Das AuL-Programm fördert zudem die 

Energieeffizienz und berücksichtigt die notwendige Bekämpfung der Energiearmut. 

6. Geschlechterfragen, ethische sowie sozial- und geisteswissenschaftliche Fragen und 

Datenschutzfragen sind im Einklang mit den ▌ Grundsätzen und Vorschriften von 

Horizont 2020 angemessen zu berücksichtigen. Zudem sind die einschlägigen 

Rechtsvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten und internationale Leitlinien, 

insbesondere im Bereich der Rechte auf Schutz der Privatsphäre und auf Datenschutz, 

zu berücksichtigen. 
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7. Entsprechend der marktnahen Ausrichtung des AuL-Programms und gemäß den 

Vorschriften der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 gewährleistet die AAL-

Vereinigung in Übereinstimmung mit der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 Fristen bis zur 

Gewährung bzw. bis zur Auszahlung der Finanzhilfen und sorgt dafür, dass diese von den 

teilnehmenden Staaten während der Durchführung des AuL-Programms eingehalten 

werden. 

8. Alle teilnehmenden Staaten wirken bereits in den frühesten Phasen sämtlicher 

Forschungs- und Innovationsprojekte nachdrücklich auf die Beteiligung von 

Organisationen hin, die Akteure der Nachfrageseite, einschließlich der Endnutzer, 

vertreten. 

9. Jeder teilnehmende Staat übernimmt die Kofinanzierung seiner nationalen Teilnehmer, 

deren Vorschläge ausgewählt werden; die Kofinanzierung erfolgt über ▌nationale 

▌Stellen, die auf der Grundlage einer gemeinsamen Projektbeschreibung, die Bestandteil 

einer zwischen den betreffenden nationalen Programmabwicklungsstellen und den 

nationalen Teilnehmern jedes ▌Projekts zu schließenden Vereinbarung ist, auch die 

Kofinanzierungsmittel der Union von der speziellen Durchführungsstelle an die 

Empfänger weiterleiten. 
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10. Nach Abschluss einer Aufforderung zur Einreichung von Projektvorschlägen nimmt die 

AAL-Vereinigung in Zusammenarbeit mit den benannten nationalen 

Programmabwicklungsstellen eine zentrale Prüfung der Zulässigkeit vor. Die Prüfung 

erfolgt anhand der einheitlichen Zulässigkeitskriterien des AuL-Programms, die 

zusammen mit der Aufforderung zur Einreichung von Projektvorschlägen veröffentlicht 

werden. 

11. Die AAL-Vereinigung kontrolliert mit Unterstützung der nationalen 

Programmabwicklungsstellen die Einhaltung zusätzlicher nationaler 

Zulässigkeitskriterien, die in den Aufforderungen zu Einreichung von Projektvorschlägen 

festgelegt sind.  

12. Diese nationalen Zulässigkeitskriterien beziehen sich nur auf den Rechts- und 

Finanzstatus der einzelnen Bewerber und nicht auf den Inhalt der Vorschläge; sie 

betreffen folgende Aspekte: 

12.1. die Art des Bewerbers, einschließlich Rechtsstatus und Zweck; 

12.2. die Zuverlässigkeit und Tragfähigkeit, einschließlich Solidität, Erfüllung steuerlicher und 

sozialer Verpflichtungen. 
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13. Die AAL-Vereinigung bewertet ▌ die zulässigen Projektvorschläge mit Unterstützung 

unabhängiger Sachverständiger anhand transparenter und einheitlicher 

Bewertungskriterien, die in der veröffentlichten Aufforderung zur Einreichung von 

Vorschlägen festgelegt sind; anschließend wird eine Rangliste der Projekte erstellt. Die 

Projekte werden nach dieser Rangliste und unter Berücksichtigung der verfügbaren 

Fördermittel ausgewählt. Die Auswahl ist, nachdem sie von der Generalversammlung 

der AAL-Vereinigung beschlossen wurde, für die teilnehmenden Staaten verbindlich.  

14. Falls ein Projektteilnehmer eines oder mehrere der nationalen Zulässigkeitskriterien nicht 

erfüllt oder die entsprechenden nationalen Mittelbindungen ausgeschöpft sind, kann auf 

Beschluss des Vorstands der AAL-Vereinigung eine zusätzliche zentrale und 

unabhängige Bewertung des Vorschlags mit Unterstützung unabhängiger 

Sachverständiger durchgeführt werden, um zu beurteilen, ob der Vorschlag ohne 

Beteiligung des betreffenden Teilnehmers oder mit einem von den Projektteilnehmern 

vorgeschlagenen Ersatzteilnehmer durchgeführt werden kann. 

15. Mit rechtlichen und finanziellen Problemen in Bezug auf die Teilnehmer der zur 

Förderung ausgewählten Projekte befasst sich die benannte nationale 

Programmabwicklungsstelle. Dabei finden die nationalen Verwaltungsvorschriften und -

grundsätze Anwendung. 
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ANHANG III 

LEITUNG DES AUL-PROGRAMMS 

Das AuL-Programm hat folgende Organisationsform: 

1. Die AAL-Vereinigung ist die von den teilnehmenden Staaten geschaffene spezielle 

Durchführungsstelle. 

2. Die AAL-Vereinigung ist für sämtliche Tätigkeiten des AuL-Programms verantwortlich. 

Zu ihren Aufgaben gehören die Vertrags- und Haushaltsverwaltung, die Aufstellung der 

jährlichen Arbeitspläne, die Organisation der Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen, die Bewertung der Fördervorschläge und die anschließende Aufstellung 

einer Rangliste. 

3. Außerdem übernimmt die AAL-Vereinigung die Beaufsichtigung, ist für die 

Projektbeobachtung verantwortlich und nimmt die Auszahlung der zugehörigen 

Unionsbeiträge an die benannten nationalen Programmabwicklungsstellen vor. Ferner 

organisiert sie Verbreitungstätigkeiten. 
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4. Die AAL-Vereinigung wird von der Generalversammlung geleitet. Die 

Generalversammlung ist das Entscheidungsgremium des AuL-Programms. Sie ernennt 

die Mitglieder des Vorstands und beaufsichtigt die Durchführung des AuL-Programms, 

wozu auch die Genehmigung der Strategie und der jährlichen Arbeitspläne, die 

Zuweisung der nationalen Mittel an die Projekte und die Bearbeitung der 

Aufnahmeanträge neuer Mitglieder zählen. Grundsätzlich hat in der Generalversammlung 

jedes Land eine Stimme. Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit gefällt, mit 

Ausnahme der Entscheidungen über die Nachfolge, die Aufnahme oder den Ausschluss 

von Mitgliedern und die Auflösung der AAL-Vereinigung, für die in der Satzung der 

AAL-Vereinigung besondere Stimmanforderungen festgelegt werden können.  

5. Die Kommission hat auf den Tagungen der Generalversammlung der AAL-Vereinigung 

einen Beobachterstatus und genehmigt den jährlichen Arbeitsplan. Die Kommission wird 

zu allen Zusammenkünften der AAL-Vereinigung eingeladen und kann an den 

Gesprächen teilnehmen. Alle im Zusammenhang mit der Generalversammlung der AAL-

Vereinigung verteilten einschlägigen Unterlagen werden der Kommission zugeleitet. 
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6. Der Vorstand der AAL-Vereinigung besteht mindestens aus einem Vorsitzenden, einem 

stellvertretenden Vorsitzenden, einem Schatzmeister und einem stellvertretenden 

Schatzmeister und wird von der Generalversammlung der AAL-Vereinigung gewählt, um 

besondere Verwaltungsaufgaben wie Haushaltsplanung, Personalverwaltung und 

Vertragsabschlüsse wahrzunehmen. Er tritt als gesetzlicher Vertreter der AAL-

Vereinigung auf und ist der Generalversammlung der AAL-Vereinigung gegenüber 

rechenschaftspflichtig. 

7. Die als Teil der AAL-Vereinigung eingerichtete zentrale Verwaltungsstelle ist für die 

zentrale Verwaltung der Durchführung des AuL-Programms in enger Koordinierung und 

Zusammenarbeit mit den nationalen Programmabwicklungsstellen verantwortlich, die 

ihrerseits von den teilnehmenden Mitgliedstaaten ermächtigt werden, Aufgaben im 

Zusammenhang mit dem Projektmanagement und dessen verwaltungstechnischen und 

rechtlichen Aspekten für die nationalen Projektpartner wahrzunehmen und die Bewertung 

und Aushandlung der Projektvorschläge zu unterstützen. Die zentrale Verwaltungsstelle 

und die nationalen Programmabwicklungsstellen werden gemeinsam als die 

Verwaltungsstelle unter der Aufsicht der AAL-Vereinigung tätig.  

8. Die AAL-Vereinigung bildet einen Beirat aus Vertretern der Branche, der Nutzer und 

anderer einschlägiger Interessenträger und Beteiligter, wobei sie auf ein ausgewogenen 

Verhältnis der Generationen und Geschlechter achtet. Der Beirat erteilt der AAL-

Vereinigung Empfehlungen zur Gesamtstrategie des Programms, zu den Prioritäten und 

Themen für die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen und zu anderen 

einschlägigen Maßnahmen des AuL-Programms. 
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P7_TA-PROV(2014)0364 

Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Unterstützung Forschung 
betreibender kleiner und mittlerer Unternehmen ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam 
durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Unterstützung Forschung 
betreibender kleiner und mittlerer Unternehmen (COM(2013)0493 – C7-0220/2013 – 
2013/0232(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0493), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 185 und 188 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C7-0220/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
vom 10. Dezember 20131, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 26. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (A7-
0077/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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P7_TC1-COD(2013)0232 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses 2014/.../EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten 
gemeinsam durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Unterstützung 
von Forschung und Entwicklung betreibenden kleinen und mittleren Unternehmen  

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 185 und Artikel 188 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,  

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

                                                 
1 Stellungnahme vom 10. Dezember 2013 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In ihrer Mitteilung vom 3. März 2010 mit dem Titel "Europa 2020 – Eine Strategie für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum" (im Folgenden „Strategie Europa 

2020“) hob die Kommission hervor, dass günstige Rahmenbedingungen für 

Investitionen in Wissen und Innovation geschaffen werden müssen, um ein intelligentes, 

nachhaltiges und integratives Wachstum in der Union zu erreichen. Sowohl das 

Europäische Parlament als auch der Rat haben diese Strategie unterstützt. 

(2) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 

wurde das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014–

2020)(im Folgenden "Horizont 2020") errichtet. "Horizont 2020" zielt darauf ab, eine 

größere Wirkung hinsichtlich Forschung und Innovation zu erreichen, indem ein Beitrag 

zur Stärkung öffentlich-öffentlicher Partnerschaften geleistet wird, auch durch eine 

Beteiligung der Union an Programmen, die von mehreren Mitgliedstaaten auf der 

Grundlage von Artikel 185 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

durchgeführt werden. 

(3) Öffentlich-öffentliche Partnerschaften sollten darauf ausgerichtet sein, engere 

Synergien zu entwickeln, die Koordinierung auszubauen und unnötige 

Doppelstrukturen mit unionsweiten, internationalen, nationalen und regionalen 

Forschungsprogrammen zu verhindern, und die allgemeinen Grundsätze von 

"Horizont 2020", insbesondere in den Bereichen Offenheit und Transparenz, 

einzuhalten. Zudem sollte ein offener Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen 

gewährleistet werden.  

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und 
zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 104). 
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(4) Mit der Entscheidung Nr. 743/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1, 

beschloss die Gemeinschaft, sich finanziell an Eurostars zu beteiligen, einem 

gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm, das von allen Mitgliedstaaten 

und fünf assoziierten Ländern im Rahmen von EUREKA durchgeführt wird, einer 1985 

ins Leben gerufenen Initiative zur Förderung der Zusammenarbeit im Bereich der 

industriellen Forschung (im Folgenden “Eurostars“).  

(5) Im April 2012 übermittelte die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat 

einen Bericht über die Zwischenbewertung von Eurostars , die von einer Gruppe 

unabhängiger Sachverständiger zwei Jahre nach Beginn des Programms vorgenommen 

worden war. Die Sachverständigen kamen insgesamt zu dem Schluss, dass Eurostars 

seine Ziele erreicht, einen Mehrwert für europäische Forschung und Entwicklung 

betreibende kleine und mittlere Unternehmen (im Folgenden "KMU") darstellt und nach 

2013 fortgesetzt werden sollte. Darüber hinaus wird davon ausgegangen, dass das 

Programm einer Reihe realer Bedürfnisse von KMU entspricht, die Forschung und 

Entwicklung betreiben; für das Programm wurde eine Vielzahl von Anträgen gestellt, 

und das für die förderfähigen Projekte erforderliche Budget überstieg die 

ursprüngliche Mittelbereitstellung. Es wurde eine Reihe von Empfehlungen zur 

Verbesserung vorgelegt, die insbesondere auf die erforderliche stärkere Integration der 

nationalen Programme und operative Verbesserungen abzielen, um kürzere 

Bewilligungszeiten und transparentere Verfahren zu ermöglichen.  

                                                 
1 Entscheidung Nr. 743/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über 

die Beteiligung der Gemeinschaft an einem Forschungs- und Entwicklungsprogramm mehrerer 
Mitgliedstaaten zur Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen, die Forschung und 
Entwicklung betreiben (ABl. L 201 vom 30.7.2008, S. 58). 
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(6) Es sollte die Definition von KMU gemäß der Empfehlung 2003/361/EG der 

Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 

der kleinen und mittleren Unternehmen1 gelten.  

(7) Gemäß dem Beschluss 2013/743/EU des Rates2 kann eine auf der Grundlage von 

Eurostars durchgeführte Maßnahme unterstützt und entsprechend der 

Zwischenbewertung neu ausgerichtet werden.  

(8) Das zweite, von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgeführte Forschungs- und 

Entwicklungsprogramm zur Unterstützung Forschung und Entwicklung betreibender 

kleiner und mittlerer Unternehmen (im Folgenden "Eurostars 2"), das mit der Strategie 

"Europa 2020", ihrer Leitinitiative "Innovationsunion" und der Mitteilung der 

Kommission vom 17. Juli 2012 mit dem Titel "Eine verstärkte Partnerschaft im 

Europäischen Forschungsraum im Zeichen von Exzellenz und Wachstum" im Einklang 

steht, sollen Forschung und Entwicklung betreibende KMU gefördert werden, indem 

ihre marktorientierten Forschungsprojekte auf allen Gebieten kofinanziert werden. 

Dadurch und in Verbindung mit den Tätigkeiten im Rahmen des Ziels für " Führende 

Rolle bei grundlegenden und industriellen Technologien", das in "Horizont 2020" 

festgeschrieben ist, wird das Programm zu den Zielen des Programmteils "Führungsrolle 

der Industrie" beitragen, um die Entwicklung von für die Zukunft der Unternehmen 

unerlässlichen Technologien und Innovationen zu beschleunigen und innovativen 

europäischen KMU zu einer führenden Rolle auf dem Weltmarkt zu verhelfen. Im 

Rahmen der aus dem vorhergehenden Eurostars-Programm resultierenden 

Verbesserungen sollte Eurostars 2 zu kürzeren Fristen für die Gewährung von 

Finanzhilfen, stärkerer Integration und einer schlanken, transparenten und effizienteren 

Verwaltung führen, was letztendlich Forschung und Entwicklung betreibenden KMU 

zugutekommt. Für den Erfolg von Eurostars 2 ist es von wesentlicher Bedeutung, 

dass der Bottom-up-Ansatz und die unternehmensorientierte Agenda mit dem 

Schwerpunkt auf dem Marktpotenzial des vorherigen Eurostars-Programms 

beibehalten werden. 

                                                 
1 ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36. 
2 Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 über das Spezifische Programm zur 

Durchführung des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-
2020) und zur Aufhebung der Beschlüsse 2006/971/EG, 2006/972/EG, 2006/973/EG, 
2006/974/EG und 2006/975/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 965). 
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(9)  Um der Laufzeit von "Horizont 2020" Rechnung zu tragen, sollten Aufforderungen 

zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von Eurostars2 bis spätestens 

31. Dezember 2020 veröffentlicht werden. In hinreichend begründeten Fällen können 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen bis zum 31. Dezember 2021 

veröffentlicht werden. 

(10) Am 22. Juni 2012 verabschiedete die EUREKA-Ministerkonferenz in Budapest 

strategische Zielvorstellungen für Eurostars 2 (im Folgenden "Budapester Dokument"). 

Darin verpflichteten sich die Minister, Eurostars nach dessen Ablauf im Jahr 2013 für 

die Laufzeit von "Horizont 2020" weiterzuführen. Hierzu gehört auch eine verstärkte 

Partnerschaft, durch die die Empfehlungen der Zwischenbewertung von Eurostars 

umgesetzt werden sollen. Das Budapester Dokument enthält zwei vorrangige Ziele für 

Eurostars 2. Erstens ein strukturelles Ziel, nämlich eine stärkere zeitliche Abstimmung 

und Angleichung zwischen den nationalen Forschungsprogrammen hinsichtlich der 

Finanzierung; dies ist ein zentrales Element bei der Verwirklichung des Europäischen 

Forschungsraums durch die Mitgliedstaaten. Zweitens ein inhaltliches Ziel, nämlich die 

Unterstützung von Forschung und Entwicklung betreibenden KMU, die sich an 

grenzüberschreitenden Forschungs- und Innovationsprojekten beteiligen. Im Budapester 

Dokument wird die Union aufgerufen, sich an Eurostars 2 zu beteiligen. 

(11)  Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten 

verringert werden. Doppelkontrollen sowie eine unverhältnismäßige Dokumentation 

und Berichterstattung sollten vermieden werden. Werden Kontrollen durchgeführt, so 

sollte den Besonderheiten der nationalen Programme gegebenenfalls Rechnung 

getragen werden. 

(12) Rechnungsprüfungen bei den Empfängern von Unionsmitteln im Rahmen von 

Eurostars 2 sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 vorgenommen 

werden.  
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(13) Die teilnehmenden Staaten  beabsichtigen, dazu beizutragen, dass Eurostars 2 während 

seiner Laufzeit (2014-2024) durchgeführt wird.  

(14) Tätigkeiten im Rahmen von Eurostars 2 sollten mit den Zielen und den Bottom-Up-

Ansätzen von "Horizont 2020" und den allgemeinen Grundsätzen und Bedingungen 

nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 im Einklang stehen.  

(15) Für den Finanzbeitrag der Union zu Eurostars 2 sollte für die Laufzeit von 

"Horizont 2020" eine Obergrenze festgelegt werden. Innerhalb dieser Grenze sollte 

Flexibilität hinsichtlich des Beitrags der Union bestehen, der mindestens einem Drittel, 

aber nicht mehr als der Hälfte des Beitrags der teilnehmenden Staaten entsprechen 

sollte, um eine kritische Masse zu erreichen, die zur Deckung der Nachfrage von für 

eine finanzielle Unterstützung in Betracht kommende  Projekten erforderlich ist, um 

eine starke Hebelwirkung zu erzielen und um eine stärkere Integration der nationalen 

Forschungsprogramme der teilnehmenden Staaten zu gewährleisten.  

(16) Im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013, sollte jeder 

Mitgliedstaat und jedes mit "Horizont 2020" assoziierte Land das Recht haben, an 

Eurostars 2 teilzunehmen. 

(17) Jeder EUREKA-Mitgliedstaat und jeder mit EUREKA assoziierte Staat, der kein 

Mitgliedstaat oder kein mit "Horizont 2020" assoziierter Staat ist, kann Eurostars-2-

Partnerland werden. 



 

103 

(18) Der Finanzbeitrag der Union sollte an die förmliche Zusage der teilnehmenden Staaten, 

zur Durchführung von Eurostars 2 beizutragen, und an die Erfüllung dieser Zusage 

geknüpft werden. Finanzielle Unterstützung im Rahmen von Eurostars 2 sollte 

hauptsächlich in Form von Finanzhilfen für Projekte erfolgen, die nach den 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von Eurostars 2 

ausgewählt werden. Um die Ziele von Eurostars 2 zu erreichen, stellen die 

teilnehmenden Staaten einen ausreichenden Finanzbeitrag sicher, um eine angemessene 

Anzahl von Vorschlägen zu finanzieren, die im Rahmen jeder Aufforderung zur 

Einreichung von Vorschlägen ausgewählt werden. 

(19) Zur gemeinsamen Durchführung von Eurostars 2 bedarf es einer Durchführungsstelle. 

Die teilnehmenden Staaten haben sich darauf verständigt, das EUREKA-Sekretariat (im 

Folgenden "ESE") als Durchführungsstelle für Eurostars 2 zu benennen. Das ESE ist 

eine internationale Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht, die 1997 nach 

belgischem Recht durch die Eureka-Mitgliedstaaten gegründet wurde und seit 2008 für 

die Durchführung von Eurostars zuständig ist. Die Zuständigkeit des ESE geht jedoch 

über die Durchführung von Eurostars hinaus, da es gleichzeitig als Sekretariat der 

EUREKA-Initiative dient, die eine eigene Struktur zur Verwaltung von EUREKA-

Projekten außerhalb von Eurostars hat. Die Union, die durch die Kommission vertreten 

wird, ist Gründungsmitglied der EUREKA-Initiative und Vollmitglied des EUREKA-

Sekretariats.  

(20) Zur Verwirklichung der Ziele von Eurostars 2 sollte das ESE die Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen organisieren, die Überprüfung der Zulässigkeitskriterien 

koordinieren, die Bewertung der Expertenbegutachtung  und die Auswahl und 

Überwachung von Projekten übernehmen sowie den entsprechenden Beitrag der Union 

zuweisen. Die Bewertung der Vorschläge sollte nach Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen zentral von unabhängigen externen Sachverständigen unter der 

Verantwortung des ESE vorgenommen werden. Die Rangliste der Projekte sollte für die 

teilnehmenden Staaten hinsichtlich der Zuweisung von Finanzmitteln aus dem 

Finanzbeitrag der Union sowie aus dem Beitrag der teilnehmenden Staaten verbindlich 

sein. 
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(21) Insgesamt sollten durch Eurostars-2 deutliche Fortschritte hin zu einer weiteren 

Angleichung und  einem Gleichlauf der nationalen Forschungs- und Innovations-

programme erzielt werden, um es zu einem wahrhaft gemeinsamen, stärker 

wissenschaftlich, administrativ und finanziell abgestimmten Programm zu machen. 

Durch die gemeinsame Festlegung und Durchführung von Maßnahmen sollte eine 

stärkere wissenschaftliche Integration erreicht werden, die sicher stellt, dass die 

ausgewählten Projekte exzellent sind und eine große Wirkung  haben werden. Durch 

verwaltungstechnische Integration sollte eine weitere Verbesserung bei der 

Durchführung und den Verantwortlichkeiten für das Programm erreicht werden. Eine 

stärkere finanzielle Integration sollte auf einer angemessenen jährlichen finanziellen 

Gesamtbeteiligung der an Eurostars 2 teilnehmenden Staaten und einem hohen Maß an 

nationalem Gleichlauf beruhen. Dies sollte durch eine schrittweise Harmonisierung der 

nationalen Finanzierungsregeln erreicht werden.  

(22) Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen 

Haushaltsführung und den einschlägigen Vorschriften für die indirekte Mittelverwaltung 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates1 und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission2 verwaltet 

werden.  

(23) Um die finanziellen Interessen der Union zu schützen, sollte die Kommission das Recht 

haben, den Finanzbeitrag der Union zu kürzen, auszusetzen oder einzustellen, wenn 

Eurostars 2 in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet durchgeführt wird oder 

wenn die teilnehmenden Staaten ihren Beitrag zur Finanzierung von Eurostars 2 nicht, 

nur teilweise oder verspätet leisten. Diese Rechte sollten in der zwischen der Union und 

dem ESE zu schließenden Übertragungsvereinbarung festgeschrieben werden.  

                                                 
1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 

Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1). 

2 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union ABl. 
L 362 vom 31.12.2012, S. 1. 
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(24) Die Beteiligung an indirekten Maßnahmen, die durch Eurostars 2 unterstützt werden, 

unterliegt der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates1. Allerdings sind aufgrund der besonderen operativen Erfordernisse von 

Eurostars 2 gemäß Artikel 1 Absatz 3 der genannten Verordnung Ausnahmeregelungen 

von dieser Verordnung vorzusehen ▌. 

(25) Um den KMU, die eher mit den nationalen Kanälen vertraut sind und ihre 

Forschungstätigkeiten ansonsten nur innerhalb ihrer nationalen Grenzen durchführen 

würden, die Teilnahme zu erleichtern, sollte der Finanzbeitrag zu Eurostars 2 

entsprechend den bekannten Regeln der nationalen Programme und im Wege einer 

unmittelbar von den nationalen Behörden durchzuführenden Finanzierungsvereinbarung 

bereitgestellt werden, wodurch die Unionsmittel und der entsprechende nationale 

Finanzbeitrag zusammengeführt werden. Daher sollte eine von den Artikel 15 Absatz 9, 

Artikel 18 Absatz 1, Artikel 23 Absatz 1 und Absätze 5 bis 7 und den Artikeln 28 bis 34 

der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 abweichende Regelung festgelegt werden. 

(26) Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von Eurostars 2 

sollten ebenfalls auf dem einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie über andere von 

der Kommission verwaltete elektronische Verbreitungskanäle für "Horizont 2020" 

veröffentlicht werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über die Regeln für die Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
"Horizont 2020"(2014-2020) sowie für die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 81). 
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(27) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des gesamten Ausgabenzyklus 

durch angemessene Maßnahmen geschützt werden, darunter die Prävention, 

Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, die Einziehung entgangener, 

zu Unrecht gezahlter oder nicht ordnungsgemäß verwendeter Mittel sowie 

gegebenenfalls verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen im Einklang mit der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012. 

(28) Die Kommission sollte in Zusammenarbeit mit den teilnehmenden Staaten eine 

Zwischenbewertung, insbesondere zur Überprüfung der Qualität und der Effizienz von 

Eurostars 2 sowie der Fortschritte bei der Erreichung der festgelegten Ziele, und eine 

Abschlussbewertung vornehmen und einen Bericht über diese Bewertungen erstellen.  

(29) Auf Anfrage der Kommission sollten das ESE und die teilnehmenden Staaten alle 

Informationen vorlegen, die die Kommission für die Berichte zur Bewertung von 

Eurostars 2 benötigt.  

(30) Da die Ziele dieses Beschlusses, nämlich die Förderung grenzüberschreitender 

Forschungstätigkeiten durch intensiv Forschung betreibende KMU und die Leistung 

eines Beitrags zur Integration, Angleichung und zum Gleichlauf nationaler 

Forschungsprogramme, aufgrund der fehlenden grenzüberschreitenden Dimension und 

der mangelnden Komplementarität und Interoperabilität nationaler Programme von den 

Mitgliedstaaten nicht erreicht werden können, sondern vielmehr wegen des Umfangs 

und der Wirkung der Maßnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann 

die Union im Einklang mit in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union 

verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das für 

die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus – 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Gegenstand 

Dieser Beschluss regelt die Beteiligung der Union am zweiten, von mehreren Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführten Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Unterstützung von 

Forschung und Entwicklung betreibenden kleinen und mittleren Unternehmen (im Folgenden 

"Eurostars 2") und die Bedingungen für diese Beteiligung.  

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. "KMU" sind Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen gemäß der 

Definition in der Empfehlung 2003/361/EG ; 

2. "Forschung und Entwicklung betreibende KMU" sind KMU, die mindestens eine der 

folgenden Voraussetzungen erfüllen:  

a) mindestens 10 % ihres Umsatzes in Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 

reinvestieren; 

b)  mindestens 10 % ihrer Vollzeitäquivalente zu Forschungs- und 

Entwicklungszwecken einsetzen; 

c)  über mindestens fünf Vollzeitäquivalente (bei KMU mit höchstens 

100 Vollzeitäquivalenten) für Forschungs- und Entwicklungszwecke verfügen, oder  

d)  über zehn Vollzeitäquivalente für Forschungs –und Entwicklungszwecken 

verfügen (bei KMU mit mehr als 100 Vollzeitäquivalenten). 
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Artikel 3 

Ziele 

Das Programm Eurostars 2 verfolgt nachstehende Ziele: 

1. Förderung von Forschungstätigkeiten, die nachstehende Bedingungen erfüllen: 

a) die Tätigkeiten werden im Rahmen einer grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit zwischen Forschung und Entwicklung betreibenden KMU oder 

zwischen solchen KMU und weiteren Akteuren der Innovationskette (z.B. 

Universitäten, Forschungseinrichtungen) durchgeführt;  

b) die Ergebnisse werden voraussichtlich innerhalb von zwei Jahren nach 

Abschluss der Tätigkeit auf den Markt gebracht;  

2. Verbesserung der Zugänglichkeit, Effizienz und Wirksamkeit der öffentlichen 

Förderung für KMU in Europa durch die Angleichung, Harmonisierung und den 

Gleichlauf der nationalen Finanzierungsmechanismen der teilnehmenden Staaten; 

3. Förderung und Steigerung der Beteiligung von KMU, die bislang keine Erfahrung in 

grenzüberschreitender Forschung haben. 



 

109 

Artikel 4 

Teilnahme an Eurostars 2 und Eurostars-2-Partnerschaft 

(1) Die Union beteiligt sich gemäß den Bestimmungen dieses Beschlusses an Eurostars 2, 

das gemeinsam von Belgien, Bulgarien,  Dänemark, Deutschland, Estland,    Finnland, 

Frankreich, Griechenland,  Irland, Island, Israel,  Italien, Kroatien,  Lettland, Litauen, 

Luxemburg,  Malta, den Niederlanden, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, 

Rumänien,  Schweden, der Schweiz, der Slowakei, Slowenien,   Spanien, der 

Tschechischen Republik, der Türkei, Ungarn, dem Vereinigten Königreich,     und 

Zypern ("teilnehmende Staaten") durchgeführt wird. 

(2) Andere als die in Absatz 1 aufgeführten Mitgliedstaaten und andere Länder, die mit 

"Horizont 2020" assoziiert sind, können an Eurostars 2 teilnehmen, wenn sie die 

Bedingung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c dieses Beschlusses erfüllen. Wenn 

diese die Bedingung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c erfüllen, gelten sie für die 

Zwecke dieses Beschlusses als teilnehmende Staaten. 

(3) Jeder EUREKA-Mitgliedstaat und jeder mit EUREKA assoziierte Staat, der kein 

Mitgliedstaat oder kein mit "Horizont 2020" assoziierter Staat ist, kann Eurostars-2-

Partnerland werden, sofern er die Bedingung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c 

erfüllt. EUREKA-Mitgliedstaaten und mit EUREKA assoziierte Staaten, die die 

Bedingung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c erfüllen, gelten für die Zwecke 

dieses Beschlusses als Partnerländer. Juristische Personen aus diesen 

Partnerländern kommen nicht für einen Finanzbeitrag der Union im Rahmen von 

Eurostars 2 in Betracht. 
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Artikel 5 

Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Beitrag der Union, einschließlich der EFTA-Mittel, zu Eurostars 2 beträgt bis zu 

287 000 000 EUR▌. Der Finanzbeitrag der Union wird aus Mitteln des 

Gesamthaushaltsplans der Union geleistet, die den entsprechenden Teilen des 

spezifischen Programms zur Durchführung von "Horizont 2020" zugewiesen sind, das 

im Einklang mit Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer vi und den Artikeln 60 und 61 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch den Beschluss 2013/743/EU 

aufgestellt wurde und insbesondere aus Mitteln unter der Rubrik "Innovation in 

KMU", Teil II. 

(2) Der Finanzbeitrag der Union entspricht mindestens einem Drittel der Beiträge der in 

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a genannten teilnehmenden Staaten, ohne den in 

Absatz 1 festgelegten Betrag zu überschreiten. Er dient der Deckung von 

▌Betriebskosten – einschließlich den Kosten der Bewertung von Vorschlägen – und 

Verwaltungskosten. Wird während der Laufzeit von Eurostars 2 der Anteil des 

Finanzbeitrag der Union angepasst , so könnte der Beitrag der Union maximal auf 

die Hälfte der Beiträge der in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a genannten 

teilnehmenden Staaten erhöht werden.  

(3) Ein Betrag von bis zu 4 % des in Absatz 1 genannten Finanzbeitrags der Union darf 

zur Deckung der Verwaltungskosten von Eurostars 2 verwendet werden. Die 

teilnehmenden Staaten tragen die nationalen Verwaltungskosten, die zur 

Durchführung von Eurostars 2 erforderlich sind. 
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Artikel 6 

Bedingungen für den Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Finanzbeitrag der Union ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Nachweis durch die teilnehmenden Staaten, dass sie Eurostars 2 im Einklang mit 

den in Artikel 3 festgelegten Zielen errichtet haben; 

b) Benennung des EUREKA-Sekretariats (im Folgenden "ESE") durch die 

teilnehmenden Staaten oder durch die von den teilnehmenden Staaten benannten 

Organisationen als für die Durchführung von Eurostars 2 sowie für die 

Entgegennahme, Zuweisung und Überwachung des Finanzbeitrags der Union 

verantwortliche Durchführungsstelle; 

c) Zusage jedes teilnehmenden Staates, sich an der Finanzierung von Eurostars 2 zu 

beteiligen; 

d) Nachweis durch das ESE, dass es zur Durchführung von Eurostars 2, 

einschließlich der Entgegennahme, Zuweisung und Überwachung des 

Finanzbeitrags der Union, im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung des 

Unionshaushalts gemäß den Artikeln 58, 60 und 61 der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 in der Lage ist; und  

e) Festlegung einer Verwaltungsstruktur für Eurostars 2 gemäß Anhang II. 
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(2) Während der Durchführung von Eurostars 2 ist der Finanzbeitrag der Union zudem an 

folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Umsetzung der in Artikel 3 aufgeführten Ziele von Eurostars 2 sowie 

Durchführung der in Anhang I genannten Tätigkeiten durch das ESE in 

Übereinstimmung mit den Beteiligungs- und Verbreitungsregeln gemäß 

Artikel 8;  

b) Aufrechterhaltung einer angemessenen und effizienten Verwaltungsstruktur 

gemäß Anhang II; 

c) Erfüllung der Berichterstattungspflichten gemäß Artikel 60 Absatz 5 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch das ESE; 

d) tatsächliche Zahlung des Finanzbeitrags durch die teilnehmenden Staaten an alle 

Teilnehmer der Eurostars-2-Projekte, die nach den entsprechenden 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von Eurostars 2 

für eine Finanzierung ausgewählt wurden, und somit Erfüllung der in Absatz 1 

Buchstabe c dieses Artikels genannten Zusagen; 

e) Zuweisung von Finanzmitteln aus den nationalen Haushalten für Eurostars-2-

Projekte sowie aus dem Finanzbeitrag der Union entsprechend der Rangliste der 

Projekte; und 

f) Nachweis eines deutlichen Fortschritts bei der wissenschaftlichen, verwaltungs-

technischen und finanziellen Zusammenarbeit durch die Festlegung von 

Mindestzielen für die operative Leistung und Etappenzielen für die 

Durchführung von Eurostars 2. 
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Artikel 7  

Beitrag der teilnehmenden Staaten 

(1) Der Beitrag der teilnehmenden Staaten umfasst folgende Finanzbeiträge: 

a) die Kofinanzierung der ausgewählten Eurostars-2-Projekte durch einschlägige 

nationale Formen der Finanzierung, hauptsächlich durch Finanzhilfen. Die 

Kommission kann die geltenden Regeln zur Bestimmung des Finanzhilfe-

äquivalents anwenden, um die Beiträge der teilnehmenden Staaten, die nicht 

in Form von Finanzhilfen geleistet werden, zu bewerten; 

b) finanzielle Beteiligung an den durch den Beitrag der Union gemäß Artikel 5 

Absatz 3 nicht abgedeckten Verwaltungskosten von Eurostars 2. 

(2) Jeder teilnehmende Staat benennt eine nationale Finanzierungsstelle, die die finanzielle 

Unterstützung für die nationalen Teilnehmer an Eurostars 2 im Einklang mit Artikel 8 

verwaltet. 
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Artikel 8 

Regeln für die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse 

(1) Das ESE gilt als Finanzierungsstelle für die Zwecke der Verordnung (EU) 

Nr. 1290/2013. 

(2) Abweichend von Artikel 15 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 prüfen die 

nationalen Finanzierungsstellen unter der Koordinierung durch das ESE die 

finanzielle Leistungsfähigkeit aller Bewerber für eine Finanzierung im Rahmen von 

Eurostars 2. 

(3) Abweichend von Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 werden die 

Finanzhilfevereinbarungen mit den Begünstigten der indirekten Maßnahme im 

Rahmen von Eurostars 2 von den betreffenden nationalen Finanzierungsstellen 

unterzeichnet. 

(4) Abweichend von Artikel 23 Absätze 1, 5, 6 und 7 sowie von den Artikeln 28 bis 34 der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 gelten für die von den nationalen 

Finanzierungsstellen verwalteten Finanzhilfen im Rahmen von Eurostars 2 die 

Finanzierungsregeln der beteiligten nationalen Programme. 
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Artikel 9  

Durchführung von Eurostars 2  

(1) Eurostars 2 wird auf der Grundlage von jährlichen Arbeitsplänen durchgeführt.  

(2) Eurostars 2 stellt Teilnehmern nach Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen 

finanzielle Unterstützung, hauptsächlich in Form von Finanzhilfen, bereit. 

Artikel 10 

Vereinbarungen zwischen der Union und dem ESE 

(1) Vorbehaltlich einer positiven Ex-ante-Bewertung des ESE gemäß Artikel 61 Absatz 1 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 schließt die Kommission im Namen der 

Union mit dem ESE eine Übertragungsvereinbarung und Vereinbarungen über 

jährliche Mitteltransfers ab. 

(2) Die Übertragungsvereinbarung nach Absatz 1 wird gemäß Artikel 58 Absatz 3 sowie 

den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 40 

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geschlossen. Darüber hinaus ist darin 

Folgendes zu regeln:  

a) die Anforderungen an das ESE im Hinblick auf die Leistungsindikatoren gemäß 

Anhang II des Beschlusses 2013/743/EU;  

b) die Anforderungen an den Beitrag des ESE im Hinblick auf die Überwachung 

gemäß Anhang III des Beschlusses 2013/743/EU;  

c) die spezifischen Leistungsindikatoren für die Funktionsweise des ESE bezüglich 

Eurostars 2;  

d) die Anforderungen an das ESE im Hinblick auf die Bereitstellung von 

Informationen über Verwaltungskosten und von genauen Zahlen zur 

Durchführung von Eurostars 2; 
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e) die Vorkehrungen für die Bereitstellung der Daten, die die Kommission für die 

Erfüllung ihrer Verbreitungs- und Berichterstattungspflichten benötigt; 

f) eine Verpflichtung des ESE, vor einem Transfer eines Finanzbeitrags der Union 

bilaterale Vereinbarungen mit den nationalen Finanzierungsstellen 

abzuschließen; in solchen bilateralen Vereinbarungen sind die Mindestziele für 

die operative Leistung und die Etappenziele für die Durchführung von 

Eurostars 2 festgelegt sind;  

g) Bestimmungen für die Veröffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen im Rahmen von Eurostars 2, insbesondere auf dem 

einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie über andere von der Kommission 

verwaltete elektronische Verbreitungskanäle für "Horizont 2020". 

Artikel 11 

Einstellung, Kürzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union 

(1) Wird Eurostars 2 nicht, in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet 

durchgeführt, so kann die Kommission entsprechend der tatsächlichen Durchführung 

von Eurostars 2 den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen. 

(2) Tragen die teilnehmenden Staaten nicht, nur teilweise oder verspätet zur Finanzierung 

von Eurostars 2 bei, so kann die Kommission unter Berücksichtigung der Höhe der 

von den teilnehmenden Staaten zur Durchführung von Eurostars 2 zugewiesenen 

Mittel den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen.  
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Artikel 12 

Nachträgliche Rechnungsprüfungen  

(1) Das ESE stellt sicher, dass nachträgliche Prüfungen der Ausgaben für indirekte Maß-

nahmen von den betreffenden nationalen Finanzierungsstellen gemäß Artikel 29 der 

Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 vorgenommen werden.  

(2) Die Kommission kann beschließen, die Prüfungen gemäß Absatz 1 selbst 

vorzunehmen. In diesen Fällen führt sie diese im Einklang mit den geltenden 

Vorschriften, insbesondere der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012, (EU) Nr. 

1290/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013  durch. 

Artikel 13 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der nach diesem Beschluss 

finanzierten Maßnahmen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch 

geeignete Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen. 

(2) Das ESE gewährt Bediensteten der Kommission und sonstigen von ihr ermächtigten 

Personen sowie dem Europäischen Rechnungshof Zugang zu ihren Standorten und 

Räumlichkeiten sowie zu allen zur Durchführung ihrer Rechnungsprüfungen 

erforderlichen Informationen, einschließlich Informationen in elektronischer Form. 
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(3) Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann auf der Grundlage der 

Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2185/96 des Rates1 

und der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates2 Untersuchungen – einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor Ort – 

durchführen, um festzustellen, ob es im Zusammenhang mit einer Vereinbarung, einem 

Beschluss oder einem auf der Grundlage dieses Beschlusses finanzierten Vertrag zu 

Betrug, Korruption oder anderen rechtswidrigen Handlungen gekommen ist, die den 

finanziellen Interessen der Union zuwiderlaufen. 

(4) In Verträgen, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfebeschlüssen im Rahmen der 

Umsetzung dieses Beschlusses müssen Bestimmungen enthalten sein, durch die die 

Kommission, der Europäische Rechnungshof, OLAF und das ESE ausdrücklich 

ermächtigt werden, solche Prüfungen und Untersuchungen im Einklang mit ihren 

jeweiligen Zuständigkeiten durchzuführen. 

(5) Bei der Durchführung von Eurostars 2 ergreifen die teilnehmenden Staaten alle 

gesetzgeberischen, regulatorischen, verwaltungstechnischen und sonstigen 

Maßnahmen, die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich sind, 

insbesondere um sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012 und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 alle der Union 

zustehenden Beträge vollständig zurückerstattet werden. 

                                                 
1 Verordnung (EURATOM, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die 

Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 
292 vom 15.11.1996, S. 2). 

2 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 
18.9.2013, S. 1). 



 

119 

Artikel 14 

Übermittlung von Informationen 

1. Auf Ersuchen der Kommission übermittelt das ESE alle Informationen, die zur 

Erstellung der in Artikel 15 genannten Berichte erforderlich sind. 

(2) Die teilnehmenden Staaten legen der Kommission über das ESE alle vom 

Europäischen Parlament, dem Rat oder dem Europäischen Rechnungshof 

angeforderten Informationen zur Finanzverwaltung von Eurostars 2 vor.  

(3) Die Kommission nimmt die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Informationen in die 

in Artikel 15 genannten Berichte auf. 

Artikel 15 

Bewertung 

(1) Bis zum 30. Juni 2017 nimmt die Kommission in enger Zusammenarbeit mit den 

teilnehmenden Staaten und mit der Unterstützung unabhängiger Sachverständiger 

eine Zwischenbewertung von Eurostars 2 vor. Die Kommission erstellt einen Bericht 

über diese Bewertung, der auch Schlussfolgerungen der Bewertung und Bemerkungen 

der Kommission enthält. Diesen Bericht übermittelt die Kommission bis zum 31. 

Dezember 2017 an das Europäische Parlament und den Rat. Das Ergebnis der 

Zwischenbewertung von Eurostars 2 fließt in die Zwischenbewertung von "Horizont 

2020" ein. 

(2) Anlässlich der Beendigung der Beteiligung der Union an Eurostars 2, spätestens 

jedoch bis zum 31. Dezember 2022, nimmt die Kommission eine Abschlussbewertung 

von Eurostars 2 vor. Die Kommission erstellt einen Bericht über diese Bewertung, der 

auch die Ergebnisse dieser Bewertung enthalten soll. Diesen Bericht leitet die 

Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. 
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Artikel 16 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft.  

Artikel 17 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu ... am […]  

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG I 

Durchführung von Eurostars 2 

(1) Das ESE organisiert fortlaufend offene Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen mit bestimmten Einreichungsterminen für die Gewährung finanzieller 

Unterstützung für indirekte Maßnahmen. 

(2) Bewerber reichen ihre Projektvorschläge beim ESE als einziger Anlaufstelle ein.  

(3) Nach Abschluss einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird vom ESE 

auf der Grundlage der im jährlichen Arbeitsplan festgelegten Zulässigkeitskriterien 

eine zentrale Prüfung der Zulässigkeit vorgenommen. Die teilnehmenden Staaten 

dürfen keine abweichenden oder zusätzlichen Zulässigkeitskriterien hinzufügen. 

(4) Die nationalen Finanzierungsstellen prüfen unter der Koordinierung durch das 

ESE die finanzielle Leistungsfähigkeit der Teilnehmer nach gemeinsamen, eindeutigen 

und transparenten Regeln.  

(5) Vorschläge, die die Zulässigkeitskriterien erfüllen, werden zentral von einer Gruppe 

unabhängiger Sachverständiger gemäß den Kriterien in Artikel 15 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 und auf der Grundlage transparenter Verfahren 

bewertet und in die Rangliste eingestuft. 

(6) Das ESE richtet ein Verfahren zur Überprüfung der Bewertung gemäß Artikel 16 der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 ein.  
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(7) Die Rangliste, die als Ganzes von der in Anhang II genannten Hochrangigen Gruppe 

für Eurostars 2 gebilligt wird, ist bei der Zuweisung von Finanzmitteln aus den 

nationalen Mitteln für Eurostars-2-Projekte bindend. 

(8) Sobald die Rangliste gebilligt ist, finanziert jeder teilnehmende Staat seine nationalen 

Teilnehmer an den zur Unterstützung ausgewählten Projekten über die benannte 

nationale Finanzierungsstelle und bemüht sich nach Kräften, dass die ersten 50 

Projekte in der Rangliste und mindestens 50 % bis 75 % der oberhalb der Schwellen-

werte liegenden Projekte gefördert werden. Der Finanzbeitrag für die Teilnehmer wird 

nach den Finanzierungsregeln berechnet, die für das nationale Programm des an 

Eurostars 2 teilnehmenden Staates gelten. Der Finanzbeitrag der Union wird vom ESE 

an die nationalen Finanzierungsstellen überwiesen, sofern diese ihren Finanzbeitrag für 

die Projekte gezahlt haben.  

(9) Allen zugelassenen Teilnehmern an zentral ausgewählten Projekten soll wird 

finanzielle Unterstützung gewährt werden. Eine finanzielle Unterstützung seitens der 

nationalen Finanzierungsstellen für zentral ausgewählte Projektteilnehmer wird unter 

Wahrung der Grundsätze der Gleichbehandlung, der Transparenz und der 

Kofinanzierung gewährt. 

(10) Das ESE ist für die Bewertung der Vorschläge, die Unterrichtung der nationalen 

Finanzierungsstellen, die Koordinierung des Gleichlaufs, die Überwachung der 

Projekte durch Projektberichterstattung und von den nationalen Finanzierungsstellen 

durchgeführte Prüfungen sowie für die Berichterstattung an die Kommission 

verantwortlich und gewährleistet kurze Fristen für die Gewährung von Finanzhilfen. 

Des Weiteren trifft es die erforderlichen Maßnahmen, um die Anerkennung des 

Beitrags der Union zum Programm Eurostars 2 sowohl im Programm generell als auch 

in den einzelnen Projekten zu unterstützen. Dieser Beitrag sollte durch die 

Verwendung des Logos von "Horizont 2020" in allen Veröffentlichungen im 

Zusammenhang mit Eurostars 2, einschließlich gedruckter und elektronischer 

Veröffentlichungen, in geeigneter Weise sichtbar gemacht werden. 
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(11) Das ESE schließt bilaterale Eurostars-2-Vereinbarungen mit den nationalen 

Finanzierungsstellen der teilnehmenden Staaten. In diesen bilateralen Eurostars-2-

Vereinbarungen werden die Pflichten der Vertragsparteien gemäß den Vorschriften, 

Zielen und Durchführungsmodalitäten für Eurostars 2 geregelt. Die bilateralen 

Eurostars-2-Vereinbarungen enthalten die Regeln für den Transfer des Beitrags der 

Union und die operativen Mindestziele und nationale schrittweise zu erreichende 

Etappenziele für die weitere Integration und den Gleichlauf der nationalen Programme, 

einschließlich kürzerer Fristen für die Gewährung von Finanzhilfen im Einklang mit 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der Verordnung (EU) Nr. 

1290/2013. Diese Zielsetzungen und Etappenziele werden von der Hochrangigen 

Gruppe für Eurostars 2 in Abstimmung mit der Kommission festgelegt. Die 

Unterzeichnung der bilateralen Eurostars-2-Vereinbarung und die Einhaltung der 

operativen Ziele und Etappenziele sind die Voraussetzung dafür, dass die nationalen 

Finanzierungsstellen den Finanzbeitrag der Union erhalten.  

(12) Das ESE kann bilaterale Eurostars-2-Vereinbarungen mit den nationalen 

Finanzierungsstellen der Partnerländer schließen. In diesen bilateralen Eurostars-

2-Vereinbarungen werden die Zuständigkeiten der Vertragsparteien gemäß den 

Regeln, Zielen und Durchführungsmodalitäten von Eurostar 2 festgelegt, die 

Voraussetzungen für eine Partnerschaft mit Eurostars 2 präzisiert und die 

operativen Mindestziele einschließlich einer kurzen Frist für die Gewährung von 

Finanzhilfen angegeben. 

(13) Zudem sollen Vernetzungsaktivitäten und der Austausch bewährter Verfahren 

zwischen den teilnehmenden Staaten durchgeführt werden, um eine stärkere 

Integration auf wissenschaftlicher, verwaltungstechnischer und finanzieller Ebene zu 

fördern. 

(14) Weitere Maßnahmen umfassen auch Vermittlungs-, Programmförderungs- und 

Vernetzungsaktivitäten zusammen mit anderen Beteiligten (Investoren, Forscher, 

Innovationsgeber, zwischengeschaltete Stellen), um insbesondere die Beteiligung von 

Empfängern in allen teilnehmenden Staaten zu erhöhen und KMU, die bislang keine 

Erfahrung in grenzüberschreitenden Forschungsprojekten haben, einzubeziehen.  
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ANHANG II 

Verwaltungsstruktur von Eurostars 2 

(1) Das ESE verwaltet das Programm Eurostars 2.  

Der Leiter des ESE ist als dessen rechtlicher Vertreter mit der Durchführung von 

Eurostars 2 beauftragt; dies umfasst: 

a) Ausarbeitung des jährlichen Haushaltsplans für die Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen, zentrale Durchführung gemeinsamer 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen und Entgegennahme von 

Vorschlägen als einzige Anlaufstelle; zentrale Organisation der 

Zulässigkeitsprüfung und Bewertung von Vorschlägen nach den gemeinsamen 

Zulässigkeits- und Bewertungskriterien, zentrale Durchführung von 

Ranglisteneinstufung und Auswahl von Vorschlägen für die Finanzierung sowie 

Überwachung von Projekten und entsprechende Folgemaßnahmen; 

Entgegennahme, Zuweisung und Überwachung des Finanzbeitrags der Union; 

b) Einholen der für die Überweisung des Beitrags der Union erforderlichen 

Informationen von den nationalen Finanzierungsstellen; 

c) Bekanntmachung des Programms Eurostars 2; 

d) Berichterstattung über das Programm Eurostars 2 an die Hochrangige Gruppe 

für Eurostars 2 und an die Kommission; 

e) Unterrichtung des EUREKA-Netzes über die Tätigkeiten im Rahmen von 

Eurostars 2; 

f) Unterzeichnung der Übertragungsvereinbarung mit der Kommission, der 

bilateralen Vereinbarungen mit den nationalen Finanzierungsstellen und der 

Verträge mit den Sachverständigen, die die Eurostars-2-Anträge bewerten; 

g) Verabschiedung des jährlichen Arbeitsplans für Eurostars 2 nach vorheriger 

Zustimmung der Hochrangigen Gruppe für Eurostars 2 und der Kommission.  
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(2) Die Hochrangige Gruppe für Eurostars 2, die sich aus den nationalen Vertretern der an 

Eurostars 2 teilnehmenden Staaten in der Hochrangigen Gruppe für EUREKA 

zusammensetzt, überwacht die Tätigkeiten des ESE im Zusammenhang mit Eurostars 2; 

hierzu 

a) überwacht sie die Durchführung des Programms Eurostars 2; 

b) ernennt sie die Mitglieder der Beratenden Gruppe für Eurostars 2 (im Folgenden 

"BGE"); 

c) genehmigt sie den jährlichen Arbeitsplan; 

d) billigt sie die Rangliste der zu unterstützenden Eurostars-2-Projekte und 

entscheidet über die Gewährung von Finanzhilfen. 

Die Union, vertreten durch die Kommission, hat in der Hochrangigen Gruppe für 

Eurostars 2 Beobachterstatus. Die Kommission wird zu Sitzungen eingeladen, erhält alle 

Sitzungsunterlagen und kann sich an den Beratungen beteiligen. 

Alle Partnerländer ▌haben das Recht, Vertreter als Beobachter zu den Sitzungen der 

Hochrangigen Gruppe für Eurostars 2 zu entsenden. 
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(3) Die BGE setzt sich aus den nationalen EUREKA-Projektkoordinatoren (Personen in den 

nationalen Regierungen oder Einrichtungen, die in den teilnehmenden Staaten auf 

operativer Ebene mit der Verwaltung des Programms EUREKA/Eurostars und der 

Bekanntmachung des Programms Eurostars 2 betraut sind) der teilnehmenden Staaten 

zusammen. Die Kommission und die Partnerländer können Vertreter als Beobachter zu 

den BGE-Sitzungen entsenden. Das ESE führt den Vorsitz in den BGE-Sitzungen. 

Die BGE berät das ESE sowie die Hochrangige Gruppe für Eurostars 2 bezüglich der 

Modalitäten für die Durchführung von Eurostars 2. 

(4) Die nationalen Finanzierungsstellen verwalten die finanzielle Unterstützung für die 

nationalen Teilnehmer. 
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P7_TA-PROV(2014)0365 

Europäisches Metrologie-Programm für Innovation und Forschung ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam 
durchgeführten europäischen Metrologie-Programm für Innovation und Forschung 
(COM(2013)0497 – C7-0221/2013 – 2013/0242(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0497), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 185 und Artikel 188 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag 
der Kommission unterbreitet wurde (C7-0221/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
vom 10. Dezember 20131,  

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 26. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie 
(A7-0063/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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P7_TC1-COD(2013)0242 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses 2014/.../EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten 
gemeinsam durchgeführten europäischen Metrologie-Programm für Innovation und 
Forschung (EMPIR) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 185 und Artikel 188 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,  

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

                                                 
1 Stellungnahme vom 10. Dezember 2013 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In ihrer Mitteilung vom 3. März 2010 mit dem Titel "Europa 2020 – Eine Strategie für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum" (im Folgenden" Strategie 

Europa 2020") hebt die Kommission hervor, dass günstige Rahmenbedingungen für 

Investitionen in Wissen und Innovation geschaffen werden müssen, um ein intelli-

gentes, nachhaltiges und integratives Wachstum in der Union zu erreichen. Sowohl das 

Europäische Parlament als auch der Rat haben diese Strategie unterstützt. 

(2) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

wurde das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014–

2020)1 (im Folgenden "Horizont 2020") errichtet. Mit „Horizont 2020“ soll eine 

größere Wirkung im Hinblick auf Forschung und Innovation erreicht werden, indem 

ein Beitrag zur Stärkung öffentlich-öffentlicher Partnerschaften geleistet wird, auch 

durch eine Beteiligung der Union an Programmen, die von mehreren Mitgliedstaaten 

auf der Grundlage von Artikel 185 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union durchgeführt werden.  

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und 
zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 347). 
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(3) Öffentlich-öffentliche Partnerschaften sollten darauf ausgerichtet sein, enge 

Synergien zu entwickeln, die Koordinierung auszubauen und unnötige 

Doppelstrukturen mit unionsweiten, internationalen, nationalen und regionalen 

Forschungsprogrammen zu verhindern sowie die allgemeinen Grundsätze von 

"Horizont 2020", insbesondere in den Bereichen Offenheit und Transparenz, 

einzuhalten. Zudem sollte ein offener Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen 

gewährleistet werden. 

(4) Durch die Entscheidung Nr. 912/2009/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates1 beschloss die Gemeinschaft, für die Laufzeit des durch den Beschluss 

Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2 eingerichteten siebten 

Rahmenprogramms der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische 

Entwicklung und Demonstration (2007-2013) einen dem Beitrag der teilnehmenden 

Länder entsprechenden Finanzbeitrag in Höhe von höchstens 200 000 000 EUR zum 

"Europäischen Metrologie-Forschungsprogramm" (im Folgenden "EMFP") zu leisten.  

                                                 
1 Entscheidung Nr. 912/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 

2009 über die Beteiligung der Gemeinschaft an einem gemeinsamen europäischen Metrologie-
Forschungs- und Entwicklungsprogramm mehrerer Mitgliedstaaten (ABl. L 257 vom 30.9.2009, S. 
12). 

2 Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 
über das Siebte Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische 
Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (ABl. L 412 vom 30.12.2006, S. 1). 
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(5) Im April 2012 übermittelte die Kommission dem Europäischen Parlament und dem 

Rat einen Bericht über die Zwischenbewertung des Europäischen Metrologie-

Forschungsprogramms – EMFP. Diese Bewertung wurde drei Jahre nach 

Programmbeginn von einem Sachverständigengremium durchgeführt. Die 

Sachverständigen kamen insgesamt zu dem Ergebnis, dass das EMFP ein gut 

verwaltetes gemeinsames europäisches Forschungsprogramm ist, das bereits ein 

vergleichsweise hohes Niveau an wissenschaftlicher, verwaltungstechnischer und 

finanzieller Integration erreicht hat. Das Sachverständigengremium stellte jedoch 

andererseits fest, dass die industrielle Nutzung und die Öffnung für die wissen-

schaftliche Exzellenz außerhalb der Metrologieinstitute begrenzt sind und der 

Kapazitätenaufbau unzureichend ist. Es vertrat zudem die Auffassung, dass durch die 

Durchführung des EMFP ein integrativ angelegter europäischer 

Metrologieforschungsraum geschaffen werden könnte. 

(6) Nach Maßgabe des Beschlusses ▌2013/743/EU des Rates 1 kann weitere 

Unterstützung für das EMFP  bereitgestellt werden. 

                                                 
1 Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 über das Spezifische Programm zur 

Durchführung des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-
2020) und zur Aufhebung der Beschlüsse 2006/971/EG, 2006/972/EG, 2006/973/EG, 
2006/974/EG und 2006/975/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 965). 
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(7) Das Europäische Metrologieprogramm für Innovation und Forschung (im Folgenden 

"EMPIR"), das auf die Strategie Europa 2020 und ihre Leitinitiativen abgestimmt ist, 

insbesondere auf die Initiativen "Innovationsunion", "Digitale Agenda für Europa", 

"Ressourcenschonendes Europa" und "Eine Industriepolitik für das Zeitalter der 

Globalisierung", ist ein ehrgeizigeres und integrativer angelegtes Programm, das über 

einen Zeitraum von zehn Jahren (2014-2024) von 28 teilnehmenden Ländern 

durchgeführt wird. Im Rahmen der Verbesserungen gegenüber dem vorherigen 

Programm wird EMPIR Tätigkeiten in den Bereichen Innovation und industrielle 

Nutzung, Forschung für die Zwecke der Normung und Standardisierung sowie für 

regulatorische Zwecke und im Bereich Kapazitätenaufbau beinhalten.  

(8) Die teilnehmenden Länder wollen dazu beitragen, EMPIR während der Laufzeit des 

Programms, d.h. in den Jahren 2014 bis 2024, durchzuführen. Um der Laufzeit von 

"Horizont 2020" Rechnung zu tragen, sollten Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen im Rahmen von EMPIR spätestens bis zum 31. Dezember 2020 

veröffentlicht werden. In hinreichend begründeten Fällen können Aufforderungen 

zur Einreichung von Vorschlägen bis zum 31. Dezember 2021 durchgeführt werden.  
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(9) Tätigkeiten im Rahmen von EMPIR sollten mit den Zielen und den Forschungs- 

und Innovationsprioritäten von "Horizont 2020" und den allgemeinen Grundsätzen 

und Bedingungen des Artikels 26 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 im Einklang 

stehen. 

(10) Für die finanzielle Beteiligung der Union an EMPIR sollte für die Laufzeit von 

"Horizont 2020" eine Obergrenze festgelegt werden. Innerhalb dieser Obergrenze 

sollte der Beitrag der Union dem Beitrag der an EMPIR teilnehmenden Länder 

entsprechen, um eine starke Hebelwirkung zu erzielen und eine stärkere Integration der 

Programme der teilnehmenden Länder zu gewährleisten. 

(11) Im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 sollte jeder 

Mitgliedstaat und jedes mit "Horizont 2020" assoziierte Land das Recht haben, an 

EMPIR teilzunehmen. 
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(12) Der Finanzbeitrag der Union sollte an die förmliche Zusage der teilnehmenden Länder, 

zur Durchführung von EMPIR beizutragen, und an die Erfüllung dieser Zusage 

geknüpft werden. Der Beitrag der teilnehmenden Länder zu EMPIR sollte einen 

Beitrag zu den Verwaltungskosten vorbehaltlich einer Obergrenze von 5 % des 

EMPIR-Budgets beinhalten. Die teilnehmenden Länder sollten sich dazu verpflichten, 

ihren Beitrag zu EMPIR falls erforderlich um eine finanzielle Reserve in Höhe von 

50 % aufzustocken, um sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, ihre an den 

ausgewählten Projekten teilnehmenden nationalen Stellen,  nationale 

Metrologieinstitute (“NMI“) und designierte Institute (“DI“), zu finanzieren.  
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(13) Zur gemeinsamen Durchführung von EMPIR bedarf es einer Durchführungsstelle. Die 

teilnehmenden Länder haben sich auf die Durchführungsstelle für das EMFP geeinigt 

und im Jahr 2007 EURAMET e.V. (im Folgenden "EURAMET"), die europäische 

regionale Metrologieorganisation, als Vereinigung ohne Erwerbszweck nach 

deutschem Recht eingerichtet. EURAMET hat auch Aufgaben und Verpflichtungen in 

Bezug auf die gesamteuropäische und weltweite Harmonisierung der Metrologie. Die 

Mitgliedschaft in EURAMET steht allen europäischen NMI als Mitgliedern und DI als 

assoziierten Mitgliedern offen. Die Mitgliedschaft in EURAMET setzt nicht das 

Bestehen nationaler Metrologieforschungsprogramme voraus. Angesichts der 

Tatsache, dass die Verwaltungsstruktur von EURAMET sich dem Zwischenbericht des 

EMFP zufolge für die Durchführung des EMFP als effizient und von hoher Qualität 

erwiesen hat, sollte EURAMET auch für die Durchführung von EMPIR eingesetzt 

werden. EURAMET sollte Empfänger des Finanzbeitrags der Union sein.  
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(14) Zur Verwirklichung der Ziele von EMPIR sollte EURAMET finanzielle Unterstützung 

vor allem in Form von Finanzhilfen für Teilnehmer an auf der Ebene von EMPIR 

ausgewählten Maßnahmen gewährt werden. Diese Maßnahmen sollten im Rahmen von 

unter der Verantwortung von EURAMET durchgeführten Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen ausgewählt werden. Die Rangliste sollte hinsichtlich der 

Auswahl der Vorschläge und der Zuweisung der Finanzmittel aus dem Finanzbeitrag 

der Union und den Beiträgen der teilnehmenden Länder zu EMPIR verbindlich sein.  

(15) Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der 

wirtschaftlichen Haushaltsführung und den einschlägigen Vorschriften für die 

indirekte Mittelverwaltung, die in der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates1 und der delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 1268/2012 der Kommission2 festgelegt sind, verwaltet werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 

Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 26.10.2012, 
S. 1). 

2 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union 
(ABl. L 362 vom 31.12.2012, S. 1). 
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(16) Um die finanziellen Interessen der Union zu schützen, sollte die Kommission das 

Recht haben, den Finanzbeitrag der Union zu kürzen, auszusetzen oder einzustellen, 

wenn EMPIR in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet durchgeführt wird 

oder wenn die teilnehmenden Länder ihren Beitrag zur Finanzierung von EMPIR 

nicht, nur teilweise oder verspätet leisten. Diese Rechte sollten in der zwischen der 

Union und EURAMET zu schließenden Übertragungsvereinbarung festgeschrieben 

werden.  

(17) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten 

verringert werden. Doppelprüfungen sowie unverhältnismäßige Nachweis- und 

Berichtspflichten sollten vermieden werden. Werden Prüfungen durchgeführt, so 

sollte den Besonderheiten nationaler Programme gegebenenfalls Rechnung 

getragen werden. 

(18) Prüfungen der Empfänger von Unionsmitteln nach diesem Beschluss sollten 

gewährleisten, dass der Verwaltungsaufwand in Übereinstimmung mit der 

Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 verringert wird.  

(19) Die Beteiligung an indirekten Maßnahmen, die durch EMPIR unterstützt werden, 

unterliegt der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates1. Allerdings sind aufgrund spezifischer Erfordernisse der Funktionsweise von 

EMPIR gemäß Artikel 1 Absatz 3 der genannten Verordnung ▌ Ausnahmeregelungen 

von jener Verordnung vorzusehen. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über die Regeln für die Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
"Horizont 2020"(2014-2020) sowie für die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 81).. 
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(20) Der Beitrag der teilnehmenden Länder umfasst vor allem die staatliche Finanzierung 

der an den Projekten beteiligten nationalen NMI und DI. Der Beitrag der 

teilnehmenden Länder sollte auch einen Finanzbeitrag zu den Verwaltungskosten von 

EMPIR beinhalten. Ein Teil des Unionsbeitrags sollte anderen Stellen als den an den 

Projekten beteiligten NMI und DI zugewiesen werden. Bei der Berechnung des 

Finanzbeitrags der Union für die an den EMPIR-Projekten beteiligten NMI und DI 

sollte sichergestellt werden, dass der Beitrag der Union den Beitrag der teilnehmenden 

Länder nicht übersteigt. Angesichts der Tatsache, dass die staatliche Finanzierung der 

NMI und der DI, die von den teilnehmenden Ländern bereitgestellt wird, den 

Gemeinkosten entspricht, die den EMPIR-Projekten zuzuordnen sind und nicht durch 

den Beitrag der Union erstattet werden, sollte der Pauschalsatz für die Finanzierung 

der indirekten förderfähigen Kosten der NMI und der DI im Vergleich zu dem 

Pauschalsatz, der in der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 festgelegt ist, angepasst 

werden. Der Pauschalsatz für die Finanzierung der indirekten förderfähigen Kosten der 

NMI und der DI sollte auf der Grundlage der vollen indirekten Kosten ermittelt 

werden, die von den an den Projekten teilnehmenden NMI und DI als förderfähig 

angegeben werden, wobei diese stabil sind und eine verlässliche Schätzung der 

indirekten Kosten, die den an EMPIR-Projekten beteiligten nationalen NMI und DI 

entstehen, erlauben. Da diese indirekten Kosten sich auf 140 % der gesamten direkten 

förderfähigen Kosten der NMI und DI, mit Ausnahme der direkten förderfähigen 

Kosten für Unteraufträge und für unentgeltlich zur Verfügung gestellte Sachleistungen, 

die nicht in den Räumlichkeiten der Empfänger in Anspruch genommen werden, 

belaufen, sollte der in der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 festgesetzte Pauschalsatz 

für die Finanzierung der indirekten Kosten der NMI und DI von 25 % ▌ auf 5 % 

herabgesetzt werden. Daher sollte für die NMI und die DI eine Ausnahme von 

Artikel 29 jener Verordnung vorgesehen werden. Andere an EMPIR-Projekten 

beteiligte Stellen sollten im Einklang mit jener Verordnung finanziert werden.  
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(21) Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen von EMPIR sollten 

auch auf dem einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie über andere von der Kom-

mission verwaltete elektronische Verbreitungskanäle im Rahmen von "Horizont 

2020" veröffentlicht werden. 

(22) Die Zweckmäßigkeit des Finanzierungsmodells in Bezug auf den Grundsatz der 

Entsprechung zwischen den Mitteln der Union und den nicht von der Union 

bereitgestellten Mitteln sollte bei der Zwischenbewertung von EMPIR erneut geprüft 

werden. 

(23) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des gesamten Ausgabenzyklus 

durch angemessene Maßnahmen geschützt werden, darunter die Prävention, 

Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, die Einziehung entgangener, 

zu Unrecht gezahlter oder nicht zweckgemäß verwendeter Mittel sowie gegebenenfalls 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen im Einklang mit der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012. 
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(24) Die Kommission sollte eine Zwischenbewertung, insbesondere zur Überprüfung der 

Qualität und Effizienz von EMPIR und der Fortschritte bei der Erreichung der 

gesteckten Ziele, sowie eine Abschlussbewertung vornehmen und einen Bericht über 

diese Bewertungen erstellen.  

(25) Auf Anfrage der Kommission sollten EURAMET und die teilnehmenden Länder alle 

Informationen vorlegen, die die Kommission für die Berichte zur Bewertung von 

EMPIR benötigt.  
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(26) Ziel dieses Beschlusses ist die Beteiligung der Union an EMPIR, insbesondere die 

Unterstützung der Bereitstellung integrierter und zweckdienlicher Metrologielösungen 

und der Schaffung einer integrierten europäischen Metrologieforschung mit einer 

kritischen Masse und einem aktiven Engagement auf regionaler, nationaler, 

europäischer und internationaler Ebene, das von den Mitgliedstaaten allein nicht 

ausreichend verwirklicht werden kann. Angesichts des Umfangs und der Komplexität 

der Anforderungen in Bezug auf die Metrologie sind Investitionen erforderlich, die 

über die institutionell zugewiesenen Forschungsbudgets    der NMI und der DI 

hinausgehen. Die Exzellenz, die für Forschung und die Entwicklung  modernster 

Metrologielösungen erforderlich ist, ist über nationale Grenzen hinweg an verschie-

denen Standorten zu finden und kann daher nicht allein auf nationaler Ebene 

zusammengebracht werden. Da das Ziel somit durch die Einbindung der nationalen 

Bemühungen in ein abgestimmtes europäisches Konzept besser auf Unionsebene zu 

verwirklichen ist, indem getrennt voneinander bestehende nationale 

Forschungsprogramme zusammengebracht werden, die Gestaltung gemeinsamer 

Forschungs- und Finanzierungsstrategien über nationale Grenzen hinweg unterstützt 

wird und eine kritische Masse von Akteuren und Investitionen erreicht wird, kann die 

Union im Einklang mit dem Grundsatz der Subsidiarität gemäß Artikel 5 des Vertrags 

über die Europäische Union tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 

verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das 

für die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus – 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1  

Beteiligung an dem Europäischen Metrologie-Programm für Innovation und 

Forschung 

1. Die Union beteiligt sich gemäß den Bestimmungen dieses Beschlusses am 

Europäischen Metrologie-Programm für Innovation und Forschung (im Folgenden 

"EMPIR"), das gemeinsam von Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien,  

Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, 

Kroatien, den Niederlanden, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 

Schweden, der Schweiz, Serbien, der Slowakei, Slowenien , Spanien, der 

Tschechischen Republik, der Türkei, Ungarn und dem Vereinigten Königreich (im 

Folgenden "teilnehmende Länder") durchgeführt wird. 

2. Andere als die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten und andere Länder, die mit 

"Horizont 2020" assoziiert sind, können an EMPIR teilnehmen, wenn sie die in 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c dieses Beschlusses genannte Bedingung erfüllen. 

Erfüllen sie die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c genannte Bedingungen, so werden 

sie für die Zwecke dieses Beschlusses als teilnehmende Länder betrachtet. 
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Artikel 2  

Finanzbeitrag der Union 

1. Der Finanzbeitrag der Union, einschließlich der EFTA-Mittel, zu EMPIR beträgt bis 

zu 300 000 000 EUR. Der Finanzbeitrag der Union wird aus den Mitteln des 

Gesamthaushaltsplans der Union geleistet, die den entsprechenden Teilen des 

spezifischen Programms zur Durchführung von "Horizont 2020" zugewiesen sind, das 

im Einklang mit Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer vi und den Artikeln 60 und 61 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch den Beschluss ▌ 2013/743/EU 

aufgestellt wurde, und insbesondere aus solchen des Teils II "Führende Rolle der 

Industrie" und des Teils III "Gesellschaftliche Herausforderungen".  

2. Sofern der in Absatz 1 genannte Betrag nicht überschritten wird, entspricht der 

Finanzbeitrag der Union den Beiträgen der teilnehmenden Länder zu EMPIR, 

abzüglich der 5 % des EMPIR-Budgets übersteigenden Beiträge der teilnehmenden 

Länder zu den Verwaltungskosten. 

3. Der Finanzbeitrag der Union wird nicht zur Deckung der Verwaltungskosten von 

EMPIR verwendet. 
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Artikel 3  

Bedingungen für den Finanzbeitrag der Union 

1. Der Finanzbeitrag der Union ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Nachweis durch die teilnehmenden Länder, dass EMPIR im Einklang mit den 

Anhängen I und II eingerichtet wurde; 

b) Benennung von EURAMET e. V. (im Folgenden "EURAMET") als für die 

Durchführung von EMPIR zuständige Stelle, der die Entgegennahme, 

Zuweisung und Überwachung des Finanzbeitrags der Union obliegen, durch die 

teilnehmenden Länder oder durch die von den teilnehmenden Ländern benannten 

NMI; 

c) Verpflichtung jedes teilnehmenden Landes, sich an der Finanzierung von 

EMPIR zu beteiligen und eine finanzielle Reserve in Höhe von 50 % der 

zugesagten Mittel einzurichten;  

d) Nachweis durch EURAMET, dass sie zur Umsetzung von EMPIR, einschließlich 

der Entgegennahme, Zuweisung und Überwachung des Finanzbeitrags der 

Union, im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung des Unionshaushalts gemäß 

den Artikeln 58, 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 in der 

Lage ist; und 

e) Errichtung einer Verwaltungsstruktur für EMPIR gemäß Anhang III. 
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2. Während der Durchführung von EMPIR ist der Finanzbeitrag der Union zudem an 

folgende Bedingungen geknüpft:  

a) Umsetzung der in Anhang I aufgeführten EMPIR-Ziele sowie Durchführung der 

in Anhang II genannten EMPIR-Tätigkeiten durch EURAMET in 

Übereinstimmung mit den Beteiligungs- und Verbreitungsregeln gemäß 

Artikel 5; 

b) Aufrechterhaltung einer angemessenen und effizienten Verwaltungsstruktur 

gemäß Anhang III; 

c) Erfüllung der Berichterstattungspflichten gemäß Artikel 60 Absatz 5 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch EURAMET; und 

d) Erfüllung der in Absatz 1 Buchstabe c dieses Artikels genannten 

Verpflichtungen. 
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Artikel 4  

Beiträge der teilnehmenden Länder  

Die Beiträge der teilnehmenden Länder umfassen Folgendes: 

a) Beiträge über die staatliche Finanzierung der an EMPIR-Projekten teilnehmenden 

NMI und DI;  

b) Finanzbeiträge zu den Verwaltungskosten von EMPIR.  

Artikel 5 

Regeln für die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse 

1. Für die Zwecke der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 ist EURAMET als eine 

Fördereinrichtung anzusehen und stellt entsprechend Anhang II dieses Beschlusses 

finanzielle Unterstützung für indirekte Maßnahmen bereit.  

2. Abweichend von Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 werden die 

indirekten förderfähigen Kosten der an von EMPIR finanzierten Projekten teilneh-

menden NMI und DI durch die Anwendung eines Pauschalsatzes von 5 % ihrer 

gesamten direkten förderfähigen Kosten ermittelt, wobei die direkten förderfähigen 

Kosten für die Vergabe von Unteraufträgen und die Kosten für von Dritten 

bereitgestellte Ressourcen, die nicht in den Räumlichkeiten des Empfängers verwendet 

werden, sowie finanzielle Unterstützung für Dritte ausgenommen sind.  
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3. Die in Artikel 12 genannte Zwischenbewertung von EMPIR beinhaltet eine Bewertung 

der vollständigen indirekten Kosten der an EMPIR-Projekten teilnehmenden NMI und 

DI und der entsprechenden staatlichen Finanzierung.  

4. Auf der Grundlage dieser Bewertung und für die Zwecke des Artikels 2 Absatz 2 kann 

EURAMET den in Absatz 2 dieses Artikels genannten Pauschalsatz anpassen. 

5. Sollte dies nicht ausreichen, kann EURAMET abweichend von Artikel 28 Absatz 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 auf die förderfähigen Kosten der an von EMPIR 

finanzierten Projekten teilnehmenden NMI und DI einen niedrigeren 

Rückerstattungssatz anwenden. 
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Artikel 6 

Durchführung von EMPIR  

1. EMPIR wird auf der Grundlage von jährlichen Arbeitsplänen durchgeführt. 

2. EURAMET stellt Teilnehmern nach der Durchführung von Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen finanzielle Unterstützung, hauptsächlich in Form von 

Finanzhilfen, bereit. 

Vor der Festlegung der Themen für die einzelnen Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen wird EURAMET interessierte Einzelpersonen und Organisationen aus der 

Metrologieforschung sowie Nutzer auffordern, mögliche Forschungsthemen 

vorzuschlagen.  

Artikel 7 

Vereinbarungen zwischen der Union und EURAMET  

1. Vorbehaltlich einer positiven Ex-ante-Bewertung von EURAMET gemäß Artikel 61 

Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 schließt die Kommission im 

Namen der Union mit EURAMET eine Übertragungsvereinbarung sowie jährliche 

Vereinbarungen über Mittelübertragungen. 
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2. Die Übertragungsvereinbarung nach Absatz 1 wird gemäß Artikel 58 Absatz 3 sowie 

den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 40 

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geschlossen. Darüber hinaus ist darin 

Folgendes zu regeln: 

a) die Anforderungen an den Beitrag von EURAMET im Hinblick auf die 

Leistungsindikatoren gemäß Anhang II des Beschlusses 2013/743/EU; 

b) die Anforderungen an den Beitrag von EURAMET im Hinblick auf die Über-

wachung gemäß Anhang III des Beschlusses 2013/743/EU;  

c) die spezifischen Leistungsindikatoren für die Funktionsweise von EURAMET; 

d) die Anforderungen an EURAMET im Hinblick auf die Bereitstellung von Infor-

mationen über Verwaltungskosten und von genauen Zahlen zur Durchführung 

von EMPIR; 

e) die Vorkehrungen für die Bereitstellung der Daten, die die Kommission für die 

Erfüllung ihrer Verbreitungs- und Berichtspflichten benötigt; 

f) Bestimmungen für die Veröffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen durch EMPIR, insbesondere auf dem einheitlichen Portal 

für Teilnehmer sowie über andere von der Kommission verwaltete 

elektronische Verbreitungskanäle im Rahmen von "Horizont 2020". 
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Artikel 8 

Einstellung, Kürzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union 

Wird EMPIR nicht, in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet durchgeführt, so kann 

die Kommission entsprechend der tatsächlichen Durchführung von EMPIR den Finanzbeitrag 

der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen. 

Tragen die teilnehmenden Länder nicht, nur teilweise oder verspätet zur Finanzierung von 

EMPIR bei, so kann die Kommission unter Berücksichtigung der Höhe der von den 

teilnehmenden Ländern zur Umsetzung von EMPIR zugewiesenen Mittel den Finanzbeitrag der 

Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen.  

Artikel 9 

Nachträgliche Prüfungen  

1. Nachträgliche Prüfungen der Ausgaben für indirekte Maßnahmen werden von 

EURAMET gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 vorgenommen. 

2. Die Kommission kann beschließen, die Prüfungen gemäß Absatz 1 selbst 

vorzunehmen. In diesen Fällen führt sie diese Prüfungen im Einklang mit den 

geltenden Vorschriften, insbesondere der Verordnungen (EU, Euratom) Nr. 

966/2012, (EU) Nr. 1290/2013  und (EU) Nr. 1291/2013 durch. 
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Artikel 10 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

1. Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der nach diesem Beschluss finan-

zierten Maßnahmen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch geeignete 

Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen.  

2. EURAMET gewährt Bediensteten der Kommission und sonstigen von ihr 

ermächtigten Personen sowie dem Rechnungshof Zugang zu ihren Standorten und 

Räumlichkeiten sowie zu allen zur Durchführung ihrer Prüfungen erforderlichen 

Informationen, einschließlich Informationen in elektronischer Form. 
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3. Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann gemäß Verordnung 

(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates1 und der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates2 Ermittlungen einschließlich 

Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durchführen, um festzustellen, ob im 

Zusammenhang mit einer Finanzhilfevereinbarung, einem Finanzhilfebeschluss oder 

einem Vertrag, die auf der Grundlage dieses Beschlusses finanziert werden, ein 

Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum 

Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. 

4. Verträge, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfebeschlüsse müssen im Rahmen 

der Umsetzung dieses Beschlusses Bestimmungen enthalten, durch die die 

Kommission, EURAMET, der Europäische Rechnungshof und OLAF ausdrücklich 

ermächtigt werden, solche Prüfungen und Untersuchungen entsprechend ihren 

jeweiligen Zuständigkeiten vorzunehmen.  

5. Bei der Durchführung von EMPIR ergreifen die teilnehmenden Länder alle 

legislativen, regulatorischen, verwaltungstechnischen und sonstigen Maßnahmen, die 

zum Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich sind, insbesondere um 

sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 

und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 alle der Union zustehenden 

Beträge vollständig zurückerstattet werden. 

                                                 
1 Verordnung (EURATOM, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die 

Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 
292 vom 15.11.1996, S. 2). 

2 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 
18.9.2013, S. 1). 
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Artikel 11 

Übermittlung von Informationen 

1. Auf Ersuchen der Kommission übermittelt EURAMET alle zur Erstellung der in 

Artikel 12 genannten Berichte erforderlichen Informationen. 

2. Die teilnehmenden Länder legen der Kommission über EURAMET alle vom 

Europäischen Parlament, dem Rat oder dem Europäischen Rechnungshof 

angeforderten Informationen zur Finanzverwaltung von EMPIR vor. 

3. Die Kommission nimmt die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Informationen in die 

in Artikel 12 genannten Berichte auf. 
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Artikel 12 

Bewertung 

1. Bis zum 30. Juni 2017 nimmt die Kommission mit der Unterstützung unabhängiger 

Experten eine Zwischenbewertung von EMPIR vor. Die Kommission erstellt einen 

Bericht über diese Bewertung, der auch Schlussfolgerungen der Bewertung und 

Bemerkungen der Kommission enthält. Diesen Bericht übermittelt die Kommission bis 

zum 31. Dezember 2017 an das Europäische Parlament und den Rat. Das Ergebnis der 

Zwischenbewertung von EMPIR fließt in die Zwischenbewertung von "Horizont 

2020" ein. 

2. Bei der Beendigung der Beteiligung der Union an EMPIR, spätestens jedoch bis zum 

31. Dezember 2024, nimmt die Kommission eine Abschlussbewertung von EMPIR 

vor. Die Kommission erstellt einen Bericht über diese Bewertung, der auch die 

Ergebnisse dieser Bewertung enthalten muss. Diesen Bericht leitet die Kommission 

dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. 
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Artikel 13 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro-

päischen Union in Kraft. 

Artikel 14 

Adressaten  

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu ... am ...  

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG I 

Ziele von EMPIR 

Das Programm EMPIR verfolgt nachstehende Ziele: 

a) die Bereitstellung integrierter und zweckdienlicher Metrologielösungen zur 

Unterstützung der Innovation und der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie sowie von 

Messtechnik zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen wie Gesundheit, 

Umwelt und Energie einschließlich Unterstützung für die Entwicklung und Umsetzung 

politischer Strategien; 

b) die Schaffung einer integrierten europäischen Metrologieforschung mit einer kritischen 

Masse und einem aktiven Engagement auf regionaler, nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 
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ANHANG II 

Durch EMPIR unterstützte indirekte Maßnahmen 

1. Im Rahmen von EMPIR können die folgenden indirekten Maßnahmen im Bereich der 

gemeinsamen Forschung und technologischen Entwicklung unterstützt werden: 

1.1. wissenschaftliche-technische Maßnahmen zur Unterstützung der metrologischen 

Grundlagenforschung als Grundlage für alle anschließenden Schritte einschließlich 

angewandter Metrologieforschung und -entwicklung und metrologiebezogener 

Dienstleistungen; 

1.2. Metrologieforschung zur Bereitstellung von Lösungen für gesellschaftliche Heraus-

forderungen, unter besonderer Berücksichtigung von Beiträgen für dieBereiche 

Energie, Umwelt und Gesundheit;  

1.3. Forschung zur Entwicklung neuer Messinstrumente im Hinblick auf die Einführung 

metrologietechnischer Lösungen in der Industrie zwecks Stimulierung industrieller 

Innovationen;  

1.4. pränormative und konormative Metrologieforschung und -entwicklung für prioritäre 

Dokumentationsstandards, die auf die Nutzung der Fachkenntnisse der 

Metrologieinstitute der teilnehmenden Länder im Hinblick auf die Unterstützung der 

Umsetzung politischer Strategien und die beschleunigte Bereitstellung innovativer 

Produkte und Dienstleistungen auf dem Markt ausgerichtet sind;  

1.5. Maßnahmen zum Kapazitätenaufbau betreffend verschiedene technische Niveaus in 

der Metrologie, die darauf abzielen, ein ausgewogenes und integriertes 

Metrologiewesen in den teilnehmenden Ländern zu erreichen und sie in die Lage zu 

versetzen, ihre wissenschaftlichen und technischen Fähigkeiten auf dem Gebiet der 

Metrologie auszubauen. 
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2. Im Rahmen von EMPIR können weitere Maßnahmen zur Verbreitung und Nutzung 

der Ergebnisse der Metrologieforschung unterstützt werden. 

Im Rahmen von EMPIR können weitere Maßnahmen unterstützt werden, die gezielt 

auf Metrologieinstitute ohne wissenschaftliche Kapazitäten oder mit nur begrenzten 

wissenschaftlichen Kapazitäten ausgerichtet sind, indem diese Institute bei der 

Nutzung anderer auf nationaler oder regionaler oder auf Ebene der Europäischen 

Union bestehender Fortbildungs- und Mobilitätsprogramme, der grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit und von Investitionen in die Metrologieinfrastruktur unterstützt 

werden.  

3. Im Rahmen von EMPIR kann die Organisation von Vernetzungsaktivitäten zur Förde-

rung von EMPIR und zur Optimierung der Auswirkungen des Programms unterstützt 

werden.  

4. Die unter Nummer 1 genannten indirekten Maßnahmen werden entsprechend der 

Benennung durch die zuständige nationale Behörde durch NMI und DI 

durchgeführt. EMPIR regt jedoch die Beteiligung anderer Stellen bei allen 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen von EMPIR an und unterstützt 

diese. Dieser Ansatz wird voraussichtlich dazu führen, dass rund 15 % des EMPIR-

Budgets an diese Stellen geht. 
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▌ANHANG III 

Durchführung und Verwaltung von EMPIR 

I Die Rolle von EURAMET 

1. EURAMET ist nach Artikel 3 für die Durchführung von EMPIR zuständig. Sie 

verwaltet den Finanzbeitrag der Union zu EMPIR und ist für die Aufstellung und 

Durchführung des jährlichen Arbeitsplans, die Organisation von Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen, die Bewertung und Einstufung der Projektvorschläge 

und alle weiteren Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem jährlichen Arbeitsplan 

zuständig. EURAMET ist für die Verwaltung der Finanzhilfen einschließlich der 

Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarungen, der Entgegennahme, Zuweisung und 

Überwachung der Verwendung des Finanzbeitrags der Union und der Zahlungen an 

EMPIR-Teilnehmer der ausgewählten Projekte zuständig. 

Die Überwachung des Finanzbeitrags der Union umfasst alle Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit Kontrollen und Prüfungen, Ex-ante- und/oder Ex-Post-Kontrollen, 

die für die Durchführung der EURAMET von der Kommission übertragenen Aufgaben 

erforderlich sind. Durch diese Tätigkeiten soll eine angemessen Zusicherung der 

Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Transaktionen und über die 

Erstattungsfähigkeit der im Rahmen der Finanzhilfevereinbarungen angegebenen 

Kosten gegeben werden. 

2. EURAMET kann die teilnehmenden Länder mit bestimmten verwaltungstechnischen 

und logistischen Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchführung von EMPIR 

beauftragen. 
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II Organisationsstruktur von EURAMET zur Durchführung von EMPIR 

1. Die Vollversammlung ist das höchste Gremium bei allen EURAMET-

Angelegenheiten. Der EMPIR-Ausschuss verwaltet das Programm in einem von 

EURAMET festgelegten Rahmen, so dass EURAMET sicherstellen kann, dass 

dessen Ziele mit der Durchführung des Programms erreicht werden. 

Der EMPIR-Ausschuss setzt sich aus Vertretern von EURAMET-Mitgliedern der teil-

nehmenden Länder zusammen. Die Stimmengewichtung wird auf der Grundlage der 

nationalen Verpflichtungen nach einer Quadratwurzelregel berechnet. 

Der EMPIR-Ausschuss trifft insbesondere Entscheidungen über die strategische 

Forschungs- und Innovationsagenda, die Planung der Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen, das Bewertungsverfahren, die Auswahl der zu finanzierenden 

Projekte anhand der Ranglisten und die Überwachung der Fortschritte der geförderten 

Projekte. Er nimmt den jährlichen Arbeitsplan nach dessen Genehmigung durch die 

Kommission an. 

Der Kommission hat bei den Sitzungen des EMPIR-Ausschusses Beobachterstatus. 

Für die Annahme des jährlichen Arbeitsplans durch den EMPIR-Ausschuss ist jedoch 

die Zustimmung der Kommission vorab einzuholen. Der EMPIR-Ausschuss lädt die 

Kommission zu seinen Sitzungen ein und übermittelt ihr alle einschlägigen 

Unterlagen. Die Kommission kann sich an den Erörterungen des EMPIR-Ausschusses 

beteiligen. 
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2. Der/die Vorsitzende des EMPIR-Ausschusses und sein bzw. ihr Stellvertreter/in 

werden vom EMPIR-Ausschuss gewählt. Der bzw. die Vorsitzende des EMPIR-

Ausschusses ist eine/r der beiden stellvertretenden Vorsitzenden von EURAMET. Der 

bzw. die Vorsitzende des EMPIR-Ausschusses vertritt EURAMET in den 

Angelegenheiten, die EMPIR betreffen.  

3. Der Forschungsrat setzt sich aus hochqualifizierten Sachverständigen aus Industrie und 

Forschung sowie von Hochschulen und internationalen Interessenverbänden 

zusammen. Er bietet unabhängige strategische Beratung zum jährlichen Arbeitsplan 

von EMPIR. Die Mitglieder des Forschungsrates werden von der Vollversammlung 

von EURAMET ernannt. 

4. Das Sekretariat von EURAMET, das die allgemeine administrative Unterstützung für 

EURAMET leistet, führt die Bankkonten für EMPIR. 

5. Die Unterstützungsstelle für die Programmverwaltung wird als Teil des Sekretariats 

von EURAMET eingerichtet und ist für die Durchführung und die tägliche Verwaltung 

von EMPIR zuständig. 
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P7_TA-PROV(2014)0366 

Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im Bereich 
klinischer Studien ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Beteiligung der Union an einem zweiten von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten 
Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer 
Studien (COM(2013)0498 – C7-0222/2013 – 2013/0243(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0498), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 185 sowie Artikel 188 Absatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der 
Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0222/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 10. Dezember 20131, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 26. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie sowie der 
Stellungnahme des Entwicklungsausschusses (A7-0064/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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P7_TC1-COD(2013)0243 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses 2014/.../EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Beteiligung der Union an einem zweiten von mehreren Mitgliedstaaten 
durchgeführten Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im 
Bereich klinischer Studien (EDCTP 2) 

▌ 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 185 und Artikel 188 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Übermittlung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1 ▌, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

                                                 
1  Stellungnahme vom 10. Dezember 2013. (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In ihrer Mitteilung "Europa 2020: Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und 

integratives Wachstum" vom 3. März 2010 (im Folgenden “Strategie Europa 2020“) 

hat die Kommission hervorgehoben, dass günstige Rahmenbedingungen für 

Investitionen in Wissen und Innovation geschaffen werden müssen, um ein 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum in der Union zu erreichen. Das 

Europäische Parlament und der Rat haben diese Strategie unterstützt. 

(2) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 

wurde das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014–

2020) (im Folgenden "Horizont 2020") eingerichtet. Durch Horizont 2020 soll eine 

größere Wirkung auf Forschung und Innovation erreicht werden, indem ein Beitrag zur 

Stärkung öffentlich-öffentlicher Partnerschaften geleistet wird, auch durch eine 

Beteiligung der Union an Programmen, die von mehreren Mitgliedstaaten auf der 

Grundlage von Artikel 185 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union durchgeführt werden. 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2013 über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014–2020) und 
zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 104). 
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(3)  Öffentlich-öffentliche Partnerschaften sollten darauf ausgerichtet sein, enge 

Synergien zu entwickeln, die Koordinierung auszubauen und unnötige 

Doppelstrukturen mit EU-weiten, internationalen, nationalen und regionalen 

Forschungsprogrammen zu verhindern sowie die allgemeinen Grundsätze von 

Horizont 2020, insbesondere in den Bereichen Offenheit und Transparenz, 

uneingeschränkt einzuhalten. Zudem sollte ein offener Zugang zu 

wissenschaftlichen Publikationen gewährleistet werden. 

(4) Mit der Entscheidung Nr. 1209/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 

hat die Gemeinschaft beschlossen, für die Dauer des Sechsten Rahmenprogramms der 

Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technologischen Entwicklung 

und Demonstration als Beitrag zur Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums 

und zur Innovation (2002–2006) gemäß dem Beschluss Nr. 1513/2002/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates2 einen Finanzbeitrag zum 

Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer 

Studien (im Folgenden "EDCTP 1") zu leisten, der dem der teilnehmenden Staaten 

entspricht, aber 200 000 000 EUR nicht übersteigen darf. Das EDCTP 1 wurde auch 

durch das Siebte Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, 

technologische Entwicklung und Demonstration (2007–2013) gemäß dem Beschluss 

Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates3 unterstützt. 

                                                 
1 Entscheidung Nr. 1209/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Juni 2003 

über die Beteiligung der Gemeinschaft an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm zur Entwicklung neuer klinischer Interventionen zur 
Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und Tuberkulose im Rahmen einer langfristigen 
Partnerschaft zwischen Europa und den Entwicklungsländern (ABl. L 169 vom 8.7.2003, S. 1). 

2 Beschluss Nr. 1513/2002/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 über 
das Sechste Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, 
technologischen Entwicklung und Demonstration als Beitrag zur Verwirklichung des 
Europäischen Forschungsraums und zur Innovation (2002-2006) (ABl. L 232 vom 29.8.2002, S. 
1). 

3 Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 
über das Siebte Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische 
Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (ABl. L 412 vom 30.12.2006, S. 1). 
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(5) 2009 wurde der Bericht über die Zwischenbewertung des EDCTP 1 von unabhängigen 

Sachverständigen angenommen. Aus Sicht der Sachverständigengruppe war das 

EDCTP 1 eine einzigartige Plattform für einen echten Dialog mit afrikanischen 

Wissenschaftlern und hat dazu beigetragen, beim Aufbau von Forschungskapazitäten 

und der Bereitstellung von Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für junge 

afrikanische Forscher die Lücke zwischen dem Norden und Süden ein wenig zu 

schließen. Nach diesem Bericht sind im Hinblick auf ein zweites 

Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer 

Studien (im Folgenden "EDCTP 2") einige grundlegende Faktoren zu berücksichtigen: 

Der derzeitige Anwendungsbereich des EDCTP 1 muss geändert und erweitert werden; 

die Fähigkeiten der Entwicklungsländer, klinische Studien ordnungsgemäß 

durchzuführen, sollten gegebenenfalls weiterentwickelt und verbessert werden, 

insbesondere, was die Rolle und die Einrichtung von Ethik-Kommissionen und das 

entsprechende ordnungspolitische Umfeld betrifft; die Koordinierung, die 

Zusammenarbeit und gegebenenfalls die Integration europäischer nationaler 

Programme sollten weiter verbessert werden; es gilt, die Zusammenarbeit mit weiteren 

wichtigen öffentlichen und privaten Partnern, u. a. mit der pharmazeutischen 

Industrie, die öffentlich-privaten Partnerschaften wie z. B. Partnerschaften zur 

Produktentwicklung (im Folgenden “PDP“) sowie die Zusammenarbeit mit der 

Zivilgesellschaft, nichtstaatlichen Organisationen und Stiftungen zu verstärken und 

auszuweiten; für die Verwaltung sollten eindeutige und transparente Regelungen 

gelten; es sollten Synergien mit dem auswärtigen Handeln Europas entwickelt werden, 

insbesondere mit der Entwicklungshilfe der Union; die Kofinanzierungsregeln sollten 

klarer und einfacher gestaltet werden; die Beobachtungsinstrumente müssen verstärkt 

werden. 
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(6) Gemäß dem Beschluss 2013/743/EU des Rates 1 kann auch das EDCTP 2 künftig 

unterstützt werden. 

(7) Die Union ist eine wichtige Geldgeberin für die Forschung im Bereich 

armutsbedingter Krankheiten und wenig beachteter Infektionskrankheiten. Die 

Kommission und die Mitgliedstaaten tragen weltweit etwa zu einem Viertel (22 %) zu 

den öffentlichen Investitionen in diesem Bereich bei. Die Union spielt zudem eine 

bedeutende Rolle für die Weltgesundheit. So bringen die Kommission und die 

Mitgliedstaaten beispielsweise rund die Hälfte der Mittel des Globalen Fonds für die 

Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria auf. 

(8) Im Rahmen des EDCTP 1 wurden wesentliche Leistungen erzielt und acht verbesserte 

medizinische Behandlungen entwickelt, insbesondere für Neugeborene, Kinder sowie 

Schwangere oder stillende Frauen, die an HIV/AIDS oder Malaria leiden. Es führte 

zum Aufbau der ersten vier regionalen Exzellenznetze in Afrika zur Förderung der 

Süd-Süd-Zusammenarbeit im Bereich der klinischen Forschung, und es wurden mehr 

als 400 afrikanische Forscher ausgebildet. Außerdem hat das Programm dazu 

beigetragen, dass das gesamtafrikanische Register für klinische Studien und das 

afrikanische Forum für Regulierungsbehörden im Bereich der Impfstoffe eingerichtet 

wurden. 

                                                 
1 Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 über das Spezifische Programm zur 

Durchführung des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-
2020) und zur Aufhebung der Beschlüsse 2006/971/EG, 2006/972/EG, 2006/973/EG, 
2006/974/EG und 2006/975/EG (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 965). 
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(9) Trotz der beachtlichen Leistungen und Erfolge des EDCTP 1 hemmen armutsbedingte 

Krankheiten aufgrund der sozialen und wirtschaftlichen Belastungen weiterhin die 

nachhaltige Entwicklung in Entwicklungsländern, insbesondere in den afrikanischen 

Ländern südlich der Sahara. Für die meisten armutsbedingten Krankheiten gibt es 

immer noch keine wirksamen, sicheren, geeigneten und bezahlbaren medizinischen 

Behandlungen, die auf die Besonderheiten der Entwicklungsländer abgestimmt 

sind, und die Investitionen in klinische Forschung sind nach wie vor unzureichend, da 

klinische Studien teuer sind und die Kapitalrendite aufgrund von Marktversagen gering 

ausfällt. Es sollte hervorgehoben werden, dass nur 10 % der globalen 

Forschungsförderung für die Erforschung der Krankheiten verwendet, die weltweit 

90 % der Erkrankungen verursachen. Zudem sind die europäischen 

Forschungstätigkeiten und -programme häufig immer noch unzusammenhängend und 

erreichen daher keine kritische Masse oder überschneiden sich, wohingegen die 

Kapazitäten und Investitionen im Bereich der Forschung in den Entwicklungsländern 

unzureichend sind. 

(10) Durch Unterstützung der Bekämpfung armutsbedingter Krankheiten würden auch 

die Unionsbürger besser vor diesen Krankheiten geschützt, denn aufgrund der 

zunehmenden weltweiten Mobilität (einschließlich Tourismus), der 

Migrationsbewegungen und der Verschiebungen bei der geographischen 

Verbreitung dieser Krankheiten könnte sich Europa mit neuen oder 

wiederkehrenden Herausforderungen im Zusammenhang mit diesen Krankheiten 

konfrontiert sehen. 
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(11) Am 15.Juni 2010 hat das Europäische Parlament mit Blick auf das VN-Gipfeltreffen 

im September 2010 eine Entschließung zu den Fortschritten auf dem Weg zur 

Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) verabschiedet; darin "fordert 

[es] die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Entwicklungsländer auf, MDG 5 

(Gesundheit von Schwangeren und Müttern), MDG 4 (Kindersterblichkeit) und 

MDG 6 (HIV/AIDS, Malaria und Tuberkulose) in kohärenter und ganzheitlicher Form 

in Angriff zu nehmen". 

(12) Die Union hat sich zur Einhaltung der Schlussfolgerungen der Rio+20-Konferenz des 

Jahres 2012 über die Erarbeitung und Umsetzung international vereinbarter Ziele für 

nachhaltige Entwicklung (SDG), unter Einbeziehung der Millenniums-

Entwicklungsziele, verpflichtet. 

(13) Im Jahr 2000 hat die Union einen auf hoher Ebene geführten politischen Dialog mit 

Afrika ins Leben gerufen, der in die Einrichtung einer strategischen Partnerschaft 

zwischen Afrika und der EU mündete, in deren Folge 2007 eine Gemeinsame Strategie 

Afrika-EU verabschiedet und 2011 ein hochrangiger politischer Dialog über 

Wissenschaft, Technologie und Innovation ins Leben gerufen wurde. 
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(14) Am 31. März 2010 hat die Kommission eine Mitteilung zur Rolle der EU in der 

globalen Gesundheitspolitik vorgelegt, in der sie die Mitgliedstaaten aufrief, ihr 

Vorgehen in den einschlägigen Politikbereichen besser zu koordinieren, um 

gemeinsame Prioritäten von globaler Relevanz für die Gesundheitsforschung zu 

ermitteln und gemeinsam zu meistern. Die Kommission wies in der Mitteilung auch 

darauf hin, dass es gilt, eine gerechte und qualitativ hochwertige 

Gesundheitsversorgung für alle sowie eine wirksamere und gerechtere Finanzierung 

von Forschung, die der Gesundheit aller Menschen zugute kommt, zu fördern. 

(15) In seinen Schlussfolgerungen vom 10. Mai 2010 zur Rolle der Union in der globalen 

Gesundheitspolitik hat der Rat die Union aufgefordert, die effiziente und gerechte 

Finanzierung von Forschungsvorhaben zu fördern, die der Gesundheit aller 

Menschen zugute kommen, und dafür zu sorgen, dass Innovationen und 

Interventionen zu erschwinglichen und leicht zugänglichen Lösungen führen. 

Insbesondere sollten Modelle geprüft werden, die eine Entkopplung der Kosten für 

Forschung und Entwicklung (F&E) von den Preisen für Arzneimittel ermöglichen, 

einschließlich der Möglichkeiten für den Transfer von EU-Technologie in die 

Entwicklungsländer. 

(16) In ihrer Mitteilung vom 21. September 2011  über Partnerschaften im Bereich 

Forschung und Innovation hat die Kommission Partnerschaften zwischen 

Einrichtungen, Ländern und Kontinenten in den Mittelpunkt der Forschungspolitik der 

Union gerückt. 
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(17) In ihrer Mitteilung vom 27. Februar 2013 "Ein menschenwürdiges Leben für alle: 

Beseitigung der Armut und Gestaltung einer nachhaltigen Zukunft für die Welt" 

hat die Kommission bekräftigt, dass sie alles daransetzen will, um bis zum Jahr 2015 

die Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) zu verwirklichen; außerdem hat sie 

darin betont, dass die Forschung, die von der EU im Rahmen des EDCTP  1 

finanziert wurde, zur Verwirklichung der MDG beigetragen hat. 

(18) Im Einklang mit den Zielen von Horizont 2020 sollte jeder Mitgliedstaat und jedes mit 

Horizont 2020 assoziierte Land das Recht haben, am EDCTP 2 teilzunehmen. 

(19) Ferner sollte ein Beitrag zur Prüfung offener Innovationsmodelle für die 

bedarfsorientierte Forschung und verfügbare und bezahlbare Ergebnisse in 

Übereinstimmung mit anderen Verpflichtungen der Union auf dem Gebiet der 

Forschung und Entwicklung für die Gesundheit ins Auge gefasst werden. 

(20) Die teilnehmenden Staaten beabsichtigen, während der Laufzeit des EDCTP 2, d. h. 

2014 bis 2024, zu dessen Durchführung beizutragen. Um der Laufzeit von Horizont 

2020 Rechnung zu tragen, sollten Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen im Rahmen von EDCTP 2 bis spätestens 31. Dezember 2020 

veröffentlicht werden. In hinreichend begründeten Fällen können Aufforderungen 

zur Einreichung von Vorschlägen bis 31. Dezember 2021 veröffentlicht werden. 
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(21) Für die finanzielle Beteiligung der Union am EDCTP-2-Programm sollte für die 

Laufzeit von Horizont 2020 eine Obergrenze festgelegt werden. Innerhalb dieser 

Obergrenze sollte die Beteiligung der Union ebenso hoch sein wie die Beiträge ▌der 

in diesem Beschluss genannten Staaten, um eine starke Hebelwirkung zu erzielen und 

eine stärkere Integration der Programme dieser Staaten zu erreichen.  

(22) Der Finanzbeitrag der Union sollte an die förmliche Zusage der teilnehmenden 

Staaten, zur Durchführung des EDCTP 2 beizutragen, und an die Einhaltung dieser 

Zusage geknüpft werden.  

▌ 

(23) Zur gemeinsamen Durchführung des EDCTP 2 bedarf es einer Durchführungsstelle. 

Die teilnehmenden Staaten haben sich auf eine Durchführungsstelle für das EDCTP-2-

Programm verständigt und die EDCTP-2-Durchführungsstelle eingerichtet. Die 

EDCTP-2-Durchführungsstelle sollte den Finanzbeitrag der Union erhalten und eine 

effiziente Durchführung des EDCTP- 2-Programms gewährleisten. 
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(24) Tätigkeiten im Rahmen des EDCTP 2 sollten mit den Zielen und den Forschungs- 

und Innovationsprioritäten von Horizont 2020 und den allgemeinen Grundsätzen 

und Bedingungen des Artikels 26 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 im Einklang 

stehen. 

(25) Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen der EDCTP-

2Durchführungsstelle sollten ebenfallsauf dem einheitlichen Portal für Teilnehmer 

sowie über andere von der Kommission verwaltete elektronische Verbreitungskanäle 

veröffentlicht werden. 

(26) Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der 

wirtschaftlichen Haushaltsführung und den einschlägigen Vorschriften für die 

indirekte Mittelverwaltung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates1 und der delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 1268/2012 der Kommission2 verwaltet werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 

Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung des Rates (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 (ABl. L 298 vom 26.10.2012, 
S. 1). 

2 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 362 vom 
31.12.2012, S. 1). 
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(27) Um die finanziellen Interessen der Union zu schützen, sollte die Kommission das 

Recht haben, den Finanzbeitrag der EU zu kürzen, auszusetzen oder einzustellen, wenn 

das EDCTP 2 in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet durchgeführt wird 

oder wenn die teilnehmenden Staaten ihren Beitrag zur Finanzierung des EDCTP 2 

nicht, nur teilweise oder verspätet leisten. Diese Rechte sollten in der zwischen der 

Union und der EDCTP-2-Durchführungsstelle zu schließenden 

Übertragungsvereinbarung festgeschrieben werden. 

(28) Zur effizienten Durchführung des EDCTP 2 sollte die EDCTP-2-Durchführungsstelle 

finanzielle Unterstützung im Wesentlichen in Form von Finanzhilfen für Teilnehmer 

an Maßnahmen gewähren, die auf der Ebene der EDCTP-2-Durchführungsstelle 

ausgewählt werden. Die Auswahl dieser Maßnahmen sollte im Anschluss an offene, 

wettbewerbsorientierte Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen unter der 

Verantwortung der EDCTP-2-Durchführungsstelle erfolgen. 

(29) Die Beteiligung an indirekten Maßnahmen im Rahmen des EDCTP 2 unterliegt der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1. 

Allerdings sind aufgrund der spezifischen Erfordernisse der Funktionsweise des 

EDCTP 2 gemäß Artikel 1 Absatz 3 der genannten Verordnung Ausnahmeregelungen 

von dieser Verordnung vorzusehen. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 

2013 über die Regeln für die Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 
"Horizont 2020" (2014-2020) sowie für die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 81). 
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(30) Es sind Ausnahmeregelungen von Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 10 Absatz 1 

Buchstabe c und Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 erforderlich, damit 

afrikanische Einrichtungen zur Beteiligung aufgefordert und gefördert werden können 

und damit eine Zusammenarbeit von EDCTP 2 und anderen juristischen Personen im 

Rahmen gemeinsamer Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen möglich ist. 

(31) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten 

verringert werden. Doppelkontrollen sowie unverhältnismäßige Nachweis- und 

Berichtspflichten sollten vermieden werden. Werden Kontrollen durchgeführt, so 

sollte den Besonderheiten nationaler Programme gegebenenfalls Rechnung 

getragen werden. 

(32) Bei Rechnungsprüfungen der Empfänger, die nach diesem Beschluss Mittel der Union 

erhalten, sollte der Verwaltungsaufwand in Übereinstimmung mit  Horizont 2020 

gering gehalten werden. 

(33) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des gesamten Ausgabenzyklus 

durch angemessene Maßnahmen geschützt werden, unter anderem durch Prävention, 

Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, durch Einziehung 

entgangener, zu Unrecht gezahlter oder nicht ordnungsgemäß verwendeter Mittel 

sowie gegebenenfalls durch verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen im 

Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012. 
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(34) Die Kommission sollte Zwischenbewertungen, insbesondere zur Überprüfung der 

Qualität und der Effizienz des EDCTP-2-Programms sowie der Fortschritte auf dem 

Weg zu den gesteckten Zielen, sowie eine Abschlussbewertung vornehmen und 

Berichte darüber erstellen. 

(35) Auf Anfrage der Kommission sollten die EDCTP-2-Durchführungsstelle und die 

teilnehmenden Staaten alle Informationen vorlegen, die die Kommission für die 

Berichte zur Bewertung des EDCTP 2 benötigt. 

(36) Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass bei den Forschungstätigkeiten im Rahmen des 

EDCTP 2 die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die Europäische 

Menschenrechtskonvention und ihre Zusatzprotokolle, die Berufsgrundsätze aus der 

Deklaration des Weltärztebunds von Helsinki aus dem Jahr 2008, die von der 

Internationalen Konferenz zur Harmonisierung der technischen Anforderungen an die 

Zulassung von Humanarzneimitteln (ICH) verabschiedeten Standards für gute 

klinische Praxis, die einschlägigen Unionsrechtsvorschriften und die örtlichen 

ethischen Anforderungen der Länder, in denen die Forschungstätigkeiten durchgeführt 

werden sollen, umfassend gewahrt werden. 

(37) Bei klinischen Studien in Entwicklungsländern ist es unerlässlich, dass die 

Einwilligung nach Aufklärung wirklich stets in Kenntnis der Sachlage und freiwillig 

erfolgt. 

(38) Auch müssen die Tätigkeiten im Rahmen des EDCTP 2 mit den 

entwicklungspolitischen Maßnahmen der Union im Einklang stehen. In diesem 

Zusammenhang sollten Synergien zwischen dem EDCTP 2 und dem Europäischen 

Entwicklungsfonds angestrebt werden. 
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(39) Im Interesse der Zusammenarbeit mit internationalen Entwicklungshilfeinitiativen 

sollten bei über das EDCTP 2 geförderten Tätigkeiten die Empfehlungen, die ggf. im 

Rahmen der einschlägigen Initiativen der Weltgesundheitsorganisation („WHO“), 

unter anderem von der beratenden Expertengruppe Forschung und Entwicklung 

(CEWG), ausgesprochen wurden, berücksichtigt werden. 

(40) Mit  Horizont 2020 wurde das Wissenschaftliche Gremium für Gesundheitsfragen 

eingerichtet; diese wissenschaftsgestützte Plattform interessierter Kreise soll 

wissenschaftliche Beiträge ausarbeiten, eine kohärente wissenschaftliche 

zielgerichtete Analyse der Forschungs- und Innovationsengpässe und -chancen in 

Verbindung mit der gesellschaftlichen Herausforderung "Gesundheit, 

demografischer Wandel und Wohlergehen" bieten, zur Bestimmung der 

diesbezüglichen Forschungs- und Innovationsschwerpunkte beitragen und die 

unionweite wissenschaftliche Teilnahme fördern. Durch eine aktive Kooperation mit 

den interessierten Kreisen trägt sie zum Aufbau von Fähigkeiten und zu einer 

Förderung von Wissensaustausch und einer stärkeren Zusammenarbeit in diesem 

Bereich in der gesamten Union bei. Daher sollte das EDCTP 2 gegebenenfalls mit 

dem Wissenschaftlichen Gremium für Gesundheitsfragen zusammenarbeiten und 

Informationen austauschen.  
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(41) Da die Ziele dieses Beschlusses – nämlich zum Abbau sozialer und wirtschaftlicher 

Belastungen durch armutsbedingte Krankheiten in Entwicklungsländern, insbesondere 

in afrikanischen Ländern südlich der Sahara, beizutragen, indem die klinische 

Entwicklung wirksamer, sicherer, leicht zugänglicher, geeigneter und bezahlbarer 

medizinischer Interventionen für armutsbedingte Krankheiten beschleunigt wird – von 

den Mitgliedstaaten mangels kritischer Masse in personeller wie finanzieller Hinsicht 

nicht in ausreichendem Maße verwirklicht und deshalb aufgrund des Umfangs der 

Maßnahme besser auf EU-Ebene erreicht werden können, kann die Union unter 

Beachtung des Subsidiaritätsprinzips gemäß Artikel 5 des Vertrags über die 

Europäische Union Maßnahmen ergreifen. Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das für 

die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Beteiligung am zweiten Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im 

Bereich klinischer Studien 

(1) Die Union beteiligt sich gemäß den Bestimmungen dieses Beschlusses am zweiten 

Partnerschaftsprogramm Europas und der Entwicklungsländer im Bereich klinischer 

Studien (im Folgenden "EDCTP 2"), das gemeinsam von ▌ Dänemark, Deutschland, 

Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, 

Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien und dem Vereinigten Königreich 

(im Folgenden "teilnehmende Staaten") durchgeführt wird. 

(2) Andere Mitgliedstaaten als die in Absatz 1 genannten sowie andere mit Horizont 2020 

assoziierte Länder können am EDCTP 2 teilnehmen, wenn sie  die Bedingung in 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e dieses Beschlusses erfüllen. Wenn sie Bedingung 

gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e erfüllen, werden für die Zwecke dieses 

Beschlusses als "teilnehmende Staaten" betrachtet.. 
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Artikel 2 

Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Höchstbeitrag der Union, einschließlich der EFTA-Mittel, zum EDCTP 2 beträgt 

bis zu 683 000 000 EUR in gleicher Höhe wie die teilnehmenden Staaten. 

▌ 

(2) Der Finanzbeitrag der Union wird im Einklang mit Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c 

Ziffer vi und den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 aus 

den Mitteln des Gesamthaushaltsplans der Union geleistet, die für die entsprechenden 

Teile des mit dem Beschluss 2013/743/EU eingerichteten spezifischen Programms 

zur Durchführung von Horizont 2020 vorgesehen sind, und insbesondere aus den 

Mitteln für das Einzelziel "Gesundheit, demografischer Wandel und Wohlergehen". 

(3) Bis zu 6 % des in Absatz 1 genannten Finanzbeitrags der Union können von der 

EDCTP-2-Durchführungsstellezur Deckung ihrer Verwaltungskosten genutzt werden. 
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Artikel 3  

Bedingungen für den Finanzbeitrag der Union 

(1) Der Finanzbeitrag der Union ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) von den teilnehmenden Staaten erbrachter Nachweis, dass sie das EDCTP 2 im 

Einklang mit den Anhängen I, II und III durchführen; 

b) Benennung der EDCTP-2-Durchführungsstelle (einer Einrichtung mit 

Rechtspersönlichkeit) durch die teilnehmenden Staaten oder die von den 

teilnehmenden Staaten benannten Organisationen als für die Durchführung des 

EDCTP 2 sowie für die Entgegennahme, Zuweisung und Beobachtung der 

Finanzbeiträge der teilnehmenden Staaten sowie des Finanzbeitrags der Union 

verantwortliche Durchführungsstelle; 

c) von der EDCTP-2-Durchführungsstelle erbrachter Nachweis, dass sie zur 

Umsetzung des EDCTP 2, einschließlich der Entgegennahme, Zuweisung und 

Beobachtung des Beitrags der Union, im Rahmen der indirekten 

Mittelverwaltung des EU-Haushalts gemäß den Artikeln 58, 60 und 61 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 in der Lage ist; 
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d) Festlegung einer Verwaltungsstruktur für das EDCTP 2 gemäß Anhang III; 

e) Zusage jedes teilnehmenden Staates, sich an der Finanzierung des EDCTP 2 zu 

beteiligen. 

(2) Während der Durchführung des EDCTP 2 ist der Finanzbeitrag der Union zudem an 

folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Umsetzung der in Anhang I beschriebenen Ziele und der in Anhang II 

beschriebenen Tätigkeiten durch die EDCTP-2-Durchführungsstelle, 

insbesondere der von ihr geförderten Tätigkeiten und indirekten Maßnahmen, im 

Einklang mit der in Artikel 6 des vorliegenden Beschlusses genannten 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013; 

b) Beibehaltung eines geeigneten und effizienten Verwaltungsmodells für das 

EDCTP 2 in Übereinstimmung mit Anhang III; 

c) Erfüllung der Berichterstattungspflichten gemäß Artikel 60 Absatz 5 der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 durch die EDCTP-2-

Durchführungsstelle; 

d) Einhaltung der in Absatz 1 Buchstabe e genannten Zusagen. 
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Artikel 4 

Maßnahmen im Rahmen des EDCTP 2 

(1) Die Maßnahmen im Rahmen des EDCTP 2 dienen der Verwirklichung der in Anhang I 

beschriebenen Ziele und müssen mit Anhang II in Einklang stehen. 

Hierzu gehören Maßnahmen aus nationalen Programmen der teilnehmenden Staaten, 

einschließlich Maßnahmen nicht gewinnorientierter öffentlicher oder privater 

Forschungseinrichtungen, und neue Maßnahmen, einschließlich der von der EDCTP-

2-Durchführungsstelle durchgeführten Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen. 

Die Maßnahmen werden in den Arbeitsplan des EDCTP 2 aufgenommen, der jährlich 

nach einer positiven externen Bewertung der Ziele des EDCTP 2 durch internationale 

Gutachter ▌ von der EDCTP-2-Durchführungsstelle verabschiedet wird (im Folgenden 

„EDCTP-2-Jahresarbeitsplan“). 

(2) Der EDCTP-2-Jahresarbeitsplan weist den veranschlagten Wert jeder Maßnahme aus 

und regelt die Zuweisung der von der EDCTP-2-Durchführungsstelle verwalteten 

Finanzmittel, einschließlich des Finanzbeitrags der Union. 

Im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan wird zwischen von der Union finanzierten oder 

kofinanzierten Maßnahmen und Maßnahmen, die von den teilnehmenden Staaten oder 

aus anderen Quellen gefördert werden, unterschieden. 
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(3) Die EDCTP-2-Durchführungsstelle führt den  EDCTP-2-Jahresarbeitsplan aus. 

Die EDCTP-2-Durchführungsstelle beobachtet die Durchführung aller Maßnahmen, 

die im Arbeitsplan enthalten sind oder nach von ihr durchgeführten Aufforderungen 

zur Einreichung von Vorschlägen ausgewählt werden, und erstattet der Kommission 

Bericht darüber. 

(4) Im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan vorgesehene Maßnahmen, die nicht durch die EDCTP-

2-Durchführungsstelle gefördert werden, werden unter Einhaltung allgemeiner 

Grundsätze durchgeführt, auf die sich die teilnehmenden Staaten und die Kommission 

verständigen, wobei die Grundsätze dieses Beschlusses, des Titels VI der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013, insbesondere 

die Grundsätze der Gleichbehandlung, Transparenz, unabhängigen Gutachter-

Bewertung und Auswahl, beachtet werden. Die teilnehmenden Staaten und die 

Kommission verständigen sich zudem auf die Berichterstattungspflichten gegenüber 

der EDCTP-2-Durchführungsstelle, auch bezüglich der für jede dieser Maßnahmen 

geltenden Indikatoren. 

Maßnahmen, die von der EDCTP-2-Durchführungsstelle gemäß dem EDCTP-2-

Jahresarbeitsplan oder nach von ihr durchgeführten Aufforderungen zur Einreichung 

von Vorschlägen gefördert werden, gelten als indirekte Maßnahmen im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 und werden gemäß Artikel 6 dieses Beschlusses 

umgesetzt. 
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(5) Jede Mitteilung oder Veröffentlichung im Bereich der Maßnahmen des EDCTP 2, die 

in enger Zusammenarbeit mit dem EDCTP 2 erfolgt, wird – unabhängig davon, ob 

sie von der EDCTP-2-Durchführungsstelle, einem teilnehmenden Staat oder 

Teilnehmern an einer Maßnahme vorgenommen wird – mit dem Zusatz "[Bezeichnung 

der Maßnahme] ist Teil des von der Europäischen Union unterstützten Programms 

EDCTP 2" versehen. 

Artikel 5  

Beiträge der teilnehmenden Staaten  

(1) Die Beiträge der teilnehmenden Staaten umfassen Folgendes: 

a) Finanzbeiträge zur EDCTP-2-Durchführungsstelle; 

b) Sachleistungen in Form der Kosten, die den teilnehmenden Staaten durch die 

Umsetzung von im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan enthaltenen und klar 

ausgewiesenen Maßnahmen entstehen oder die mit den Verwaltungsmitteln der 

EDCTP-2-Durchführungsstelle zusammenhängen. 

(2) Zur Bemessung der Beiträge gemäß Absatz 1 Buchstabe b werden die Kosten nach den 

üblichen Buchführungspraktiken und Rechnungslegungsgrundsätzen der betreffenden 

teilnehmenden Staaten sowie den geltenden internationalen 

Rechnungslegungsstandards berechnet. 
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Artikel 6 

Regeln für die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse 

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 gilt für indirekte Maßnahmen, die von der 

EDCTP-2-Durchführungsstelle gemäß dem EDCTP-2-Jahresarbeitsplan oder nach von 

ihr durchgeführten Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen ausgewählt und 

gefördert werden. Nach dieser Verordnung gilt die EDCTP-2-Durchführungsstelle als 

Finanzierungsstelle und stellt finanzielle Unterstützung für indirekte Maßnahmen 

gemäß Anhang II des vorliegenden Beschlusses bereit. 

(2) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 

müssen sich mindestens zwei juristische Personen aus zwei verschiedenen 

teilnehmenden Staaten und eine dritte juristische Person aus einem afrikanischen Land 

südlich der Sahara, das im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan aufgeführt ist, beteiligen. 

(3) Abweichend von Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 

Nr. 1290/2013 kann jede juristische Person mit Sitz in einem Land südlich der Sahara, 

das im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan aufgeführt ist, eine Förderung erhalten. 

(4) Wenn solche Maßnahmen im EDCTP-2-Jahresarbeitsplan vorgesehen sind, kann die 

EDCTP-2-Durchführungsstelle im Einklang mit den auf der Grundlage von Artikel 12 

der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 aufgestellten Vorschriften gemeinsame 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen mit Drittländern oder deren 

wissenschaftlichen und technischen Einrichtungen und Stellen, mit internationalen 

Organisationen oder anderen Dritten, insbesondere mit nichtstaatlichen 

Organisationen, durchführen. 
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Artikel 7 

Vereinbarungen zwischen der Union und der EDCTP-2-Durchführungsstelle 

(1) Vorbehaltlich einer positiven Ex-ante-Bewertung der EDCTP-2-Durchführungsstelle 

gemäß Artikel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 schließt die 

Kommission im Namen der Union mit der EDCTP-2-Durchführungsstelle eine 

Übertragungsvereinbarung und jährliche Vereinbarungen über Mittelübertragungen. 

(2) Die Übertragungsvereinbarung nach Absatz 1 wird gemäß Artikel 58 Absatz 3 sowie 

den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 40 

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geschlossen. Darüber hinaus ist darin 

unter anderem Folgendes zu regeln: 

a) die Anforderungen an den Beitrag der EDCTP-2-Durchführungsstelle im 

Hinblick auf die Leistungsindikatoren gemäß Anhang II des Beschlusses 

2013/743/EU; 

b) die Anforderungen an den Beitrag der EDCTP-2-Durchführungsstelle im 

Hinblick auf die Beobachtung gemäß Anhang III des Beschlusses 2013/743/EU; 

c) die spezifischen Leistungsindikatoren für die Funktionsweise der EDCTP-2-

Durchführungsstelle; 
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d) die Anforderungen an die EDCTP-2-Durchführungsstelle im Hinblick auf die 

Bereitstellung von Informationen über Verwaltungskosten und von genauen 

Zahlen zur Durchführung des EDCTP 2;  

e) die Bereitstellung der Daten, die die Kommission für die Erfüllung ihrer 

Verbreitungs- und Berichterstattungspflichten benötigt; 

f) die Vorkehrungen für die Genehmigung oder Ablehnung des Entwurfs des 

EDCTP-2-Jahresarbeitsplans durch die Kommission vor dessen Annahme durch 

die EDCTP-2-Durchführungsstelle. 

g) die Veröffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen 

im Rahmen des EDCTP 2, insbesondere auf dem einheitlichen Portal für 

Teilnehmer sowie über andere von der Kommission verwaltete elektronische 

Verbreitungskanäle im Rahmen von Horizont 2020. 
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Artikel 8 

Einstellung, Kürzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union 

Wird das EDCTP 2 nicht, in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspätet durchgeführt, 

kann die Kommission entsprechend der tatsächlichen Durchführung des EDCTP 2 den 

Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen. 

Tragen die teilnehmenden Staaten nicht, nur teilweise oder verspätet zur Finanzierung des 

EDCTP 2 bei, kann die Kommission unter Berücksichtigung der Höhe der von den 

teilnehmenden Staaten zur Umsetzung des EDCTP 2 zugewiesenen Mittel den Finanzbeitrag 

der Union einstellen, anteilig kürzen oder aussetzen. 
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Artikel 9 

Nachträgliche Prüfungen 

(1) Nachträgliche Prüfungen der Ausgaben für indirekte Maßnahmen werden von der 

EDCTP-2-Durchführungsstelle gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 

vorgenommen. 

(2) Die Kommission kann beschließen, die Prüfungen gemäß Absatz 1 selbst 

vorzunehmen. In diesem Fall führt sie die Prüfungen im Einklang mit den geltenden 

Vorschriften, insbesondere der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012, der 

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013, durch. 

Artikel 10 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der nach diesem Beschluss 

finanzierten Maßnahmen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch 

geeignete Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen. 
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(2) Die EDCTP-2-Durchführungsstelle gewährt Bediensteten der Kommission und 

sonstigen von ihr ermächtigten Personen sowie dem Europäischen Rechnungshof 

Zugang zu ihren Standorten und Räumlichkeiten sowie zu allen zur Durchführung 

ihrer Prüfungen erforderlichen Informationen, einschließlich Informationen in 

elektronischer Form. 

(3) Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann  nach in der Verordnung 

(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates1 und der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates2  festgelegten 

Bestimmungen und Verfahren Untersuchungen, einschließlich Kontrollen und 

Überprüfungen vor Ort, durchführen, um festzustellen, ob es im Zusammenhang mit 

Zuschussvereinbarungen, Zuschussbeschlüssen oder Verträgen, die gemäß diesem 

Beschluss finanziert werden, zu Betrug, Korruption oder anderen rechtswidrigen 

Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union gekommen ist. 

(4) Verträge, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfebeschlüsse im Rahmen der 

Umsetzung dieses Beschlusses müssen Bestimmungen enthalten, durch die die 

Kommission, die EDCTP-2-Durchführungsstelle, der Europäische Rechnungshof und 

OLAF ausdrücklich ermächtigt werden, solche Prüfungen und Untersuchungen 

entsprechend ihren Zuständigkeiten vorzunehmen. 

                                                 
1 Verordnung (EURATOM, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die 

Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 
292 vom 15.11.1996, S. 2). 

2 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 
18.9.2013, S.1). 
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(5) Bei der Durchführung des EDCTP-2-Programms ergreifen die teilnehmenden Staaten 

alle legislativen, regulatorischen, verwaltungstechnischen und sonstigen Maßnahmen, 

die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich sind, insbesondere 

um sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 

und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 alle der Union zustehenden 

Beträge vollständig zurückerstattet werden. 

Artikel 11 

Übermittlung von Informationen 

(1) Auf Antrag übermittelt die EDCTP-2-Durchführungsstelle der Kommission alle zur 

Erstellung der Berichte gemäß Artikel 12 erforderlichen Informationen. 

(2) Die teilnehmenden Staaten legen der Kommission über die EDCTP-2-

Durchführungsstelle alle vom Europäischen Parlament, dem Rat oder dem 

Europäischen Rechnungshof angeforderten Informationen zur Finanzverwaltung des 

EDCTP-2-Programms vor. 

(3) Die Kommission nimmt die in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten 

Informationen in die Berichte gemäß Artikel 12 auf. 
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Artikel 12 

Bewertung  

(1) Bis zum 30. Juni 2017 nimmt die Kommission mit Unterstützung unabhängiger 

Sachverständiger eine Zwischenbewertung des EDCTP 2 vor. Sie erstellt einen 

Bericht über diese Bewertung, der auch Schlussfolgerungen aus der Bewertung und 

Bemerkungen der Kommission enthält. Die Kommission leitet diesen Bericht bis zum 

31. Dezember 2017 dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. Das Ergebnis der 

Zwischenbewertung des EDCTP 2 fließt in die Zwischenbewertung von Horizont 

2020 ein. 

(2) Anlässlich der Beendigung der Beteiligung der Union am EDCTP 2, spätestens jedoch 

bis zum 31. Dezember 2023, nimmt die Kommission eine weitere Zwischenbewertung 

des EDCTP 2 vor. Die Kommission erstellt einen Bericht über diese Bewertung, der 

auch die Ergebnisse der Bewertung enthalten muss. Die Kommission leitet den Bericht 

dem Europäischen Parlament und dem Rat zu. 

(3) Bis zum 31. Dezember 2026 nimmt die Kommission eine Abschlussbewertung des 

EDCTP 2 vor. Die Kommission übermittelt die Ergebnisse dieser Bewertung dem 

Europäischen Parlament und dem Rat. 
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Artikel 13 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 14 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu ...  am  

Im Namen des Europäischen Parlaments   Im Namen des Rates 

Der Präsident       Der Präsident 
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ANHANG I  

ZIELE DES EDCTP 2 

Das EDCTP 2 trägt zur Verwirklichung folgender Ziele bei: 

(1) Allgemeines Ziel 

Das EDCTP 2 soll zur Verringerung der sozialen und wirtschaftlichen Belastungen 

durch armutsbedingte Krankheiten in Entwicklungsländern, insbesondere in 

afrikanischen Ländern südlich der Sahara, beitragen, indem es die klinische 

Entwicklung wirksamer, sicherer, leicht zugänglicher, geeigneter und bezahlbarer 

medizinischer Interventionen1 zur Bekämpfung armutsbedingter Krankheiten in 

Zusammenarbeit mit den afrikanischen Ländern südlich der Sahara beschleunigt. 

(2) Einzelziele 

Damit das allgemeine Ziel verwirklicht werden kann, sollen mit dem EDCTP 2 

folgende Einzelziele erreicht werden: 

                                                 
1 Für die Zwecke dieses Beschlusses umfasst der Begriff "medizinische Interventionen" 

Maßnahmen, die die Gesundheit verbessern oder erhalten oder aber den Verlauf einer 
Krankheit beeinflussen sollen, insbesondere Prävention und Behandlung mit Hilfe von 
medizinischen Erzeugnissen wie Arzneimitteln, Mikrobiziden oder Impfstoffen, einschließlich 
ihrer Verabreichungsweise, Nachbetreuung und Prävention in den betroffenen 
Bevölkerungsgruppen sowie medizinische Diagnostika zur Feststellung von Krankheiten/der 
Gesundheit und zur Überwachung ihrer Entwicklung. 
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a) eine größere Zahl neuer oder verbesserter medizinischer Interventionen für 

HIV/AIDS, Tuberkulose, Malaria und andere armutsbedingte Krankheiten, 

einschließlich wenig beachteter Krankheiten, sowie bis zum Ende des 

Programms Einführung von mindestens einer neuen medizinischen Intervention; 

die Erstellung von rund 30 Leitlinien für eine verbesserte oder umfangreichere 

Nutzung bestehender medizinischer Interventionen; die Förderung der klinischen 

Entwicklung von rund 20 vorgeschlagenen medizinischen Interventionen; 

b) eine verstärkte Zusammenarbeit mit afrikanischen Ländern südlich der Sahara, 

insbesondere beim Aufbau ihrer Kapazitäten zur Durchführung klinischer 

Studien unter uneingeschränkter Wahrung grundlegender ethischer Prinzipien 

und einschlägiger nationaler, EU- und internationaler Rechtsvorschriften, 

einschließlich der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, der 

Europäischen Menschenrechtskonvention und ihrer Zusatzprotokolle, der 

Deklaration des Weltärztebundes von Helsinki aus dem Jahr 2008 und der von 

der Internationalen Konferenz zur Harmonisierung der technischen 

Anforderungen an die Zulassung von Humanarzneimitteln (ICH) 

verabschiedeten Standards für gute klinische Praxis; 
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c) eine bessere Koordinierung, Harmonisierung und gegebenenfalls Integration der 

einschlägigen nationalen Programme, um die Kosteneffizienz europäischer 

öffentlicher Investitionen zu erhöhen, sowie eine zielorientierte Festlegung von 

Forschungsprioritäten, um schneller Ergebnisse zu erzielen und zur 

Bekämpfung und Ausrottung armutsbedingter Krankheiten, einschließlich 

wenig beachteter Krankheiten, beizutragen;  

d) erweiterte internationale Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen und privaten 

Partnern, um sicherzustellen, dass sämtliche Forschungsarbeiten die größt-

mögliche Wirkung entfalten und Synergien in Erwägung gezogen werden 

können, und um die Ressourcen und Investitionen wirksam einzusetzen; 

e) eine größere Wirkung aufgrund der effektiven Zusammenarbeit mit relevanten 

Initiativen der Union, einschließlich ihrer Entwicklungshilfe. 
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(3) Operative Indikatoren und Ziele 

Um die unter Nummer 2 aufgeführten spezifischen Ziele zu erreichen, werden 

während der gesamten Laufzeit des EDCTP2 die folgenden Indikatoren ▌ beobachtet: 

a) Förderung klinischer Studien zu neuen oder verbesserten medizinischen 

Interventionen für armutsbedingte Krankheiten, einschließlich wenig beachteter 

Krankheiten, durch Partnerschaften zwischen europäischen Ländern und 

Entwicklungsländern, insbesondere afrikanischen Ländern südlich der Sahara: 

Indikator: Erhöhung der Anzahl geförderter klinischer Studien, die zu neuen 

Produkten, Verfahren, Methoden, Diagnosen, Behandlungen oder 

Präventionsmethoden führen, auf mindestens 150 gegenüber 88 im Rahmen des 

EDCTP 1. 

Indikator: Beibehaltung oder Steigerung des Anteils der von der EDCTP-2-

Durchführungsstelle geförderten klinischen Studien unter afrikanischer Führung  

▌. 

Indikator: Angestrebte Verdreifachung der wissenschaftlichen 

Veröffentlichungen in Fachzeitschriften gegenüber dem EDCTP 1. 
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b) Förderung von Maßnahmen zum Aufbau von Forschungskapazitäten in 

afrikanischen Ländern südlich der Sahara, so dass klinische Studien durchgeführt 

werden können und Hilfe zur Verringerung der Abwanderung von Fachkräften: 

Indikator: Angestrebte Beibehaltung oder Erhöhung der Beteiligung der 

afrikanischen Länder südlich der Sahara am EDCTP-2-Programm. 

Indikator: Erhöhung der Zahl der Stipendien für Forscher aus afrikanischen 

Ländern südlich der Sahara sowie für Masterstudenten und Doktoranden von 

derzeit 400 im Rahmen des EDCTP 1, wobei diese nachdrücklich ermutigt und 

dabei unterstützt werden sollten, ihre Forscherlaufbahn ▌ nach Ablauf ihres 

Stipendiums in afrikanischen Ländern südlich der Sahara fortzusetzen. 

Indikator: Erhöhung der Zahl der unterstützten Maßnahmen zum Aufbau von 

Kapazitäten für die Durchführung klinischer Studien in afrikanischen Ländern 

südlich der Sahara von derzeit 74 im Rahmen des EDCTP 1. 

c) Erarbeitung einer ▌ Forschungsagenda für das EDCTP 2 auf Grundlage 

gemeinsamer Kriterien für die Prioritätensetzung und einer gemeinsamen 

Bewertung, wobei zu berücksichtigen ist, dass sich die Beiträge der nationalen 

Programme und des EDCTP unterscheiden können. 

Richtwert: Integration, Angleichung oder Koordinierung von mindestens 50 % 

der öffentlichen Investitionen aus den teilnehmenden Staaten im Rahmen des 

EDCTP 2. 
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d) Gewährleistung einer effizienten Durchführung des EDCTP 2: 

Richtwert: Verwaltungskosten von weniger als 5 % der Gesamtmittel für die 

EDCTP-2-Durchführungsstelle. 

e) Zusammenarbeit und gemeinsame Maßnahmen mit weiteren öffentlichen und 

privaten Geldgebern: 

Richtwert: Erhöhung der Beiträge aus den Entwicklungsländern auf mindestens 

30 000 000 EUR gegenüber 14 000 000 EUR im Rahmen des EDCTP 1. 

Richtwert: Erhalt zusätzlicher öffentlicher oder privater Beiträge in Höhe von 

mindestens 500 000 000 EUR gegenüber 71 000 000 EUR im Rahmen des 

EDCTP 1. 

f) Aufbau einer Zusammenarbeit und Durchführung gemeinsamer Maßnahmen mit 

EU-weiten, nationalen und internationalen Entwicklungshilfeinitiativen, 

gegebenenfalls auch mit einschlägigen Initiativen der 

Weltgesundheitsorganisation, um Komplementarität zu gewährleisten und die 

Wirkung der aus EDCTP-Mitteln finanzierten Maßnahmen zu erhöhen. 
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ANHANG II  

MASSNAHMEN UND DURCHFÜHRUNG DES EDCTP 2 

(1) Maßnahmen 

Im Rahmen des EDCTP 2 sollen folgende Maßnahmen durchgeführt werden: 

a) Förderung der Vernetzung, Koordinierung, Harmonisierung, Zusammenarbeit 

und Integration nationaler Forschungsprogramme und -tätigkeiten auf dem 

Gebiet der armutsbedingten Krankheiten, einschließlich wenig beachteter 

Krankheiten, in den Bereichen Wissenschaft, Verwaltung und Finanzierung; 

b) Förderung klinischer Studien zu Forschungszwecken sowie damit verbundener 

Maßnahmen auf dem Gebiet der armutsbedingten Krankheiten, insbesondere 

HIV/AIDS, Malaria, Tuberkulose und anderer armutsbedingter Krankheiten, 

einschließlich wenig beachteter Krankheiten; 

c) Förderung des Aufbaus von Kapazitäten für klinische Studien und damit 

verbundene Forschungstätigkeiten in Entwicklungsländern, insbesondere in 

afrikanischen Ländern südlich der Sahara, durch Finanzhilfen für die 

Laufbahnentwicklung von Stipendiaten (Junior und Senior Fellows), die 

Förderung von Mobilität, Finanzhilfen für Austauschprogramme für Personal, 

Ausbildungsnetze im Forschungsbereich, die Stärkung von Ethikgremien und 

Regulierungsinstanzen, Mentoring und Partnerschaften auf individueller, 

institutioneller oder regionaler Ebene; 
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d) Zusammenarbeit und gemeinsame Maßnahmen mit weiteren öffentlichen und 

privaten Geldgebern; 

e) Sensibilisierung für das EDCTP 2 sowie Unterstützung und Bekanntmachung 

des Programms und der damit verbundenen Tätigkeiten durch Aufklärung und 

Kommunikation, nicht nur auf Ebene der Union und der Entwicklungsländer, 

sondern auch auf globaler Ebene. 

(2) Programmfestlegung und Durchführung 

Das EDCTP 2 wird von der EDCTP-2-Durchführungsstelle auf der Grundlage eines 

jährlichen Arbeitsplans sowie eines mehrjährigen strategischen Arbeitsplans 

durchgeführt, die von ihr im Benehmen mit den betroffenen Akteuren aufgestellt und 

von ihrer Generalversammlung verabschiedet werden; zuvor müssen sie von 

internationalen Gutachtern bewertet und von der Kommission gebilligt werden. 

Im jährlichen Arbeitsplan ist festzulegen, welche Themen und Maßnahmen umgesetzt 

werden, einschließlich Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen, die von der 

EDCTP-2-Durchführungsstelle durchgeführt werden, um indirekte Maßnahmen 

auszuwählen und zu fördern, und wie viele Haushaltsmittel und Gelder der EDCTP-2-

Durchführungsstelle für diese Themen und Maßnahmen zur Verfügung stehen. 

Gegebenenfalls können zwischen dem EDCTP 2 und anderen öffentlichen oder 

privaten Initiativen, auch den Initiativen im Rahmen von Horizont 2020, 

Informationen ausgetauscht werden. 
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Im jährlichen Arbeitsplan wird zwischen von der Union finanzierten oder 

kofinanzierten Maßnahmen und Maßnahmen, die von den teilnehmenden Staaten oder 

aus anderen Quellen gefördert werden, unterschieden. 

Im mehrjährigen strategischen Arbeitsplan wird eine gemeinsame strategische 

Forschungsagenda festgelegt, die jährlich erstellt und aktualisiert wird. 

Die EDCTP-2-Durchführungsstelle beobachtet die Durchführung der im Arbeitsplan 

enthaltenen Maßnahmen, einschließlich indirekter Maßnahmen, die durch von ihr 

durchgeführte Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen ausgewählt werden. 

Die EDCTP-2-Durchführungsstelle sorgt für die Zuweisung und Verwaltung der 

Mittel gemäß diesem Beschluss; ferner stellt sie die wirksame Durchführung der in den 

vorangegangenen Arbeitsplänen ausgewählten und festgelegten Maßnahmen sicher. 

(3) Erwartete Ergebnisse der Durchführung des EDCTP 2 

Die EDCTP-2-Durchführungsstelle legt einen Jahresbericht vor, der einen detaillierten 

Überblick über die Durchführung des EDCTP 2 gibt. Dieser Überblick enthält 

Angaben zu allen in Übereinstimmung mit dem Arbeitsplan ausgewählten 

Maßnahmen, einschließlich indirekter Maßnahmen, die durch von der EDCTP-2-

Durchführungsstelle durchgeführte Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen 

ausgewählt werden. Zu diesen Angaben gehört eine Beschreibung jeder Maßnahme, 

einschließlich indirekter Maßnahmen, der entsprechenden Mittel, des Nutzens der 

zugewiesenen Förderung (falls zutreffend) und des Status der Maßnahme. 
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Bei von der EDCTP-2-Durchführungsstelle durchgeführten Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen enthält der Jahresbericht zudem Angaben zur Zahl der 

eingereichten und ausgewählten Projekte, zur genauen Verwendung des Finanzbeitrags 

der Union, zur Aufteilung der nationalen und sonstigen Beiträge unter Angabe der Art 

der Sachleistungen, zur Art der Teilnehmer, zu länderbezogenen Statistiken sowie zu 

Vermittlungs- und Verbreitungsmaßnahmen. In dem Jahresbericht kann zudem 

gegebenenfalls angegeben werden, welche Maßnahmen ergriffen worden sind, um 

den Zugang zu Produkten, die aus dem EDCTP 2 hervorgegangen sind, zu 

erleichtern. 

Der Jahresbericht enthält zudem Informationen über die Fortschritte bei der 

Verwirklichung der in Anhang I dargelegten Ziele des EDCTP 2. 

Darüber hinaus legt die EDCTP-2-Durchführungsstelle alle in diesem Beschluss und in 

der mit der Union geschlossenen Vereinbarung vorgesehenen Berichte und 

Informationen vor. 
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ANHANG III 

VERWALTUNGS DES EDCTP 2 

Das EDCTP 2 hat folgende Organisationsstruktur: 

(1) Die EDCTP-2-Durchführungsstelle wird von einer Generalversammlung geleitet, in 

der alle teilnehmenden Staaten vertreten sind. 

Die Generalversammlung ist im Wesentlichen dafür verantwortlich, sicherzustellen, 

dass alle für die Verwirklichung der Ziele des EDCTP 2 erforderlichen Maßnahmen 

getroffen und die verfügbaren Mittel ordnungsgemäß und effizient verwaltet werden. 

Zudem verabschiedet sie den jährlichen Arbeitsplan. 

Die Beschlussfassung in der Generalversammlung erfolgt einvernehmlich. Kann kein 

Einvernehmen erzielt werden, fasst die Generalversammlung ihre Beschlüsse mit einer 

Mehrheit von mindestens 75 % der Stimmen. 

Die Europäische Union, vertreten durch die Kommission, wird zu allen Sitzungen der 

Generalversammlung als Beobachter eingeladen und erhält alle erforderlichen 

Unterlagen. Sie kann sich an den Diskussionen beteiligen.  
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(2) Die Generalversammlung ernennt einen Vorstand zur Überwachung des Sekretariats 

der EDCTP-2-Durchführungsstelle (im Folgenden "EDCTP-2-Sekretariat"), das von 

der Generalversammlung als Durchführungsorgan des EDCTP 2 eingerichtet wird. Die 

Zahl der Mitglieder des Vorstands der Vereinigung wird von der 

Generalversammlung festgelegt; sie beträgt mindestens fünf. 

Das EDCTP-2-Sekretariat hat mindestens folgende Aufgaben: 

▌ 

a) Ausführung des jährlichen Arbeitsplans; 

b) Unterstützung der Generalversammlung; 

▌ 

c) Beobachtung der Durchführung des EDCTP 2 und entsprechende 

Berichterstattung; 

d) Verwaltung der Finanzbeiträge der teilnehmenden Staaten, der Union sowie 

Dritter und Berichterstattung über deren Verwendung an die 

Generalversammlung und die Union; 
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e) Verbesserung der Außenwirkung des EDCTP 2 durch Aufklärung und 

Kommunikation; 

f) Zusammenarbeit mit der Kommission entsprechend der in Artikel 7 genannten 

Übertragungsvereinbarung. 

(3) Ein Wissenschaftlicher Beratender Ausschuss (im Folgenden "WBA") berät die 

Generalversammlung hinsichtlich der strategischen Prioritäten des EDCTP 2. 

Der WBA wird von der Generalversammlung ernannt und setzt sich aus europäischen 

und afrikanischen unabhängigen Sachverständigen zusammen, die auf den für das 

EDCTP 2 relevanten Gebieten kompetent sind, wobei auf eine ausgewogene 

Vertretung von Frauen und Männern zu achten ist.  

Der WBA hat folgende Aufgaben: 

a) Beratung der Generalversammlung hinsichtlich der Prioritäten und strategischen 

Erfordernisse bei klinischen Studien in Afrika; 
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b) ▌ Beratung der Generalversammlung hinsichtlich Inhalt, Umfang und 

Dimension des Entwurfs des jährlichen Arbeitsplans des EDCTP 2, 

einschließlich der erfassten Krankheiten und der empfohlenen Vorgehensweisen, 

aus wissenschaftlicher und technischer Sicht; 

c) Überprüfung der wissenschaftlichen und technischen Aspekte der Durchführung 

des EDCTP 2 und Stellungnahme zum Jahresbericht. 

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben wacht der WBA über die Einhaltung hoher 

ethischer Standards bei der Durchführung klinischer Studien und fördert diese 

Standards; zudem hält er Kontakt mit den für Impfstoffe zuständigen 

Regulierungsbehörden. 

Der WBA kann der Generalversammlung empfehlen, wissenschaftliche 

Unterausschüsse sowie Projekt- und Arbeitsgruppen einzusetzen. 

Die Generalversammlung legt die Zahl der WBA-Mitglieder, deren Stimmrechte und 

die Regelungen für ihre Benennung gemäß Artikel 40 der Verordnung (EU) 

Nr. 1290/2013 fest. Die Generalversammlung kann im Rahmen des WBA 

Facharbeitsgruppen mit zusätzlichen unabhängigen Sachverständigen für spezifische 

Aufgaben einrichten. 
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P7_TA-PROV(2014)0367 

Europäischer Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einführung eines Europäischen Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung im Hinblick 
auf die Erleichterung der grenzüberschreitenden Eintreibung von Forderungen in Zivil- 
und Handelssachen (COM(2011)0445 – C7-0211/2011 – 2011/0204(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2011)0445), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 81 Absatz 2 Buchstaben a, e und f des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der 
Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0211/2011), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 der Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 6. Februar  2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses und der Stellungnahme des Ausschusses 
für Wirtschaft und Währung (A7-0227/2013), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;  

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  ABl. C 191 vom 29.6.2012, S. 57. 
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P7_TC1-COD(2011)0204 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) Nr. .../2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einführung eines Verfahrens für einen Europäischen 
Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung im Hinblick auf die Erleichterung der 
grenzüberschreitenden Eintreibung von Forderungen in Zivil- und Handelssachen 
 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 81 Absatz 2 Buchstaben a, e und f, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,  

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

▌ 

                                                 
1 ABl. C 191 vom 29.6.2012, S. 57. 
2 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Union hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewährleistet ist, zu erhalten und weiterzu-

entwickeln. Zum schrittweisen Aufbau eines solchen Raums hat die Union ▌im 

Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen, die einen 

grenzüberschreitenden Bezug aufweisen, Maßnahmen zu erlassen, insbesondere wenn 

dies für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlich ist.  

(2) Gemäß Artikel 81 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEUV) können dazu Maßnahmen gehören, die unter anderem Folgendes 

sicherstellen sollen: die gegenseitige Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher 

Entscheidungen zwischen den Mitgliedstaaten, einen effektiven Zugang zum Recht 

und die Beseitigung von Hindernissen für die reibungslose Abwicklung von 

Zivilverfahren, erforderlichenfalls durch Förderung der Vereinbarkeit der in den 

Mitgliedstaaten geltenden zivilrechtlichen Verfahrensvorschriften.▌ 

▌ 

(3) Am 24. Oktober 2006 leitete die Kommission mit dem Grünbuch "Effizientere Voll-

streckung von Urteilen in der Europäischen Union: vorläufige Kontenpfändung" eine 

Konsultation über die Notwendigkeit eines einheitlichen europäischen Verfahrens für 

die vorläufige Pfändung von Bankkonten und etwaige Merkmale dieses Verfahrens 

ein. 
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(4) Im Stockholmer Programm vom Dezember 20091, in dem die Prioritäten im Bereich 

Freiheit, Sicherheit und Recht für den Zeitraum 2010-2014 festgelegt sind, forderte 

der Europäische Rat die Kommission auf, das Erfordernis bestimmter einstweiliger 

Maßnahmen auf Unionsebene, einschließlich solcher, die auf eine Sicherung 

gerichtet sind, wie z.B. Verhinderung der Entziehung von Vermögensgegenständen 

vor Vollstreckung einer Forderung, sowie die Durchführbarkeit solcher 

Maßnahmen zu prüfen und angemessene Vorschläge zur Verbesserung der Effizienz 

der Vollstreckung von Urteilen in der Union betreffend Bankkonten und 

Schuldnervermögen vorzulegen.  

▌ 

(5) Nationale Verfahren zur Erwirkung von Sicherungsmaßnahmen etwa in Gestalt von 

Beschlüssen zur vorläufigen Kontenpfändung gibt es in allen Mitgliedstaaten; 

allerdings unterscheiden sie sich hinsichtlich der Bedingungen für ihren Erlass und der 

Effizienz ihrer Ausführung beträchtlich voneinander. Außerdem kann sich die 

Inanspruchnahme nationaler Sicherungsmaßnahmen in Fällen mit 

grenzüberschreitendem Bezug als aufwändig ▌erweisen, vor allem wenn der 

Gläubiger mehrere Konten in verschiedenen Mitgliedstaaten vorläufig pfänden lassen 

will. Daher scheint es erforderlich und angemessen, ein verbindliches und 

unmittelbar geltendes Rechtsinstrument der Union zu erlassen, mit dem ein neues 

Unionsverfahren eingeführt wird, das in grenzüberschreitenden Fällen die 

vorläufige Pfändung von Geldern auf Bankkonten in einer effizienten und zügigen 

Weise ermöglicht.  

                                                 
1 ABl. C 115 vom 4.5.2010, S. 1. 
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(6) Das mit dieser Verordnung eingeführte Verfahren sollte dem Gläubiger als  weitere 

fakultative Möglichkeit dienen; es steht ihm nach wie vor frei, von einem anderen 

Verfahren zur Erwirkung einer gleichwertigen Maßnahme nach nationalem Recht 

Gebrauch zu machen. 

(7)  Ein Gläubiger sollte eine Sicherungsmaßnahme in Form eines Europäischen 

Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung (im Folgenden "Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung" oder "Beschluss") erwirken können, um die Überweisung 

oder Abhebung von Geldern, die sein Schuldner auf einem in einem Mitgliedstaat 

geführten Bankkonto hält, zu verhindern, wenn die Gefahr besteht, dass die spätere 

Vollstreckung seiner Forderung gegenüber dem Schuldner ohne eine solche 

Maßnahme unmöglich oder erheblich erschwert wird. Die Pfändung von Geldern 

auf dem Konto des Schuldners sollte zur Folge haben, dass nicht nur der Schuldner 

selbst, sondern auch Personen, die von diesem mit der Ausführung von Zahlungen 

über dieses Konto betraut sind, z.B. in Form von Daueraufträgen oder durch 

Lastschriftverfahren oder die Verwendung einer Kreditkarte, daran gehindert 

werden, die Gelder zu verwenden. 
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(8) Der sachliche Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte sich, von einigen genau 

festgelegten Rechtsgebieten abgesehen, auf das gesamte Zivil- und Handelsrecht 

erstrecken. Keine Anwendung finden sollte diese Verordnung insbesondere ▌auf 

Forderungen gegenüber einem Schuldner im Rahmen eines Insolvenzverfahrens. 

Dies sollte bedeuten, dass ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung nicht gegen einen 

Schuldner erlassen werden kann, sobald gegen ihn ein Insolvenzverfahren im Sinne 

der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates 1 eingeleitet worden ist. Andererseits 

sollte durch diesen Ausschluss ermöglicht werden, dass der Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung zur Sicherung der Rückforderung benachteiligender 

Zahlungen, die ein solcher Schuldner an Dritte geleistet hat, verwendet werden 

kann. 

(9) Diese Verordnung sollte für Konten gelten, die bei Kreditinstituten unterhalten 

werden, deren Tätigkeit darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 

von Kunden entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren.  

Sie sollte somit nicht für Finanzinstitute gelten, die keine solchen Einlagen 

entgegennehmen, beispielsweise Institute, die Ausfuhr- und Investitionsprojekte 

oder Projekte in Entwicklungsländern finanzieren, oder Institute, die 

Finanzmarktdienstleistungen erbringen. Ferner sollte diese Verordnung weder für 

Konten gelten, die von oder bei Zentralbanken geführt werden, wenn sie in ihrer 

Eigenschaft als Währungsbehörden handeln, noch für Konten, die nicht durch 

nationale Beschlüsse, die einem Beschluss zur vorläufigen Pfändung gleichwertig 

sind, vorläufig gepfändet werden können oder die auf andere Weise nach dem Recht 

des Mitgliedstaats, in dem das besagte Konto geführt wird, nicht gepfändet werden 

dürfen. 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (ABl. 

L 160 vom 30.6.2000, S. 1). 
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(10) Diese Verordnung sollte ausschließlich auf grenzüberschreitende Rechtssachen 

Anwendung finden und festlegen, in welchem Fall in diesem besonderen Kontext 

eine grenzüberschreitende Rechtssache vorliegt. Für die Zwecke dieser Verordnung 

sollte gelten, dass eine grenzüberschreitende Rechtssache dann vorliegt, wenn das 

mit dem Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung befasste 

Gericht seinen Sitz in einem Mitgliedstaat hat und das von dem Beschluss betroffene 

Bankkonto in einem anderen Mitgliedstaat geführt wird. Ferner sollte gelten, dass 

eine grenzüberschreitende Rechtssache vorliegt, wenn der Gläubiger seinen 

Wohnsitz in einem Mitgliedstaat hat und das Gericht sowie das vorläufig zu 

pfändende Bankkonto in einem anderen Mitgliedstaat belegen sind.  

Diese Verordnung sollte nicht auf die vorläufige Pfändung von Konten Anwendung 

finden, die in dem Mitgliedstaat des Gerichts, bei dem der Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung beantragt worden ist, geführt werden, sofern der Wohnsitz des Gläubigers 

sich ebenfalls in diesem Mitgliedstaat befindet, auch wenn der Gläubiger zum selben 

Zeitpunkt einen Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung  

stellt, der ein oder mehrere Konten betrifft, die in einem anderen Mitgliedstaat 

geführt werden. In einem solchen Fall sollte der Gläubiger zwei getrennte Anträge – 

einen auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung und einen auf Erlass 

einer nationalen Maßnahme – stellen. 

(11) Das Verfahren für einen Beschluss zur vorläufigen Pfändung sollte jeder Gläubiger 

in Anspruch nehmen können, der vor Einleitung des Hauptsacheverfahrens bzw. in 

jeder Phase des Rechtsstreits sicherstellen will, dass eine spätere in der Hauptsache 

ergehende gerichtliche Entscheidung vollstreckt wird. Es sollte auch Gläubigern 

offenstehen, die bereits eine gerichtliche Entscheidung, einen gerichtlichen Vergleich 

oder eine öffentliche Urkunde erwirkt haben, mit der bzw. dem der Schuldner 

aufgefordert wird, die Forderung des Gläubigers zu erfüllen. 
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(12) Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung sollte zur Sicherung bereits fälliger 

Forderungen in Anspruch genommen werden können. Er sollte ferner in Bezug auf 

noch nicht fällige Forderungen in Anspruch genommen werden können, sofern 

diese sich aus einer bereits erfolgten Transaktion oder einem bereits eingetretenen 

Ereignis ergeben und ihre Höhe bestimmbar ist, einschließlich Forderungen aus 

einer unerlaubten Handlung oder einer Handlung, die einer unerlaubten Handlung 

gleichgestellt ist, sowie Klagen auf Schadenersatz oder auf Wiederherstellung des 

früheren Zustands, die auf eine mit Strafe bedrohte Handlung gestützt werden.  

Der Gläubiger sollte die Möglichkeit haben, einen Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung über einen Betrag in Höhe der Hauptforderung oder über einen 

niedrigeren Betrag zu beantragen. Letzteres könnte beispielsweise in seinem 

Interesse liegen, wenn er für einen Teil seiner Forderung bereits andere 

Sicherheiten erhalten hat. 

(13) Damit eine enge Verbindung zwischen ▌dem Verfahren zum Erlass eines 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung und dem Verfahren in der Hauptsache 

gewährleistet ist, sollte die internationale Zuständigkeit für den Erlass des 

Beschlusses bei den Gerichten des Mitgliedstaats liegen, dessen Gerichte in der 

Hauptsache zuständig sind. Für die Zwecke dieser Verordnung sollte der Begriff  

"Verfahren in der Hauptsache" alle Verfahren abdecken, die darauf gerichtet sind, 

einen vollstreckbaren Titel über die zugrunde liegende Forderung zu erwirken, 

einschließlich beispielsweise summarische Mahnverfahren und Verfahren wie das 

französische Verfahren der einstweiligen Anordnung ("procédure de référé"). Ist 

der Schuldner ein Verbraucher mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, so sollte die 

Zuständigkeit für den Erlass des Beschlusses ausschließlich bei den Gerichten 

dieses Mitgliedstaats liegen. 
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(14) Hinsichtlich der Bedingungen für den Erlass des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung sollten das Interesse des Gläubigers daran, einen Beschluss zu erwirken, 

und das Interesse des Schuldners daran, dass ein Missbrauch des Beschlusses 

verhindert wird, angemessen gegeneinander abgewogen werden.  

Wenn der Gläubiger einen Beschluss zur vorläufigen Pfändung beantragt, bevor er 

eine gerichtliche Entscheidung erwirkt hat, sollte sich das Gericht, bei dem der Antrag 

eingereicht wird, daher anhand der vom Gläubiger vorgelegten Beweismittel 

vergewissert haben, dass über die Forderung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner 

in der Hauptsache voraussichtlich zugunsten des Gläubigers entschieden wird.  

Ferner sollte der Gläubiger in allen Fällen, auch wenn er bereits eine gerichtliche 

Entscheidung erwirkt hat, dem Gericht hinreichend nachweisen müssen, dass eine 

gerichtliche Maßnahme zum Schutz seiner Forderung dringend erforderlich ist und 

dass ohne den Beschluss die Vollstreckung einer bestehenden oder künftigen 

gerichtlichen Entscheidung wahrscheinlich unmöglich oder erheblich erschwert 

würde, weil eine tatsächliche Gefahr besteht, dass der Schuldner seine 

Vermögenswerte aufbraucht, verschleiert oder vernichtet oder aber unter Wert oder 

in einem unüblichen Ausmaß oder durch unübliche Handlungen veräußert, noch 

bevor der Gläubiger die Vollstreckung der bestehenden oder einer künftigen 

gerichtlichen Entscheidung erwirken kann.  
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Das Gericht sollte die Beweismittel bewerten, die der Gläubiger vorgelegt hat, um 

nachzuweisen, dass eine solche Gefahr besteht. Dies könnte sich beispielsweise auf 

das Verhalten des Schuldners hinsichtlich der Forderung des Gläubigers oder in 

einer vorangegangenen Streitigkeit zwischen den Parteien, die Kredithistorie des 

Schuldners, die Art der Vermögenswerte des Schuldners und alle jüngst 

vorgenommenen Handlungen des Schuldners im Zusammenhang mit seinen 

Vermögenswerten beziehen. Bei der Bewertung der Beweismittel kann das Gericht 

dem Umstand Rechnung tragen, dass Kontoabhebungen und Ausgaben des 

Schuldners zur Erhaltung seiner normalen Geschäftstätigkeit oder regelmäßige 

Ausgaben für seine Familie als solche nicht unüblich sind. Die bloße Nichtzahlung 

oder das bloße Bestreiten der Forderung oder die bloße Tatsache, dass der 

Schuldner mehr als einen Gläubiger hat, sollten an sich nicht als ausreichende 

Beweismittel gelten, um den Erlass eines Beschlusses zu rechtfertigen. Auch sollte 

die bloße Tatsache, dass die finanzielle Situation des Schuldners schlecht ist oder 

schlechter wird, an sich nicht als ausreichender Grund gelten, um den Erlass eines 

Beschlusses zu rechtfertigen. Das Gericht kann diese Faktoren jedoch bei der 

Gesamtbewertung des Bestehens einer Gefahr berücksichtigen. 

(15) Damit der Überraschungseffekt des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

gewährleistet ist und damit sichergestellt wird, dass er ein nützliches Instrument für 

einen Gläubiger ist, der versucht, in grenzübergreifenden Fällen Schulden von 

einem Schuldner einzutreiben, sollte der Schuldner weder über den Antrag des 

Gläubigers informiert noch vor dem Erlass des Beschlusses angehört, noch vor 

Ausführung des Beschlusses von dem Beschluss in Kenntnis gesetzt werden. Gelangt 

das Gericht auf Grundlage der vom Gläubiger oder gegebenenfalls dessen Zeuge(n) 

vorgelegten Beweismittel und Informationen nicht zu der Überzeugung, dass die 

vorläufige Pfändung des besagten Kontos oder der Konten gerechtfertigt ist, sollte es 

den Beschluss nicht erlassen. 
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(16) In Situationen, in denen der Gläubiger einen Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

beantragt, bevor er ein Verfahren in der Hauptsache vor einem Gericht einleitet, 

sollte er durch diese Verordnung dazu verpflichtet werden, ein solches Verfahren 

innerhalb einer konkreten Frist einzuleiten sowie dem Gericht, bei dem er den 

Antrag auf einen Beschluss gestellt hat, einen Nachweis über die Einleitung dieses 

Verfahrens vorzulegen. Sollte der Gläubiger dieser Verpflichtung nicht 

nachkommen, so sollte der Beschluss vom Gericht auf eigene Initiative widerrufen 

werden oder automatisch enden.  

(17) Da keine vorherige Anhörung des Schuldners erfolgt, sollten in dieser Verordnung 

spezifische Garantien zur Vermeidung des Missbrauchs des Beschlusses und für den 

Schutz der Rechte des Schuldners vorgesehen werden. 

(18) Eine solche wichtige Garantie sollte in der Möglichkeit bestehen, vom Gläubiger 

eine Sicherheitsleistung zu verlangen, damit gewährleistet ist, dass der Schuldner 

für einen etwaigen Schaden, der ihm aufgrund des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung entstanden ist, zu einem späteren Zeitpunkt entschädigt werden kann. Je 

nach den nationalen Rechtsvorschriften könnte diese Sicherheit in Form einer 

Kaution oder einer anderweitigen Sicherheitsleistung, wie etwa einer Bankgarantie 

oder eines Grundpfandrechts, geleistet werden. Das Gericht sollte bei der 

Bestimmung der Höhe der Sicherheit, die so bemessen sein muss, dass ein 

Missbrauch des Beschlusses verhindert wird und der Schadenersatz für den 

Schuldner gewährleistet ist, über eine Ermessensbefugnis verfügen und es sollte in 

Ermangelung spezifischer Beweismittel in Bezug auf die Höhe des potenziellen 

Schadens dem Gericht offenstehen, den Betrag, für den der Beschluss erlassen 

werden soll, als Richtschnur für die Bestimmung der Höhe der Sicherheit zu 

betrachten. 
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In Fällen, in denen der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen 

gerichtlichen Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt hat, mit der bzw. 

dem der Schuldner aufgefordert wird, die Forderung des Gläubigers zu erfüllen, 

sollte die Leistung einer Sicherheit die Regel sein; das Gericht sollte nur in 

Ausnahmefällen von dieser Anforderung absehen oder die Leistung einer 

geringeren Sicherheit fordern, wenn es der Auffassung ist, dass eine solche 

Sicherheitsleistung angesichts der Umstände des Falls unangemessen, überflüssig 

oder unverhältnismäßig ist. Zu diesen Umständen könnte beispielsweise gehören, 

dass besonders viele Gesichtspunkte für den Gläubiger sprechen, der Gläubiger aber 

nicht über ausreichende Mittel verfügt, um die Sicherheit zu leisten, dass die 

Forderung sich auf Unterhalts- oder Lohnzahlungen bezieht oder dass die 

Forderung so gering ist, dass dem Schuldner wahrscheinlich kein Schaden entsteht; 

als Beispiel sei eine geringfügige Geschäftsschuld genannt. 

In Fällen, in denen der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung, einen 

gerichtlichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt hat, sollte die 

Leistung einer Sicherheit dem Ermessen des Gerichts überlassen werden. Die 

Leistung einer Sicherheit kann – von den obengenannten Ausnahmefällen 

abgesehen – beispielsweise angemessen sein, wenn die gerichtliche Entscheidung, 

deren Vollstreckung mit dem Beschluss zur vorläufigen Pfändung gesichert werden 

soll, wegen eines anhängigen Rechtsmittels noch nicht vollstreckbar oder nur 

vorläufig vollstreckbar ist. 

(19) Als ein weiteres wichtiges Element zur Herstellung eines angemessenen 

Gleichgewichts zwischen den Interessen des Gläubigers und denen des Schuldners 

sollte die Regel gelten, dass der Gläubiger für jeden Schaden haftet, der dem 

Schuldner durch den Beschluss zur vorläufigen Pfändung entsteht. Diese 

Verordnung sollte daher als Mindeststandard die Haftung des Gläubigers für einen 

Schaden vorsehen, den der Schuldner durch den Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung aufgrund eines Verschuldens des Gläubigers erlitten hat. In diesem 

Zusammenhang sollte die Beweislast beim Schuldner liegen. Was die in dieser 

Verordnung angegebenen Haftungsgründe betrifft, so sollte eine harmonisierte 

Vorschrift  eine widerlegbare Vermutung des Verschuldens des Gläubigers 

vorsehen.  
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Ferner sollten die Mitgliedstaaten in der Lage sein, andere als die in dieser 

Verordnung angegebenen Haftungsgründe in ihrem nationalen Recht beizubehalten 

oder in ihr nationales Recht aufzunehmen. In Bezug auf diese anderen 

Haftungsgründe sollten die Mitgliedstaaten ferner in der Lage sein, andere Arten 

der Haftung wie eine Gefährdungshaftung beizubehalten oder aufzunehmen.  

Diese Verordnung sollte ferner eine Kollisionsnorm enthalten, nach der das auf die 

Haftung des Gläubigers anzuwendende Recht das Recht des Vollstreckungsmitglied-

staats sein sollte. Gibt es mehrere Vollstreckungsmitgliedstaaten, so sollte das 

anzuwendende Recht das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats, in dem der 

Schuldner seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sein. Hat der Schuldner in keinem 

der Vollstreckungsmitgliedstaaten seinen gewöhnlichen Aufenthalt, so sollte das 

anzuwendende Recht das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats, der die engste 

Verknüpfung mit dem Fall aufweist, sein. Bei der Bestimmung der engsten 

Verknüpfung könnte die Höhe des in den verschiedenen 

Vollstreckungsmitgliedstaaten vorläufig gepfändeten Betrags einer der vom Gericht 

zu berücksichtigenden Faktoren sein.  
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(20) Um die bestehenden praktischen Schwierigkeiten dabei, Informationen über die 

Belegenheit des Bankkontos des Schuldners in einem grenzüberschreitenden 

Kontext zu erhalten, zu überwinden, sollte diese Verordnung einen Mechanismus 

vorsehen, wonach der Gläubiger beantragen kann, dass das Gericht vor dem Erlass 

eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung die Informationen, die für die Ermitt-

lung des Kontos des Schuldners erforderlich sind, von der benannten 

Auskunftsbehörde des Mitgliedstaats, in dem der Schuldner der Ansicht des 

Gläubigers nach ein Konto unterhält, einholt. Angesichts des besonderen 

Charakters einer solchen Intervention staatlicher Stellen und eines solchen Zugriffs 

auf private Daten sollte der Zugang zu Kontoinformationen generell nur in Fällen 

erteilt werden, in denen der Gläubiger bereits eine vollstreckbare gerichtliche 

Entscheidung, einen vollstreckbaren gerichtlichen Vergleich oder eine 

vollstreckbare öffentliche Urkunde erwirkt hat. In Ausnahmefällen sollte der 

Gläubiger jedoch die Einholung von Kontoinformationen auch dann beantragen 

können, wenn die gerichtliche Entscheidung, der gerichtliche Vergleich oder die 

öffentliche Urkunde, die er erwirkt hat, noch nicht vollstreckbar ist. Ein 

entsprechender Antrag sollte gestellt werden können, wenn es sich unter 

Berücksichtigung der einschlägigen Gegebenheiten um einen vorläufig zu 

pfändenden Betrag von erheblicher Höhe handelt und wenn das Gericht aufgrund 

der vom Gläubiger vorgelegten Beweismittel zu der berechtigten Annahme kommt, 

dass diese Kontoinformationen dringend erforderlich sind, da sonst die spätere 

Vollstreckung der Forderung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner 

wahrscheinlich gefährdet ist, und dass dies in der Folge zu einer wesentlichen 

Verschlechterung der finanziellen Lage des Gläubigers führen könnte. 
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Damit dieser Mechanismus funktioniert, sollten die Mitgliedstaaten zur Einholung 

dieser Informationen eine oder mehrere Methoden, die wirksam und effizient sind 

und keinen unverhältnismäßigen Kosten- oder Zeitaufwand verursachen, in ihren 

nationalen Rechtsvorschriften vorsehen. Der Mechanismus sollte nur angewandt 

werden, wenn alle Bedingungen und Anforderungen für den Erlass eines 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung erfüllt sind und der Gläubiger in seinem 

Antrag gebührend begründet hat, weshalb Grund zu der Annahme besteht, dass der 

Schuldner in einem bestimmten Mitgliedstaat ein oder mehrere Konten unterhält, 

z.B. weil der Schuldner in diesem Mitgliedstaat arbeitet oder einer beruflichen 

Tätigkeit nachgeht oder über Eigentum verfügt. 

(21) Damit der Schutz der personenbezogenen Daten des Schuldners gewährleistet wird, 

sollten die erhaltenen Informationen über die Ermittlung des Bankkontos oder der 

Bankkonten des Schuldners nicht an den Gläubiger weitergegeben werden. Sie 

sollten lediglich dem ersuchenden Gericht und in Ausnahmefällen der Bank des 

Schuldners bereitgestellt werden, wenn die Bank oder die sonstige Stelle, die für die 

Vollstreckung des Beschlusses im Vollstreckungsmitgliedstaat zuständig ist, nicht in 

der Lage ist, ein Konto des Schuldners auf der Grundlage der im Beschluss 

angegebenen Informationen zu ermitteln, beispielsweise wenn mehrere Personen, 

die den gleichen Namen und die gleiche Anschrift haben, Konten bei der gleichen 

Bank haben. Ist in einem solchen Fall im Beschluss angegeben, dass die 

Nummer(n) des/der vorläufig zu pfändenden Kontos/Konten durch einen Antrag auf 

Einholung von Informationen erlangt wurde/wurden, so sollte die Bank die 

Einholung dieser Informationen bei der Auskunftsbehörde des 

Vollstreckungsmitgliedstaats beantragen, und sie sollte diesen Antrag auf informelle 

und einfache Weise stellen können. 
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(22) Diese Verordnung sollte dem Gläubiger das Recht auf einen Rechtsbehelf gegen 

eine Ablehnung des Antrags auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

gewähren. Dieses Recht sollte nicht die Möglichkeit des Gläubigers berühren, auf 

der Grundlage neuer Fakten oder neuer Beweismittel einen neuen Antrag auf 

Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung zu stellen. 

(23) Die einzelnen Mitgliedstaaten verfügen über sehr unterschiedliche Strukturen zur 

Vollstreckung der vorläufigen Pfändung von Bankkonten. Um eine Überschneidung 

dieser Strukturen in den Mitgliedstaaten zu vermeiden und um die nationalen 

Verfahren soweit wie möglich einzuhalten, sollte diese Verordnung in Bezug auf die 

Vollstreckung und die tatsächliche Ausführung des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung auf den bestehenden Methoden und Strukturen für die Vollstreckung und 

Ausführung gleichwertiger nationaler Beschlüsse in dem Mitgliedstaat, in dem der 

Beschluss zu vollstrecken ist, aufbauen.  

(24) Um eine zügige Vollstreckung sicherzustellen, sollte diese Verordnung vorsehen, 

dass die Übermittlung des Beschlusses vom Ursprungsmitgliedstaat an die 

zuständige Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats mit geeigneten Mitteln erfolgt, 

mit denen sichergestellt wird, dass der Inhalt der übermittelten Schriftstücke korrekt 

und zutreffend sowie mühelos lesbar ist. 
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(25) Sobald die zuständige Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats einen Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung erhält, sollte sie die erforderlichen Schritte unternehmen, um 

den Beschluss gemäß ihrem nationalen Recht vollstrecken zu lassen, entweder 

indem sie den eingegangenen Beschluss an die Bank oder die sonstige Stelle, die für 

die Vollstreckung dieser Beschlüsse in diesem Mitgliedstaat zuständig ist, 

weiterleitet, oder indem sie – falls dies im nationalen Recht vorgesehen ist – die 

Bank anweist, den Beschluss auszuführen. 

(26) Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung sollte – je nach der nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats für gleichwertige nationale Beschlüsse verfügbaren 

Methode – ausgeführt werden, indem der vorläufig zu pfändende Betrag auf dem 

Konto des Schuldners gesperrt wird oder, wenn dies im nationalen Recht vorgesehen 

ist, indem dieser Betrag auf ein spezielles Konto zu Pfändungszwecken überwiesen 

wird, bei dem es sich um ein von der zuständigen Vollstreckungsbehörde, dem 

Gericht, der Bank, bei der der Schuldner sein Konto führt, oder einer als 

koordinierende Stelle für die vorläufige Pfändung in einem bestimmten Fall 

benannten Bank geführtes Konto handeln könnte.  

(27) Diese Verordnung sollte der Möglichkeit, dass für die Vollstreckung des Beschlusses 

zur vorläufigen Pfändung im Voraus die Zahlung von Gebühren verlangt werden 

kann, nicht entgegenstehen. Die Regelung dieser Frage sollte dem nationalen Recht 

des Mitgliedstaats, in dem der Beschluss zu vollstrecken ist, überlassen bleiben. 
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(28) Ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung sollte gegebenenfalls denselben Rang 

haben, den ein gleichwertiger nationaler Beschluss im Vollstreckungsmitgliedstaat 

besitzt. Falls bestimmte Vollstreckungsmaßnahmen nach nationalem Recht Vorrang 

vor vorläufigen Pfändungsmaßnahmen haben, sollte ihnen in Bezug auf den 

Beschluss zur vorläufigen Pfändung nach dieser Verordnung der gleiche Vorrang 

eingeräumt werden. Für die Zwecke dieser Verordnung sollten Beschlüsse in 

personam, die es in einigen nationalen Rechtsordnungen gibt, als gleichwertige 

nationale Beschlüsse angesehen werden.  

(29) Diese Verordnung sollte die Bank oder die sonstige Stelle, die für die Vollstreckung 

des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung im Vollstreckungsmitgliedstaat zuständig 

ist, dazu verpflichten, zu erklären, ob und – falls ja – in welchem Ausmaß durch den 

Beschluss Guthaben des Schuldners vorläufig gepfändet wurden; ferner sollte sie 

den Gläubiger verpflichten, für die Freigabe aller vorläufig gepfändeten Guthaben 

Sorge zu tragen, die über den im Beschluss angegebenen Betrag hinausgehen.  

(30) Diese Verordnung sollte das Recht des Schuldners auf ein faires Verfahren sowie 

sein Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf wahren und es ihm daher – unter 

Berücksichtigung dessen, dass das Verfahren für den Erlass des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung ohne vorherige Anhörung des Antragsgegners erfolgt – 

ermöglichen, den Beschluss oder seine Vollstreckung aus den in dieser Verordnung 

vorgesehenen Gründen unmittelbar nach Ausführung des Beschlusses anzufechten. 
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(31) In diesem Zusammenhang sollte diese Verordnung vorschreiben, dass der Beschluss 

zur vorläufigen Pfändung, alle dem Gericht im Ursprungsmitgliedstaat vom 

Gläubiger vorgelegten Schriftstücke und alle erforderlichen Übersetzungen dem 

Schuldner nach Ausführung des Beschlusses unverzüglich zugestellt werden. Das 

Gericht sollte nach eigenem Ermessen weitere Schriftstücke beifügen können, auf 

die es seinen Beschluss gestützt hat und die der Schuldner für seinen Rechtsbehelf 

benötigen könnte, beispielsweise Mitschriften von Anhörungen.  

(32) Der Schuldner sollte insbesondere dann eine Nachprüfung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung verlangen können, wenn die in dieser Verordnung 

vorgesehenen Bedingungen oder Anforderungen nicht erfüllt wurden oder wenn die 

Umstände, die zu dem Erlass des Beschlusses geführt haben, sich derart geändert 

haben, dass der Erlass des Beschlusses nicht mehr gerechtfertigt wäre. So sollte dem 

Schuldner z.B. ein Rechtsbehelf zur Verfügung stehen, wenn der betreffende Fall 

keinen grenzüberschreitenden Fall im Sinne dieser Verordnung dargestellt hat, 

wenn die in dieser Verordnung vorgesehenen Regeln der Zuständigkeit nicht 

eingehalten worden sind, wenn der Gläubiger nicht innerhalb der in dieser 

Verordnung vorgesehenen Frist ein Verfahren in der Hauptsache eingeleitet hat 

und das Gericht folglich nicht auf eigene Initiative den Beschluss widerrufen hat 

oder der Beschluss nicht automatisch geendet hat, wenn die Forderung des 

Gläubigers keinen dringenden Schutz in Form eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung erfordert hat, da keine Gefahr bestand, dass die spätere Vollstreckung der 

Forderung unmöglich oder erheblich erschwert würde, oder wenn die Leistung 

einer Sicherheit nicht im Einklang mit den Anforderungen dieser Verordnung 

stand.  
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Ferner sollte dem Schuldner ein Rechtsbehelf zur Verfügung stehen, wenn der 

Beschluss und die Erklärung hinsichtlich der vorläufigen Pfändung ihm nicht wie 

in dieser Verordnung vorgesehen zugestellt worden sind oder wenn die ihm 

zugestellten Schriftstücke die in dieser Verordnung vorgesehenen 

Sprachanforderungen nicht erfüllt haben. Dieser Rechtsbehelf sollte jedoch nicht 

gewährt werden, wenn die fehlende Zustellung oder fehlende Übersetzung innerhalb 

einer bestimmten Frist geheilt wird. Um die fehlende Zustellung zu heilen, sollte der 

Gläubiger bei der Stelle, die für die Zustellung im Ursprungsmitgliedstaat zuständig 

ist, beantragen, dass die einschlägigen Schriftstücke dem Schuldner per 

Einschreiben zugestellt werden, oder wenn der Schuldner damit einverstanden ist, 

die Schriftstücke bei dem Gericht abzuholen, dem Gericht die erforderlichen 

Übersetzungen der Schriftstücke zur Verfügung stellen. Ein solcher Antrag sollte 

nicht erforderlich sein, wenn die fehlende Zustellung bereits durch andere Mittel 

geheilt worden ist, beispielsweise wenn das Gericht im Einklang mit dem nationalen 

Recht die Zustellung auf eigene Initiative eingeleitet hat. 

(33) Die Regelung der Frage, wer die gemäß dieser Verordnung erforderlichen 

Übersetzungen bereitzustellen hat und wer die Kosten für diese Übersetzungen zu 

tragen hat, bleibt dem nationalen Recht überlassen. 

(34) Die Zuständigkeit dafür, den Rechtsbehelfen gegen den Erlass des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung stattzugeben, sollte bei den Gerichten des Mitgliedstaats 

liegen, in dem der Beschluss erlassen wurde. Die Zuständigkeit dafür, den 

Rechtsbehelfen gegen die Vollstreckung des Beschlusses stattzugeben, sollte bei den 

Gerichten oder gegebenenfalls bei den zuständigen Vollstreckungsbehörden im 

Vollstreckungsmitgliedstaat liegen.  

(35) Der Schuldner sollte das Recht haben, die Freigabe der gepfändeten Guthaben zu 

beantragen, wenn er eine angemessene anderweitige Sicherheit leistet. Diese 

anderweitige Sicherheit könnte in Form einer Kaution oder einer anderweitigen 

Sicherheitsleistung, wie etwa einer Bankgarantie oder eines Grundpfandrechts, 

geleistet werden. 
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(36) Mit dieser Verordnung sollte sichergestellt werden, dass die vorläufige Pfändung des 

Kontos des Schuldners nicht die Beträge berührt, die nach dem Recht des Vollstre-

ckungsmitgliedstaats von der Pfändung freigestellt sind, zum Beispiel die Beträge, 

die zur Sicherstellung des Lebensunterhalts des Schuldners und seiner Familie 

notwendig sind. Entsprechend dem Verfahren, das in diesem Mitgliedstaat 

anwendbar ist, sollte der einschlägige Betrag entweder von Amts wegen durch die 

zuständige Stelle, bei der es sich um ein Gericht, eine Bank oder die zuständige 

Vollstreckungsbehörde handeln könnte, vor Ausführung des Beschlusses freigestellt 

werden oder auf Antrag des Schuldners nach Ausführung des Beschlusses 

freigestellt werden. Werden Konten in mehreren Mitgliedstaaten vorläufig gepfändet 

und wurde die Freistellung mehrmals angewandt, so sollte der Gläubiger bei dem 

zuständigen Gericht eines der Vollstreckungsmitgliedstaaten oder, soweit dies im 

nationalen Recht des betreffenden Vollstreckungsmitgliedstaats vorgesehen ist, bei 

der zuständigen Vollstreckungsbehörde in diesem Mitgliedstaat eine Anpassung der 

in diesem Mitgliedstaat geltenden Freistellung beantragen können. 

▌ 
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(37) Um sicherzustellen, dass der Beschluss zur vorläufigen Pfändung rasch und zügig 

erlassen wird, sollten in dieser Verordnung Fristen für den Abschluss der 

verschiedenen Verfahrensschritte festgesetzt werden. Die an dem Verfahren 

beteiligten Gerichte oder Behörden sollten nur unter außergewöhnlichen 

Umständen von diesen Fristen abweichen können, beispielsweise in rechtlich oder 

sachlich komplexen Fällen. 

(38) Für die Berechnung der in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen und Termine 

sollte die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates1 Anwendung finden.  

(39) Um die Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten 

verpflichtet werden, der Kommission bestimmte Informationen über ihre Rechtsvor-

schriften und Verfahren in Bezug auf Beschlüsse zur vorläufigen Pfändung und 

gleichwertige nationale Beschlüsse mitzuteilen.  

(40) Um die praktische Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern, sollten Standard-

formulare insbesondere für die Beantragung eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung, für den Beschluss selbst, für die Erklärung hinsichtlich der vorläufigen 

Pfändung von Geldern und für die Einlegung eines Rechtsbehelfs gemäß dieser 

Verordnung erstellt werden.  

                                                 
1 Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln 

für die Fristen, Daten und Termine (ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1). 
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(41) Um die Effizienz der Verfahren zu steigern, sollte diese Verordnung die Nutzung 

moderner Kommunikationstechnologien, die gemäß den Verfahrensvorschriften des 

betreffenden Mitgliedstaats zulässig sind, im größtmöglichen Ausmaß erlauben, 

insbesondere für das Ausfüllen der in dieser Verordnung vorgesehenen 

Standardformulare und für die Kommunikation zwischen den an den Verfahren 

beteiligten Behörden. Ferner sollten die Verfahren für die Unterzeichnung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung sowie anderer Schriftstücke gemäß dieser 

Verordnung technologieneutral sein, so dass die Anwendung bestehender 

Verfahren – wie digitale Bescheinigung oder sichere Authentifizierung – möglich ist 

und künftige technische Entwicklungen in diesem Bereich berücksichtigt werden 

können. 

(42) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse im Hinblick auf die 

Erstellung und spätere Änderung der in dieser Verordnung vorgesehenen 

Standardformulare übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit 

der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates1, 

ausgeübt werden. 

(43) Das Beratungsverfahren sollte für den Erlass von Durchführungsrechtsakten zur 

Erstellung und anschließenden Änderung der in dieser Verordnung vorgesehenen 

Standardformulare gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 angewendet 

werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 

2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten 
die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. 
L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 
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(44) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die mit 

der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Mit ihr sollen 

insbesondere die Achtung des Privat- und Familienlebens, der Schutz 

personenbezogener Daten, das Eigentumsrecht sowie das Recht auf einen wirksamen 

Rechtsbehelf und ein faires Verfahren gemäß den Artikeln 7, 8, 17 bzw. 47 der Charta 

gefördert werden.  

(45) Im Rahmen des Zugangs zu personenbezogenen Daten sowie der Verwendung und 

Weiterleitung solcher Daten gemäß dieser Verordnung sollten die Anforderungen 

der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1 wie sie in das 

nationale Recht der Mitgliedstaaten umgesetzt ist, beachtet werden. 

(46) Für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung sind jedoch bestimmte 

spezifische Bedingungen für den Zugang zu personenbezogenen Daten und für 

deren Verwendung und Weiterleitung festzulegen. In diesem Zusammenhang wurde 

die Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten2 berücksichtigt. Die 

Benachrichtigung der von der Datenerhebung betroffenen Person sollte im 

Einklang mit dem nationalen Recht erfolgen. Die Benachrichtigung des Schuldners 

über die Offenlegung von Informationen über sein Konto bzw. seine Konten sollte 

jedoch um 30 Tage aufgeschoben werden, um zu verhindern, dass eine frühzeitige 

Benachrichtigung die Wirkung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

gefährdet.  

                                                 
1 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31). 

2 ABl. C 373 vom 21.12.2011, S. 4. 
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(47) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Festlegung eines Unionsverfahrens für 

eine Sicherungsmaßnahme, die es einem Gläubiger ermöglicht, einen Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung zu erwirken, der verhindert, dass die spätere Vollstreckung 

der Forderung des Gläubigers durch die Überweisung oder die Abhebung der 

Gelder, die ein Schuldner auf einem Bankkonto innerhalb der Union hält, gefährdet 

wird, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern 

vielmehr wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu 

verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 

über die Europäische Union (EUV) niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig 

werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung 

dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(48) Diese Verordnung sollte nur für die Mitgliedstaaten gelten, für die sie gemäß den 

Verträgen verbindlich ist. Das Verfahren für das Erwirken eines Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung nach dieser Verordnung sollte deshalb nur Gläubigern mit 

Wohnsitz in einem durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaat zur 

Verfügung stehen, und aufgrund dieser Verordnung erlassene Beschlüsse sollten 

nur für die vorläufige Pfändung von Bankkonten gelten, die in einem solchen 

Mitgliedstaat geführt werden. 

▌ 
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(49) Gemäß Artikel 3 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 21 über 

die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts hat Irland mitgeteilt, dass es sich an der 

Annahme und Anwendung dieser Verordnung beteiligen möchte. 

(50) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokoll 

Nr. 21 über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des 

Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 

dieses Protokolls beteiligt sich das Vereinigte Königreich nicht an der Annahme 

dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 

Anwendung verpflichtet.  

(51) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls 

Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme 

dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 

Anwendung verpflichtet – 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Kapitel 1  

Gegenstand, Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Artikel 1  

Gegenstand 

1. Mit dieser Verordnung wird ein Unionsverfahren eingeführt, mit dem ein Gläubiger 

einen Europäischen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung (im Folgenden 

"Beschluss zur vorläufigen Pfändung" oder "Beschluss") erwirken kann, der 

verhindert, dass die spätere Vollstreckung seiner Forderung dadurch gefährdet wird, 

dass Gelder bis zu dem im Beschluss angegebenen Betrag, die vom Schuldner oder 

in seinem Namen auf einem in einem Mitgliedstaat geführten Bankkonto geführt 

werden, überwiesen oder abgehoben werden. 

2. Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung steht dem Gläubiger als eine Alternative zu 

den Maßnahmen zur vorläufigen Pfändung nach dem nationalen Recht zur 

Verfügung. 
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Artikel 2  

Anwendungsbereich 

1. Diese Verordnung gilt für Geldforderungen in Zivil- und Handelssachen bei 

grenzüberschreitenden Rechtssachen im Sinne des Artikels 3, ohne dass es auf die Art 

des Gerichts ankommt. Sie gilt insbesondere nicht für Steuer- und Zollsachen sowie 

verwaltungsrechtliche Angelegenheiten oder die Haftung des Staates für Handlungen 

oder Unterlassungen im Rahmen der Ausübung hoheitlicher Rechte ("acta jure 

imperii").  

2. Diese Verordnung gilt nicht für: 

a) die ehelichen Güterstände oder Güterstände aufgrund von Verhältnissen, die 

nach dem auf diese Verhältnisse anzuwendenden Recht mit der Ehe 

vergleichbare Wirkungen entfalten, 

b) das Gebiet des Testaments- und Erbrechts, einschließlich Unterhaltspflichten, 

die mit dem Tod entstehen, 

c) Forderungen gegenüber einem Schuldner, gegen den Insolvenzverfahren, 

Vergleiche oder ähnliche Verfahren eröffnet worden sind,  

d) die soziale Sicherheit, 

e) die Schiedsgerichtsbarkeit. 
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3. Diese Verordnung gilt weder für Bankkonten, die nach dem ▌Recht des 

Mitgliedstaats, in dem das Konto geführt wird, nicht gepfändet werden dürfen, noch 

für Konten, die im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Systems im Sinne des 

Artikels 2 Buchstabe a der Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates1 geführt werden. 

▌ 

4. Diese Verordnung gilt nicht für Bankkonten, die von oder bei Zentralbanken 

geführt werden, wenn diese in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörden tätig 

werden. 

Artikel 3 

Grenzüberschreitende Rechtssachen 

1. Für die Zwecke dieser Verordnung gilt eine Rechtssache dann als 

grenzüberschreitend, wenn das mit dem Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

vorläufig zu pfändende Bankkonto oder die damit vorläufig zu pfändenden 

Bankkonten in einem anderen Mitgliedstaat geführt werden als 

(a) dem Mitgliedstaat des Gerichts, bei dem der Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung gemäß Artikel 6 beantragt worden ist, oder 

(b) dem Mitgliedstaat, in dem der Gläubiger seinen Wohnsitz hat.  

2. Maßgeblicher Zeitpunkt zur Feststellung, ob eine grenzüberschreitende Rechtssache 

vorliegt, ist der Tag, an dem der Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung bei dem Gericht, das für den Erlass des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung zuständig ist, eingereicht wird. 

                                                 
1 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über die 

Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen 
(ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45). 
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Artikel 4  

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

(1) "Bankkonto" oder "Konto" jedes Konto, das im Namen des Schuldners oder in 

fremdem Namen für den Schuldner bei einer Bank geführt wird und auf dem Gelder 

gutgeschrieben sind;  

(2) "Bank" ein Kreditinstitut im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 

einschließlich der Zweigniederlassungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 

Nummer 17 jener Verordnung, die ihren Hauptsitz innerhalb oder – gemäß 

Artikel 47 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 2 

– außerhalb der Union haben, wenn sich diese Zweigniederlassungen in der Union 

befinden; 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 

über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 

2 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und 
Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 
2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 
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(3)  "Gelder" ein in beliebiger Währung auf einem Konto gutgeschriebener Geldbetrag 

oder vergleichbare Geldforderungen, wie beispielsweise Geldmarkteinlagen;  

▌ 

(4) "Mitgliedstaat, in dem das Bankkonto geführt wird" 

a) den Mitgliedstaat, der in der internationalen Kontonummer (IBAN) des Kontos 

angegeben ist, oder 

b) bei einem Bankkonto ohne IBAN, den Mitgliedstaat, in dem die Bank, bei der 

das Konto geführt wird, ihren Hauptsitz hat, oder, sofern das Konto bei einer 

Zweigniederlassung geführt wird, den Mitgliedstaat, in dem sich die 

Zweigniederlassung befindet; 

(5) "Forderung" eine Forderung auf Zahlung eines bestimmten fälligen Geldbetrags oder 

eine Forderung auf Zahlung eines bestimmbaren Geldbetrags, der sich aus einer 

bereits erfolgten Transaktion oder einem bereits eingetretenen Ereignis ergibt, 

sofern eine solche Forderung gerichtlich eingeklagt werden kann;  
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(6) "Gläubiger" eine natürliche Person mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat oder eine 

juristische Person mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder ein sonstiger Rechtsträger mit 

Sitz in einem Mitgliedstaat, der nach dem Recht eines Mitgliedstaats vor Gericht 

klagen oder verklagt werden kann, welche bzw. welcher einen Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung für eine Forderung beantragt oder bereits erwirkt hat; 

(7)  "Schuldner" eine natürliche oder juristische Person oder ein sonstiger 

Rechtsträger, der nach dem Recht eines Mitgliedstaats vor Gericht klagen oder 

verklagt werden kann, gegen die bzw. den der Gläubiger einen Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung für eine Forderung erwirken will oder bereits erwirkt hat; 

(8) "gerichtliche Entscheidung" jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene 

Entscheidung ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung, einschließlich des Kostenfest-

setzungsbeschlusses eines Gerichtsbediensteten; 

▌ 

(9) "gerichtlicher Vergleich" einen Vergleich, der von einem Gericht eines Mitgliedstaats 

gebilligt oder vor einem Gericht eines Mitgliedstaats im Laufe eines Verfahrens 

geschlossen worden ist; 

(10) "öffentliche Urkunde" ein Schriftstück, das in einem Mitgliedstaat als öffentliche 

Urkunde förmlich errichtet oder eingetragen worden ist und dessen Beweiskraft 

a) sich auf die Unterschrift und den Inhalt der Urkunde bezieht und 
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b) durch eine Behörde oder eine andere hierzu ermächtigte Stelle festgestellt 

worden ist; 

(11) "Ursprungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem der Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung erlassen worden ist; 

(12) "Vollstreckungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das vorläufig zu pfändende 

Konto geführt wird; 

(13) "Auskunftsbehörde" die von einem Mitgliedstaat benannte Behörde, die befugt ist, die 

erforderlichen Informationen zu dem Konto oder den Konten des Schuldners gemäß 

Artikel 14 einzuholen ▌; 

(14) "zuständige Behörde" die von einem Mitgliedstaat benannte Behörde oder benannten 

Behörden, die befugt ist bzw. sind, den Empfang, die Übermittlung oder die 

Zustellung gemäß Artikel 10 Absatz 2, Artikel 23 Absätze 3, 5 und 6, Artikel 25 

Absatz 3, Artikel 27 Absatz 2, Artikel 28 Absatz 3 und Artikel 36 Absatz 5 

Unterabsatz 2 vorzunehmen; 

(15) "Wohnsitz" den Wohnsitz nach Maßgabe der Artikel 62 und 63 der Verordnung 

(EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates1. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 351 vom 20.12.2012, 
S. 1). 
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Kapitel 2  

Verfahren zur Erwirkung eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung 

Artikel 5  

Verfügbarkeit  

Ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung steht dem Gläubiger in den folgenden Situationen 

zur Verfügung:  

a) bevor der Gläubiger in einem Mitgliedstaat ein Verfahren gegen den Schuldner in 

der Hauptsache einleitet oder während eines solchen Verfahrens, bis die 

gerichtliche Entscheidung erlassen oder ein gerichtlicher Vergleich gebilligt oder 

geschlossen wird;  

▌ 

b) nachdem der Gläubiger in einem Mitgliedstaat eine gerichtliche Entscheidung, einen 

gerichtlichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt hat, mit der bzw. dem 

der Schuldner aufgefordert wird, die Forderung des Gläubigers zu erfüllen. 

▌ 
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Artikel 6  

Zuständigkeit 

▌ 

1. In Fällen, in denen der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen 

gerichtlichen Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt hat, liegt die 

Zuständigkeit für den Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung bei den 

Gerichten des Mitgliedstaats, die gemäß den einschlägigen anzuwendenden 

Zuständigkeitsvorschriften für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig sind. 

▌ 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 sind, sofern der Schuldner ein Verbraucher ist und einen 

Vertrag mit dem Gläubiger zu einem Zweck geschlossen hat, der nicht der 

beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit des Schuldners zugerechnet werden kann, 

ausschließlich die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem der Schuldner seinen 

Wohnsitz hat, für den Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung zur 

Sicherung einer Forderung aus diesem Vertrag zuständig.  

3. Hat der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung oder einen gerichtlichen 

Vergleich erwirkt, so sind die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die Entscheidung 

erlassen wurde oder der gerichtliche Vergleich gebilligt oder geschlossen wurde, für 

den Erlass des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung über die in der gerichtlichen 

Entscheidung oder dem gerichtlichen Vergleich angegebene Forderung zuständig. 
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4. Hat der Gläubiger die Ausstellung einer öffentlichen Urkunde erwirkt, so sind die 

als hierfür zuständig bezeichneten Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die Urkunde 

errichtet wurde, für den Erlass des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung über die 

in der Urkunde angegebene Forderung zuständig. 

Artikel 7  

Bedingungen für den Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung  

1. Das Gericht erlässt einen Beschluss zur vorläufigen Pfändung, wenn der Gläubiger 

hinreichende Beweismittel vorgelegt hat, die das Gericht zu der berechtigten Annahme 

veranlassen, dass eine Sicherungsmaßnahme in Form eines Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung dringend erforderlich ist, weil eine tatsächliche Gefahr 

besteht, dass ohne diese Maßnahme die spätere Vollstreckung der Forderung des 

Gläubigers gegenüber dem Schuldner unmöglich oder sehr erschwert wird. 

▌ 

2. Hat der Gläubiger noch in keinem Mitgliedstaat eine gerichtliche Entscheidung, einen 

gerichtlichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt, mit der bzw. mit dem 

der Schuldner aufgefordert wird, die Forderung des Gläubigers zu erfüllen, so legt 

er zudem hinreichende Beweismittel vor, die das Gericht zu der berechtigten 

Annahme veranlassen, dass über die Forderung gegenüber dem Schuldner in der 

Hauptsache voraussichtlich zugunsten des Gläubigers entschieden wird. 
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Artikel 8  

Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

1. Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung sind unter 

Verwendung des gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erstellten 

Formblatts einzureichen.  

2. Der Antrag ▌muss folgende Angaben ▌enthalten: 

a) Name und Anschrift des Gerichts, bei dem der Antrag eingereicht wird; 

b) Angaben zum Gläubiger: Name und Kontaktdaten sowie gegebenenfalls Name 

und Kontaktdaten des Vertreters des Gläubigers und  

i) wenn der Gläubiger eine natürliche Person ist, ihr Geburtsdatum und, falls 

vorhanden und falls verfügbar, ihre Identifikations- oder Passnummer, 

oder  

ii) wenn der Gläubiger eine juristische Person oder ein sonstiger Rechtsträger 

ist, der nach dem Recht eines Mitgliedstaats vor Gericht klagen oder 

verklagt werden kann, den Staat ihrer Gründung, Erlangung der 

Rechtsfähigkeit oder Registrierung und ihre Identifikations- oder 

Registrierungsnummer oder, falls keine solche Nummer vorhanden ist, 

Datum und Ort ihrer Gründung, Erlangung der Rechtsfähigkeit oder 

Registrierung; 
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c) Angaben zum Schuldner: Name und Kontaktdaten sowie gegebenenfalls Name 

und Kontaktdaten des Vertreters des Schuldners und, falls verfügbar: 

i) wenn der Schuldner eine natürliche Person ist, ihr Geburtsdatum und ihre 

Identifikations- oder Passnummer, oder 

ii) wenn der Schuldner eine juristische Person oder ein sonstiger Rechtsträger 

ist, der nach dem Recht eines Mitgliedstaats vor Gericht klagen oder 

verklagt werden kann, den Staat ihrer Gründung, Erlangung der 

Rechtsfähigkeit oder Registrierung und ihre Identifikations- oder 

Registrierungsnummer oder, falls keine solche Nummer vorhanden ist, 

Datum und Ort ihrer Gründung, Erlangung der Rechtsfähigkeit oder 

Registrierung; 

d) eine Nummer, mit der die Bank identifiziert werden kann, wie IBAN oder BIC 

und/oder Name und Anschrift der Bank, bei der der Schuldner ein oder 

mehrere vorläufig zu pfändende Konten unterhält;  

e) falls verfügbar die Nummer des oder der vorläufig zu pfändenden Konten und 

in diesem Fall die Angabe, ob andere Konten des Schuldners bei derselben 

Bank vorläufig gepfändet werden sollen; 

f) falls keine der nach Buchstabe d erforderlichen Angaben vorgelegt werden 

kann, eine Erklärung, dass die Einholung der Kontoinformationen gemäß 

Artikel 14 beantragt wurde, sofern ein solcher Antrag möglich ist, und die 

Angabe der Gründe, warum nach Auffassung des Gläubigers der Schuldner 

ein oder mehrere Konten bei einer Bank in einem bestimmten Mitgliedstaat 

unterhält; 
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g) die Höhe der Forderung, für die der Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

beantragt wird:  

i) wenn der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen gericht-

lichen Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt hat, die Höhe der 

Hauptforderung oder eines Teils der Hauptforderung und etwaiger Zinsen, 

soweit diese gemäß Artikel 15 eingetrieben werden können; 

ii) wenn der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung oder einen 

gerichtlichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt hat, die Höhe 

der Hauptforderung, die in der gerichtlichen Entscheidung, dem 

gerichtlichen Vergleich oder der öffentlichen Urkunde angegeben ist, oder 

eines Teils der Hauptforderung und etwaiger Zinsen und Kosten, soweit 

diese gemäß Artikel 15 eingetrieben werden können; 

h) wenn der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen 

gerichtlichen Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt hat,  

i) eine Beschreibung aller sachlich relevanten Umstände, die die 

Zuständigkeit des Gerichts, bei dem der Antrag auf Erlass eines 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung eingereicht wird, begründen;  

ii) eine Beschreibung aller sachlich relevanten Umstände, auf die sich die 

Forderung sowie gegebenenfalls die Zinsforderungen gründen;  

iii) eine Erklärung, die Auskunft darüber gibt, ob der Gläubiger bereits ein 

Verfahren gegen den Schuldner in der Hauptsache eingeleitet hat; 
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i) wenn der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung oder einen gericht-

lichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt hat, eine Erklärung, 

dass der gerichtlichen Entscheidung, dem gerichtlichen Vergleich oder der 

öffentlichen Urkunde noch nicht Folge geleistet wurde, oder, falls dieser bzw. 

diesem zum Teil Folge geleistet wurde, Angaben darüber, inwieweit ihr bzw. 

ihm nicht Folge geleistet wurde;  

▌ 

j) eine Beschreibung aller sachlich relevanten Umstände nach Maßgabe des 

Artikels 7 Absatz 1 ▌, die den Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung rechtfertigen; 

▌ 

k) gegebenenfalls eine Angabe der Gründe, warum der Gläubiger seiner Ansicht 

nach von der Sicherheitsleistung nach Artikel 12 befreit werden sollte; 
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l) eine Liste der vom Gläubiger vorgelegten ▌Beweismittel; 

▌ 

▌ 

m) eine Erklärung gemäß Artikel 16, die Auskunft darüber gibt, ob der Gläubiger 

bei anderen Gerichten oder Behörden einen Antrag auf Erlass eines 

gleichwertigen nationalen Beschlusses gestellt hat oder ob ein solcher 

Beschluss bereits erwirkt oder abgelehnt wurde und, falls ein solcher erwirkt 

wurde, inwieweit er bereits ausgeführt wurde;  

n) eine fakultative Angabe des Bankkontos des Gläubigers, das für eine 

freiwillige Erfüllung der Forderung durch den Schuldner zu verwenden ist; 

o) eine Erklärung, dass die Angaben im Antrag vom Gläubiger nach bestem 

Wissen und Gewissen wahrheitsgemäß und vollständig gemacht wurden und 

dass dem Gläubiger bewusst ist, dass vorsätzlich falsche oder unvollständige 

Angaben Rechtsfolgen nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem der Antrag 

eingereicht wurde, oder eine Haftung nach Artikel 13 nach sich ziehen 

können. 
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3. Dem Antrag sind alle zweckdienlichen Unterlagen beizufügen sowie, wenn der 

Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung oder einen gerichtlichen Vergleich 

oder eine öffentliche Urkunde erwirkt hat, eine Ausfertigung der gerichtlichen 

Entscheidung, des gerichtlichen Vergleichs oder der öffentlichen Urkunde, die die 

für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. 

▌ 

4. Der Antrag und die Unterlagen können auf jedem Weg übermittelt werden, der nach 

den Verfahrensvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Antrag eingereicht wird, 

zulässig ist, einschließlich elektronischer Kommunikationswege. 

▌ 

▌ 
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Artikel 9  

Beweisaufnahme 

1. Das Gericht trifft seine Entscheidung im Wege eines schriftlichen Verfahrens auf 

Grundlage der Informationen und Beweismittel, die der Gläubiger in seinem Antrag 

vorgebracht bzw. seinem Antrag beigefügt hat. Erachtet das Gericht die vorgelegten 

Beweismittel für nicht ausreichend, so kann es, sofern dies nach nationalem Recht 

zulässig ist, den Gläubiger auffordern, zusätzliche schriftliche Beweismittel 

vorzulegen. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 und vorbehaltlich des Artikels 11 kann das Gericht, 

sofern das Verfahren dadurch nicht übermäßig verzögert wird, außerdem jede 

andere geeignete Methode der Beweiserhebung anwenden, die nach seinem 

nationalen Recht zur Verfügung steht, wie beispielweise die mündliche Anhörung 

des Gläubigers oder seines bzw. seiner Zeugen, unter anderem auch mittels 

Videokonferenz oder einer anderen Kommunikationstechnologie.  

▌ 
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Artikel 10  

Einleitung des Verfahrens in der Hauptsache 

1. Hat der Gläubiger vor der Einleitung eines Verfahrens in der Hauptsache einen 

Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung gestellt, so leitet er 

ein solches Verfahren ein und weist vor dem Gericht, bei dem der Antrag auf Erlass 

des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung eingereicht wurde, innerhalb von 30 

Tagen nach Einreichung seines Antrags oder innerhalb von 14 Tagen nach dem 

Erlass des Beschlusses, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist, nach, dass er 

ein solches Verfahren eingeleitet hat. Das Gericht kann diese Frist auf Antrag des 

Schuldners auch verlängern, beispielsweise um es den Parteien zu ermöglichen, eine 

Einigung hinsichtlich der Erfüllung der Forderung zu erzielen; es unterrichtet beide 

Parteien entsprechend. 

2. Geht der Nachweis über die Einleitung des Verfahrens nicht innerhalb der Frist 

nach Absatz 1 beim Gericht ein, so wird der Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

widerrufen oder er endet und die Parteien werden entsprechend unterrichtet. 

Hat das Gericht, das den Beschluss erlassen hat, seinen Sitz im 

Vollstreckungsmitgliedstaat, so erfolgt der Widerruf oder die Beendigung des 

Beschlusses in diesem Mitgliedstaat nach dem Recht dieses Mitgliedstaats. 
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Ist der Widerruf oder die Beendigung in einem anderen Mitgliedstaat als dem 

Ursprungsmitgliedstaat durchzuführen, so widerruft das Gericht den Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung unter Verwendung des Widerrufsformblatts, das im Wege von 

gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen 

Durchführungsakten erstellt wurde, und übermittelt das Widerrufsformblatt gemäß 

Artikel 29 der zuständigen Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats. Diese Behörde 

unternimmt die erforderlichen Schritte, indem sie gegebenenfalls Artikel 23 

anwendet, damit der Widerruf oder die Beendigung ausgeführt wird. 

3. Für die Zwecke des Absatzes 1 gilt ein Verfahren in der Hauptsache als eingeleitet  

(a) zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein 

gleichwertiges Schriftstück bei Gericht eingereicht worden ist, vorausgesetzt, 

dass der Gläubiger es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden 

Maßnahmen zu treffen, um die Zustellung des Schriftstücks an den Schuldner 

zu bewirken, oder 

(b) falls die Zustellung an den Schuldner vor Einreichung des Schriftstücks bei 

Gericht zu bewirken ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem die für die Zustellung 

verantwortliche Behörde das Schriftstück erhalten hat, vorausgesetzt, dass der 

Gläubiger es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden 

Maßnahmen zu treffen, um das Schriftstück bei Gericht einzureichen. 

Die für die Zustellung verantwortliche Behörde im Sinne des Unterabsatzes 1 

Buchstaben b ist die Behörde, die die zuzustellenden Schriftstücke zuerst erhält.  

▌ 
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Artikel 11  

Verfahren ohne vorherige Anhörung des Antragsgegners 

Der Schuldner erhält vor Erlass des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung keine Kenntnis 

vom Antrag auf Erlass des Beschlusses oder Gelegenheit zur Äußerung. 

▌ 

Artikel 12  

Sicherheitsleistung des Gläubigers 

1. In Fällen, in denen der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen 

gerichtlichen Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt hat, verlangt das 

Gericht vor Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung vom Gläubiger die 

Leistung einer Sicherheit in ausreichender Höhe, um einen Missbrauch des in 

dieser Verordnung vorgesehenen Verfahrens zu verhindern und sicherzustellen, 

dass der Schuldner für einen etwaigen Schaden, der ihm infolge des Beschlusses 

entstanden ist, entschädigt werden kann, soweit der Gläubiger gemäß Artikel 13 für 

einen solchen Schaden haftet.  

In Ausnahmefällen kann das Gericht von der Anforderung gemäß Unterabsatz 1 

absehen, wenn es der Auffassung ist, dass die Sicherheitsleistung gemäß jenem 

Unterabsatz in Anbetracht der Umstände des Falls unangemessen ist. 
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2. Hat der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung oder einen gerichtlichen 

Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt, so kann das Gericht vom 

Gläubiger eine Sicherheitsleistung nach Absatz 1 Unterabsatz 1 verlangen, bevor es 

den Beschluss erlässt, wenn es der Auffassung ist, dass dies in Anbetracht der 

Umstände des Falles erforderlich und angemessen ist.  

3. Falls das Gericht gemäß diesem Artikel die Leistung einer Sicherheit verlangt, so 

teilt es dem Gläubiger den verlangten Betrag und die nach dem Recht des 

Mitgliedstaats, in dem das Gericht seinen Sitz hat, zulässigen Formen der 

Sicherheitsleistung mit. Es teilt dem Gläubiger mit, dass es den Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung erlässt, sobald die Sicherheit gemäß diesen Anforderungen 

geleistet ist. 

Artikel 13  

Haftung des Gläubigers 

1. Der Gläubiger haftet für etwaige Schäden, die dem Schuldner durch den Beschluss 

zur vorläufigen Pfändung aufgrund eines Verschuldens des Gläubigers entstanden 

sind. Die Beweislast liegt beim Schuldner. 
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2. In den folgenden Fällen wird das Verschulden des Gläubigers vermutet, sofern er 

nicht das Gegenteil nachweist: 

(a) wenn der Beschluss widerrufen wird, weil der Gläubiger es unterlassen hat, 

ein Verfahren in der Hauptsache einzuleiten, es sei denn, diese Unterlassung 

war eine Folge der Zahlung der Forderung durch den Schuldner oder einer 

anderen Form des Vergleichs zwischen den Parteien; 

(b) wenn der Gläubiger es unterlassen hat, die Freigabe überpfändeter Beträge 

gemäß Artikel 27 zu beantragen; 

(c) wenn in der Folge festgestellt wird, dass der Erlass des Beschlusses aufgrund 

der Tatsache, dass der Gläubiger seinen Verpflichtungen nach Artikel 16 nicht 

nachgekommen ist, nicht oder nur für einen niedrigeren Betrag gerechtfertigt 

war, oder 

(d) wenn der Beschluss widerrufen oder seine Vollstreckung beendet wird, weil 

der Gläubiger seinen Verpflichtungen gemäß dieser Verordnung in Bezug auf 

die Zustellung oder Übersetzung der Schriftstücke oder im Hinblick auf die 

Heilung der fehlenden Zustellung oder fehlenden Übersetzung nicht 

nachgekommen ist.  

3. Ungeachtet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten andere Gründe oder Arten 

der Haftung oder Vorschriften zur Beweislast in ihrem nationalen Recht beibehalten 

oder in ihr nationales Recht aufnehmen. Alle anderen Aspekte im Zusammenhang 

mit der Haftung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner, die in Absatz 1 oder 2 

nicht spezifisch behandelt werden, unterliegen dem nationalen Recht.  
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4. Das auf die Haftung des Gläubigers anzuwendende Recht ist das Recht des Voll-

streckungsmitgliedstaats. 

Werden Konten in mehr als einem Mitgliedstaat vorläufig gepfändet, so gilt für die 

Haftung des Gläubigers das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats, 

(a) in dem der Schuldner seinen gewöhnlichen Aufenthalt, wie er in Artikel 23 der 

Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates1 

definiert ist, hat, oder andernfalls 

(b) der die engste Verknüpfung zu dem Fall hat. 

5.  In diesem Artikel wird nicht die Frage etwaiger Haftung des Gläubigers gegenüber 

einer Bank oder einem Dritten behandelt. 

 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 

über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht ("Rom II") (ABl. L 199 
vom 31.7.2007, S. 40). 
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Artikel 14  

Antrag auf Einholung von Kontoinformationen 

1. Hat der Gläubiger in einem Mitgliedstaat eine vollstreckbare gerichtliche 

Entscheidung, einen gerichtlichen Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt, 

mit der bzw. dem vom Schuldner verlangt wird, die Forderung des Gläubigers zu 

erfüllen, und hat der Gläubiger Grund zu der Annahme, dass der Schuldner ein 

oder mehrere Konten bei einer Bank in einem bestimmten Mitgliedstaat unterhält, 

ist ihm jedoch weder der Name noch die Anschrift der Bank noch die IBAN, BIC 

oder eine andere Banknummer bekannt, welche die Identifizierung der Bank 

ermöglicht, so kann er bei dem Gericht, bei dem der Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung beantragt wurde, beantragen, die Auskunftsbehörde des 

Vollstreckungsmitgliedstaats um Einholung der Informationen zu ersuchen, die 

erforderlich sind, um die Identifizierung der Bank oder der Banken und des Kontos 

oder der Konten des Schuldners zu ermöglichen. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 kann der Gläubiger den dort genannten Antrag 

auch dann stellen, wenn die gerichtliche Entscheidung, der gerichtliche Vergleich 

oder die öffentliche Urkunde, die er erwirkt hat, noch nicht vollstreckbar ist, sofern 

es sich unter Berücksichtigung der einschlägigen Gegebenheiten um einen vorläufig 

zu pfändenden Betrag von erheblicher Höhe handelt und sofern der Gläubiger 

Beweismittel vorgelegt hat, die das Gericht zu der berechtigten Annahme 

veranlassen, dass die Kontoinformationen dringend erforderlich sind, da sonst die 

spätere Vollstreckung der Forderung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner 

wahrscheinlich gefährdet ist, und dass dies in der Folge zu einer wesentlichen 

Verschlechterung der finanziellen Lage des Gläubigers führen könnte. 
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2. Der Gläubiger stellt den Antrag gemäß Absatz 1 in dem Antrag auf Erlass des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung. Der Gläubiger begründet, warum der 

Schuldner seiner Auffassung nach ein oder mehrere Konten bei einer Bank in 

einem bestimmten Mitgliedstaat unterhält, und legt alle ihm bekannten relevanten 

Informationen über den Schuldner und das vorläufig zu pfändende Konto oder die 

vorläufig zu pfändenden Konten vor. Kommt das Gericht, bei dem der Antrag auf 

Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung gestellt worden ist, zu dem 

Schluss, dass der Antrag des Gläubigers nicht ausreichend begründet ist, so lehnt es 

den Antrag ab. 

3. Ist das Gericht der Überzeugung, dass der Antrag des Gläubigers ausreichend 

begründet ist und dass – abgesehen von den Informationspflichten nach Artikel 8 

Absatz 2 Buchstabe d – alle Bedingungen und Anforderungen für den Erlass des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung sowie gegebenenfalls die Anforderung einer 

Sicherheitsleistung nach Artikel 12 erfüllt sind, so übermittelt das Gericht gemäß 

Artikel 29 das Ersuchen um Informationen an die Auskunftsbehörde des 

Vollstreckungsmitgliedstaats.  

4. Zur Einholung der Informationen nach Absatz 1 bedient sich die Auskunftsbehörde 

des Vollstreckungsmitgliedstaats einer der Methoden, die in diesem Mitgliedstaat 

nach Absatz 5 zur Verfügung stehen. 

5. Jeder Mitgliedstaat stellt in seinem nationalen Recht mindestens eine der folgenden 

Methoden für die Einholung von Informationen nach Absatz 1 zur Verfügung: 

(a) Alle Banken in seinem Hoheitsgebiet werden verpflichtet, auf Ersuchen der 

Auskunftsbehörde offenzulegen, ob der Schuldner bei ihnen ein Konto 

unterhält;  
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(b) die Auskunftsbehörde kann auf die einschlägigen Informationen ▌zugreifen, 

sofern sie bei Behörden oder öffentlichen Verwaltungen in Registern oder 

anderweitig gespeichert sind; 

(c) die Möglichkeit seiner Gerichte, den Schuldner zu verpflichten, offenzulegen, 

bei welcher Bank oder welchen Banken er in seinem Hoheitsgebiet ein oder 

mehrere Konten unterhält, wenn eine solche Verpflichtung mit einem 

Gerichtsbeschluss in personam einhergeht, mit dem ihm die Abhebung oder 

Überweisung von Geldern auf seinem Konto oder seinen Konten bis zu dem 

Betrag, der mit dem Beschluss zur vorläufigen Pfändung vorläufig gepfändet 

werden soll, untersagt wird, oder  

(d) jede andere Methode, nach der die einschlägigen Informationen wirksam und 

effizient beschafft werden können, sofern der finanzielle und zeitliche 

Aufwand nicht unverhältnismäßig ist. 

Unabhängig davon, welche Methode oder Methoden ein Mitgliedstaat zur 

Verfügung stellt, gehen alle an der Einholung der Informationen beteiligten 

Behörden zügig vor.  

6. Sobald die Auskunftsbehörde des Vollstreckungsmitgliedstaats die 

Kontoinformationen eingeholt hat, übermittelt sie die Informationen dem 

ersuchenden Gericht gemäß Artikel 29.  
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7. Ist die Auskunftsbehörde nicht imstande, die Informationen nach Absatz 1 

einzuholen, so teilt sie dies dem ersuchenden Gericht mit. Wird der Antrag auf einen 

Beschluss zur vorläufigen Pfändung aufgrund des Fehlens der Kontoinformationen 

gemäß Absatz 1 vollständig abgelehnt, so gibt das ersuchende Gericht unverzüglich 

alle Sicherheiten frei, die der Gläubiger nach Artikel 12 möglicherweise geleistet 

hat.  

8. Erhält die Auskunftsbehörde gemäß diesem Artikel Informationen von einer Bank 

oder Zugriff auf die bei Behörden oder öffentlichen Verwaltungen in Registern 

gespeicherten Kontoinformationen, so wird die Benachrichtigung des Schuldners 

über die Offenlegung seiner personenbezogenen Daten um 30 Tage aufgeschoben, 

um zu verhindern, dass eine frühzeitige Benachrichtigung die Wirkung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung gefährdet. 

▌ 

Artikel 15  

Zinsen und Kosten 

1. Auf Antrag des Gläubigers werden in den Beschluss zur vorläufigen Pfändung alle 

Zinsen einbezogen, die nach dem auf die Forderung anwendbaren Recht bis zum 

Zeitpunkt des Erlasses des Beschlusses angefallen sind, sofern die Einbeziehung 

nicht aufgrund der Höhe und der Art der Zinsen einen Verstoß gegen die 

Eingriffsnormen nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats darstellen. 
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2. Hat ein Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung, einen gerichtlichen 

Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt, so werden auf Antrag des 

Gläubigers auch die Kosten für die Erwirkung dieser gerichtlichen Entscheidung, 

dieses gerichtlichen Vergleichs oder dieser öffentlichen Urkunde in den Beschluss 

zur vorläufigen Pfändung einbezogen, insoweit entschieden wurde, dass diese 

Kosten dem Schuldner auferlegt werden.  

▌ 

Artikel 16 

Parallele Anträge 

1. Der Gläubiger darf nicht bei mehreren Gerichten gleichzeitig parallele Anträge auf 

Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung gegen denselben Schuldner zur 

Sicherung derselben Forderung stellen. 

2. Der Gläubiger erklärt in seinem Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung, ob er gegen denselben Schuldner im Hinblick auf die 

Sicherung derselben Forderung bei einem anderen Gericht oder einer anderen 

Behörde einen Antrag auf Erlass eines gleichwertigen nationalen Beschlusses 

gestellt oder bereits erwirkt hat. Er gibt außerdem diejenigen Anträge auf Erlass 

eines solchen Beschlusses an, die als unzulässig oder unbegründet abgelehnt 

wurden. 



 

263 

3. Wenn der Gläubiger während des Verfahrens zum Erlass eines Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung einen gleichwertigen nationalen Beschluss gegen denselben 

Schuldner und zur Sicherung derselben Forderung erwirkt hat, unterrichtet er 

unverzüglich das Gericht hierüber und über jede spätere Ausführung des erlassenen 

nationalen Beschlusses. Er unterrichtet das Gericht außerdem über diejenigen 

Anträge auf Erlass eines gleichwertigen nationalen Beschlusses, die als unzulässig 

oder unbegründet abgelehnt wurden. 

4. Wird das Gericht darüber unterrichtet, dass der Gläubiger bereits einen 

gleichwertigen nationalen Beschluss erwirkt hat, so prüft es unter Berücksichtigung 

aller Umstände des Falls, ob der Erlass des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

im Ganzen oder in Teilen noch angemessen ist. 

▌ 

Artikel 17  

Entscheidung über den Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

1. Das Gericht, bei dem der Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung gestellt worden ist, prüft, ob die Bedingungen und Voraussetzungen 

dieser Verordnung erfüllt sind. 

2.  Das Gericht entscheidet über den Antrag unverzüglich, spätestens jedoch vor Ablauf 

der in Artikel 18 festgelegten Fristen.  
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3. Hat der Gläubiger nicht alle Angaben nach Artikel 8 gemacht, so kann das Gericht 

dem Gläubiger die Möglichkeit einräumen, den Antrag innerhalb einer vom Gericht 

festzulegenden Frist zu vervollständigen oder zu berichtigen, sofern der Antrag 

nicht offensichtlich unzulässig oder unbegründet ist. Versäumt es der Gläubiger, 

den Antrag fristgerecht zu vervollständigen oder zu berichtigen, so wird der Antrag 

abgelehnt.  

4. Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung wird über einen Betrag erlassen, der durch 

die Beweismittel nach Artikel 9 und gemäß dem auf die zugrunde liegende 

Forderung anzuwendenden Recht begründet ist, und umfasst gegebenenfalls die 

Zinsen und/oder Kosten gemäß Artikel 15.  

Der Beschluss wird in keinem Fall über einen Betrag erlassen, der den vom 

Gläubiger in seinem Antrag angegebenen Betrag übersteigt. 

5. Die Entscheidung über den Antrag wird dem Gläubiger nach dem im nationalen 

Recht des Ursprungsmitgliedstaats vorgesehenen Verfahren für gleichwertige 

nationale Beschlüsse mitgeteilt. 

▌ 
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Artikel 18  

Für die Entscheidung über einen Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung geltende Fristen 

1. Hat der Gläubiger noch keine gerichtliche Entscheidung, keinen gerichtlichen 

Vergleich oder keine öffentliche Urkunde erwirkt, so erlässt das Gericht seine 

Entscheidung bis zum Ende des zehnten Arbeitstags, nach dem der Gläubiger seinen 

Antrag eingereicht oder gegebenenfalls vervollständigt hat. 

2. Hat der Gläubiger bereits eine gerichtliche Entscheidung, einen gerichtlichen 

Vergleich oder eine öffentliche Urkunde erwirkt, so erlässt das Gericht seine 

Entscheidung bis zum Ende des fünften Arbeitstags, nach dem der Gläubiger seinen 

Antrag eingereicht oder gegebenenfalls vervollständigt hat. 

3. Hält das Gericht eine mündliche Anhörung des Gläubigers oder, je nach Sachlage, 

seines (oder seiner) Zeugen gemäß Artikel 9 Absatz 2 für erforderlich, so führt es 

diese Anhörung unverzüglich durch und erlässt seine Entscheidung bis zum Ende 

des fünften Arbeitstags nach der Anhörung. 

4. In Fällen nach Artikel 12 gelten für die Entscheidung, vom Gläubiger eine 

Sicherheitsleistung zu verlangen, die in den Absätzen 1, 2 und 3 des vorliegenden 

Artikels genannten Fristen. Das Gericht erlässt seine Entscheidung über einen 

Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung unverzüglich, 

nachdem der Gläubiger die verlangte Sicherheit geleistet hat. 
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5. Ungeachtet der Absätze 1, 2 und 3 erlässt das Gericht in Fällen nach Artikel 14 

seine Entscheidung unverzüglich, nachdem es die Informationen nach Artikel 14 

Absatz 6 oder 7 erhalten hat, sofern der Gläubiger zu diesem Zeitpunkt die 

gegebenenfalls verlangte Sicherheit geleistet hat. 

Artikel 19  

Form und Inhalt des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

1. Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung wird unter Verwendung des Formblatts 

erlassen, das im Wege von gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 

erlassenen Durchführungsakten erstellt wurde, und trägt einen Stempel, eine 

Unterschrift und/oder eine andere Authentifizierung des Gerichts. Das Formblatt 

besteht aus zwei Teilen:  

(a) Teil A mit den Informationen nach Absatz 2, die der Bank, dem Gläubiger und 

dem Schuldner zu übermitteln sind, und 

(b) Teil B mit den Informationen gemäß Absatz 3, die zusätzlich zu den 

Informationen nach Absatz 2 dem Gläubiger und dem Schuldner zu 

übermitteln sind. 

2. Teil A enthält die folgenden Informationen: 

(a) den Namen, die Anschrift und das Aktenzeichen des Gerichts; 
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(b) Angaben zum Gläubiger gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b; 

(c) Angaben zum Schuldner gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe c; 

(d) den Namen und die Anschrift der Bank, die von dem Beschluss betroffen ist; 

(e) wenn der Gläubiger die Kontonummer des Schuldners im Antrag angegeben 

hat, die Nummer des oder der vorläufig zu pfändenden Konten sowie 

gegebenenfalls die Angabe, ob andere Konten des Schuldners bei derselben 

Bank ebenfalls vorläufig gepfändet werden müssen; 

(f) gegebenenfalls die Angabe, dass die Nummer etwaiger vorläufig zu 

pfändender Konten durch einen Antrag nach Artikel 14 erlangt wurde und 

dass die Bank, sofern dies gemäß Artikel 24 Absatz 4 Unterabsatz 2 

erforderlich ist, die betreffende Nummer oder die betreffenden Nummern von 

der Auskunftsbehörde des Vollstreckungsmitgliedstaats erlangt; 

(g) die Höhe des mit dem Beschluss vorläufig zu pfändenden Betrags; 

(h) eine Anweisung an die Bank, den Beschluss gemäß Artikel 24 auszuführen; 

(i) das Datum des Erlasses des Beschlusses; 
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(j) wenn der Gläubiger gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe n in seinem Antrag 

ein Konto angegeben hat, eine an die Bank gerichtete Ermächtigung gemäß 

Artikel 24 Absatz 3, falls der Schuldner dies beantragt und falls dies nach dem 

Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats zulässig ist, Gelder bis zu der im 

Beschluss angegebenen Höhe freigeben und von dem vorläufig gepfändeten 

Konto auf das Konto, das der Gläubiger in seinem Antrag angegeben hat, 

überweisen kann; 

(k) Angaben dazu, wo die elektronische Fassung des Formblatts für die Erklärung 

nach Artikel 25 zu finden ist. 

3. Teil B enthält die folgenden Informationen: 

(a) eine Beschreibung des Gegenstands des Verfahrens und die Begründung des 

Gerichts für den Erlass des Beschlusses; 

(b) die Höhe der vom Gläubiger gegebenenfalls geleisteten Sicherheit;  

(c) gegebenenfalls die Frist für die Einleitung des Verfahrens in der Hauptsache 

und für den Nachweis der Verfahrenseinleitung gegenüber dem erlassenden 

Gericht;  
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(d) gegebenenfalls eine Angabe darüber, welche Schriftstücke gemäß Artikel 49 

Absatz 1 Satz 2 zu übersetzen sind;  

(e) gegebenenfalls die Angabe, dass der Gläubiger dafür zuständig ist, die 

Vollstreckung des Beschlusses zu veranlassen, und folglich gegebenenfalls 

dafür zuständig ist, den Beschluss gemäß Artikel 23 Absatz 3 an die zuständige 

Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats zu übermitteln und die Zustellung 

an den Schuldner gemäß Artikel 28 Absätze 2, 3 und 4 zu veranlassen; und 

(f) eine Rechtsbehelfsbelehrung des Schuldners. 

4. Betrifft der Beschluss zur vorläufigen Pfändung Konten bei verschiedenen Banken, 

so ist für jede Bank ein gesondertes Formblatt (Teil A gemäß Absatz 2) auszufüllen. 

In diesem Fall enthält das dem Gläubiger und dem Schuldner zur Verfügung 

gestellte Formular (Teile A und B gemäß den Absätzen 2 bzw. 3) eine Liste aller 

betroffenen Banken.  
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Artikel 20  

Geltungsdauer der vorläufigen Pfändung 

Die mit dem Beschluss zur vorläufigen Pfändung vorläufig gepfändeten Gelder bleiben 

gemäß dem Beschluss oder späteren Änderungen oder Begrenzungen des Beschlusses gemäß 

Kapitel 4 so lange vorläufig gepfändet,  

a) bis der Beschluss widerrufen wird;  

b)  bis die Vollstreckung des Beschlusses beendet ist oder 

c) bis eine Maßnahme zur Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung, eines 

gerichtlichen Vergleichs oder einer öffentlichen Urkunde, die bzw. den der 

Gläubiger hinsichtlich der durch den Beschluss zur vorläufigen Pfändung zu 

sichernden Forderung erwirkt hat, in Bezug auf die durch den Beschluss vorläufig 

gepfändeten Gelder wirksam wird. 

Artikel 21  

Rechtsbehelf gegen eine Ablehnung des Antrags auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung 

1. Der Gläubiger kann gegen die Entscheidung des Gerichts, durch die sein Antrag auf 

Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung ganz oder teilweise abgelehnt 

wurde, einen Rechtsbehelf einlegen.  

2. Ein solcher Rechtsbehelf wird innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag, an dem die 

Entscheidung nach Absatz 1 dem Gläubiger mitgeteilt wurde, eingelegt. Er wird bei 

dem Gericht eingelegt, das der betreffende Mitgliedstaat gemäß Artikel 50 Absatz 1 

Buchstabe d der Kommission mitgeteilt hat. 
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3. Wurde der Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung ganz 

abgelehnt, so wird der Rechtsbehelf gemäß dem Verfahren ohne vorherige 

Anhörung des Antragsgegners nach Maßgabe des Artikels 11 bearbeitet.  

Kapitel 3  

Anerkennung, Vollstreckbarkeit und Vollstreckung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

Artikel 22  

Anerkennung und Vollstreckbarkeit 

Ein in einem Mitgliedstaat gemäß dieser Verordnung erlassener Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung wird in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, ohne dass es eines besonderen 

Verfahrens bedarf, und ist in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckbar, ohne dass es einer 

Vollstreckbarerklärung bedarf  ▌. 

▌ 

Artikel 23  

Vollstreckung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung  

1. Vorbehaltlich dieses Kapitels erfolgt die Vollstreckung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung gemäß den Verfahren, die in dem Vollstreckungsmitgliedstaat 

für die Vollstreckung gleichwertiger nationaler Beschlüsse gelten.  
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2. Alle Behörden, die an der Vollstreckung des Beschlusses beteiligt sind, werden 

unverzüglich tätig. 

3. Wurde der Beschluss zur vorläufigen Pfändung in einem anderen Mitgliedstaat als 

dem Vollstreckungsmitgliedstaat erlassen, so werden Teil A des Beschlusses gemäß 

Artikel 19 Absatz 2 und ein Blanko-Standardformblatt für die Erklärung nach 

Artikel 25 für die Zwecke des Absatzes 1 dieses Artikels nach Maßgabe des 

Artikels 29 an die zuständige Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats übermittelt. 

Die Übermittlung erfolgt durch das erlassende Gericht oder den Gläubiger, je 

nachdem, wer nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats für die Einleitung des 

Vollstreckungsverfahrens zuständig ist.  

4. Dem Beschluss wird erforderlichenfalls eine Übersetzung oder Transliteration in die 

Amtssprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder, wenn es in diesem Mitgliedstaat 

mehrere Amtssprachen gibt, in die Amtssprache oder eine der Amtssprachen des 

Ortes, an dem der Beschluss ausgeführt werden soll, beigefügt. Die Übersetzung 

oder Transliteration wird von dem erlassenden Gericht, das dafür die passende 

Sprachfassung des Formblatts gemäß Artikel 19 verwendet, zur Verfügung gestellt.  

5. Die zuständige Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats trifft die erforderlichen 

Maßnahmen, um den Beschluss gemäß ihrem nationalen Recht vollstrecken zu 

lassen.  
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6. Betrifft der Beschluss zur vorläufigen Pfändung mehr als eine Bank in demselben 

Mitgliedstaat oder in verschiedenen Mitgliedstaaten, so wird der zuständigen 

Behörde des jeweiligen Vollstreckungsmitgliedstaats für jede Bank ein gesondertes 

Formblatt nach Maßgabe des Artikels 19 Absätze 2 und 4 übermittelt. 

▌ 

Artikel 24  

Ausführung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung  

1. Eine Bank, an die ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung gerichtet wird, führt 

diesen unverzüglich nach Eingang des Beschlusses oder, soweit dies im nationalen 

Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorgesehen ist, einer entsprechenden 

Anweisung zur Ausführung des Beschlusses aus.  

2. Zur Ausführung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung nimmt die Bank 

vorbehaltlich des Artikels 31 die vorläufige Pfändung des in dem Beschluss 

angegebenen Betrags vor, indem sie entweder 

(a) sicherstellt, dass dieser Betrag nicht von dem Konto oder den Konten, das bzw. 

die in dem Beschluss genannt ist/sind oder das bzw. die nach Absatz 4 ermittelt 

wurde(n), überwiesen oder abgehoben wird, oder 

(b) soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, diesen Betrag auf ein  für 

vorläufige Pfändungen bestimmtes Konto überweist. 
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Der vorläufig gepfändete tatsächliche Betrag kann von der Abwicklung von 

Transaktionen, die bereits anhängig sind, wenn der Beschluss oder eine 

entsprechende Anweisung bei der Bank eingeht, abhängen. Derartige anhängige 

Transaktionen dürfen jedoch nur berücksichtigt werden, wenn sie vor der 

Ausstellung der Erklärung gemäß Artikel 25 bis zum Ablauf der in Artikel 25 Absatz 

1 festgelegten Fristen abgewickelt werden. 

3. Ungeachtet des Absatzes 2 Buchstabe a wird die Bank ermächtigt, auf Wunsch des 

Schuldners die vorläufig gepfändeten Gelder freizugeben und sie auf das in dem 

Beschluss angegebene Konto des Gläubigers zur Begleichung von dessen Forderung 

zu überweisen, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

(a) diese Ermächtigung der Bank ist gemäß Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe j  in 

dem Beschluss ausdrücklich angegeben,  

(b) das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats lässt eine solche Freigabe und 

Überweisung zu, und  

(c) zu dem betreffenden Konto liegen keine konkurrierenden Beschlüsse vor.  

4. Enthält der Beschluss zur vorläufigen Pfändung nicht die Kontonummer oder die 

Kontonummern des Schuldners, sondern nur den Namen und andere Angaben zum 

Schuldner, so ermittelt die Bank oder die sonstige Stelle, die für die Vollstreckung 

des Beschlusses zuständig ist, das Konto oder die Konten, die der Schuldner bei der 

in dem Beschluss angegebenen Bank unterhält.  
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Kann die Bank oder die sonstige Stelle ein Konto des Schuldners anhand der 

Angaben in dem Beschluss nicht mit Sicherheit ermitteln, so  

(a) holt die Bank diese Kontonummer oder Kontonummern bei der 

Auskunftsbehörde des Vollstreckungsmitgliedstaats ein, wenn gemäß Artikel 

19 Absatz 2 Buchstabe f in dem Beschluss angegeben ist, dass die Nummer 

oder Nummern des vorläufig zu pfändenden Kontos oder der vorläufig zu 

pfändenden Konten durch einen Antrag nach Artikel 14 erlangt wurde bzw. 

wurden, und  

(b) führt die Bank in allen anderen Fällen den Beschluss nicht aus. 

5. Die Gelder auf dem Konto oder den Konten nach Absatz 2 Buchstabe a, die den im 

Beschluss zur vorläufigen Pfändung angegebenen Betrag übersteigen, bleiben von 

der Ausführung des Beschlusses unberührt. 

6. Reichen zum Zeitpunkt der Ausführung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

die Gelder auf dem Konto oder den Konten nach Absatz 2 Buchstabe a nicht aus, um 

den in dem Beschluss angegebenen Gesamtbetrag vorläufig zu pfänden, so wird der 

Beschluss nur in Bezug auf den Betrag ausgeführt, der auf dem Konto oder den 

Konten vorhanden ist.  
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7. Bezieht sich der Beschluss zur vorläufigen Pfändung auf mehrere Konten des 

Schuldners bei derselben Bank und übersteigen die Gelder auf diesen Konten den in 

dem Beschluss angegebenen Betrag, so wird der Beschluss in folgender Reihenfolge 

ausgeführt: 

(a) Sparkonten auf den alleinigen Namen des Schuldners; 

(b) Girokonten auf den alleinigen Namen des Schuldners; 

(c) gemeinschaftliche Sparkonten auf den Namen mehrerer Personen, 

vorbehaltlich des Artikels 30; 

(d) gemeinschaftliche Girokonten auf den Namen mehrerer Personen, 

vorbehaltlich des Artikels 30. 

▌ 

 

8. Lauten die Gelder auf dem Konto oder den Konten nach Absatz 2 Buchstabe a auf 

eine andere Währung als die, die im Beschluss zur vorläufigen Pfändung angegeben 

ist, so rechnet die Bank den in dem Beschluss angegebenen Betrag zu dem am Tag 

und zum Zeitpunkt der Ausführung des Beschlusses für den Verkauf der 

betreffenden Währung geltenden Referenzwechselkurs der Europäischen 

Zentralbank oder geltenden Wechselkurs der Zentralbank des 

Vollstreckungsmitgliedstaats in die Währung der Gelder um und pfändet vorläufig 

den entsprechenden Betrag in der Währung der Gelder.  

▌ 
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Artikel 25  

Erklärung betreffend die vorläufige Pfändung von Geldern 

1. Bis zum Ende des dritten Arbeitstags nach Ausführung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung stellt die Bank oder die sonstige Stelle, die für die 

Vollstreckung des Beschlusses im Vollstreckungsmitgliedstaat zuständig ist, eine 

Erklärung unter Verwendung des Erklärungsformblatts, das im Wege von gemäß 

dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten erstellt wurde, aus, in der sie angibt, ob bzw. inwieweit 

Gelder auf dem Konto oder den Konten des Schuldners vorläufig gepfändet wurden 

und, wenn dies der Fall ist, an welchem Tag der Beschluss ausgeführt wurde. Kann 

die Bank oder die sonstige Stelle die Erklärung aufgrund außergewöhnlicher 

Umstände nicht innerhalb von drei Arbeitstagen ausstellen, so stellt sie die 

Erklärung so schnell wie möglich, spätestens jedoch bis zum Ablauf des achten 

Arbeitstages nach der Ausführung des Beschlusses aus.  

Die Erklärung wird unverzüglich gemäß den Absätzen 2 und 3 übermittelt. 

2. Wurde der Beschluss im Vollstreckungsmitgliedstaat erlassen, so übermittelt die 

Bank oder die sonstige Stelle, die für die Vollstreckung des Beschlusses zuständig 

ist, die Erklärung dem erlassenden Gericht gemäß Artikel 29 und dem Gläubiger per 

Einschreiben mit Rückschein oder gleichwertige elektronische Mittel.  
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3. Wurde der Beschluss in einem anderen Mitgliedstaat als dem 

Vollstreckungsmitgliedstaat erlassen, so wird die Erklärung der zuständigen 

Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats gemäß Artikel 29 übermittelt, es sei denn, 

sie wurde von derselben Behörde ausgestellt.  

Diese Behörde übermittelt die Erklärung dem erlassenden Gericht gemäß Artikel 29 

und dem Gläubiger per Einschreiben mit Rückschein oder gleichwertige 

elektronische Mittel bis zum Ende des ersten Arbeitstags nach deren Eingang oder 

Ausstellung. 

4. Die Bank oder die sonstige Stelle, die für die Vollstreckung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung zuständig ist, legt auf Ersuchen des Schuldners die 

Einzelheiten des Beschlusses dem Schuldner gegenüber offen. Die Bank oder die 

sonstige Stelle kann dies auch ohne ein solches Ersuchen tun. 

▌ 
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Artikel 26  

Haftung der Bank 

Die Haftung der Bank bei Nichterfüllung der ihr nach dieser Verordnung obliegenden 

Pflichten richtet sich nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats. 

Artikel 27  

Pflicht des Gläubigers, die Freigabe überschüssiger vorläufig gepfändeter Beträge zu 

beantragen 

1. Der Gläubiger ist verpflichtet, die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um 

sicherzustellen, dass jeder Betrag, der nach Ausführung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung den in dem Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

angegebenen Betrag übersteigt, freigegeben wird: 

a) wenn der Beschluss sich auf mehrere Konten in demselben Mitgliedstaat oder 

in verschiedenen Mitgliedstaaten bezieht oder 

b) wenn der Beschluss nach Ausführung eines oder mehrerer gleichwertiger 

nationaler Beschlüsse gegen denselben Schuldner und zur Sicherung 

derselben Forderung erlassen wurde.  
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2. Der Gläubiger reicht bis zum Ende des dritten Arbeitstags nach Eingang einer 

Erklärung nach Artikel 25, aus der eine solche überschießende vorläufige Pfändung 

hervorgeht, auf schnellstmöglichem Wege unter Verwendung des Formblatts, das im 

Wege von gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten erstellt wurde, für die Beantragung der Freigabe 

überschüssiger vorläufig gepfändeter Beträge einen Antrag auf Freigabe bei der 

zuständigen Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats, in dem die überschießende 

vorläufige Pfändung erfolgte, ein. 

Diese Behörde weist nach Eingang des Antrags die betroffene Bank unverzüglich 

an, die Freigabe der überschüssigen vorläufig gepfändeten Beträge zu veranlassen. 

Artikel 24 Absatz 7 gilt gegebenenfalls in umgekehrter Reihenfolge.  

3. Dieser Artikel hindert einen Mitgliedstaat nicht daran, in seinen nationalen 

Rechtsvorschriften gegebenenfalls vorzusehen, dass die Freigabe überschüssiger 

vorläufig gepfändeter Gelder aus Konten, die in seinem Hoheitsgebiet geführt 

werden, von der zuständigen Vollstreckungsbehörde dieses Mitgliedstaats von sich 

aus eingeleitet wird.  

▌ 
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Artikel 28  

Zustellung an den Schuldner 

1. Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung, die sonstigen in Absatz 5 genannten 

Schriftstücke und die Erklärung nach Artikel 25 werden dem Schuldner gemäß 

diesem Artikel zugestellt. 

2. Hat der Schuldner seinen Wohnsitz im Ursprungsmitgliedstaat, so wird die 

Zustellung nach dem Recht dieses Mitgliedstaats bewirkt. Die Zustellung wird von 

dem erlassenden Gericht oder dem Gläubiger, je nachdem, wer im 

Ursprungsmitgliedstaat für die Veranlassung der Zustellung zuständig ist, bis Ende 

des dritten Arbeitstags nach dem Tag des Erhalts der Erklärung nach Artikel 25 

über vorläufig gepfändete Beträge veranlasst. 

3. Hat der Schuldner seinen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem 

Ursprungsmitgliedstaat, so übermittelt das erlassende Gericht oder der Gläubiger, je 

nachdem, wer im Ursprungsmitgliedstaat für die Veranlassung der Zustellung 

zuständig ist, bis Ende des dritten Arbeitstags nach dem Tag des Erhalts der 

Erklärung nach Artikel 25 über vorläufig gepfändete Beträge die Schriftstücke nach 

Absatz 1 dieses Artikels der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem der 

Schuldner seinen Wohnsitz hat, gemäß Artikel 29. Diese Behörde trifft unverzüglich 

die erforderlichen Maßnahmen, um die Zustellung an den Schuldner nach dem 

Recht des Mitgliedstaats, in dem der Schuldner seinen Wohnsitz hat, zu bewirken. 
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Ist der Mitgliedstaat, in dem der Schuldner seinen Wohnsitz hat, der einzige 

Vollstreckungsmitgliedstaat, so werden die Schriftstücke nach Absatz 5 dieses 

Artikels der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaats zur gleichen Zeit wie der 

Beschluss gemäß Artikel 23 Absatz 3 übermittelt. In solchen Fällen veranlasst diese 

zuständige Behörde die Zustellung sämtlicher Schriftstücke nach Absatz 1 dieses 

Artikels bis zum Ende des dritten Arbeitstags nach Eingang oder Ausstellung der 

Erklärung gemäß Artikel 25, aus der hervorgeht, dass Beträge vorläufig gepfändet 

wurden.  

Die zuständige Behörde unterrichtet das erlassende Gericht oder den Gläubiger, je 

nachdem, wer die zuzustellenden Schriftstücke übermittelt hat, über das Ergebnis 

der Zustellung an den Schuldner.  

4. Hat der Schuldner seinen Wohnsitz in einem Drittstaat, so wird die Zustellung 

gemäß den im Ursprungsmitgliedstaat geltenden Vorschriften für die internationale 

Zustellung bewirkt. 

5. Folgende Schriftstücke, denen erforderlichenfalls eine Übersetzung oder 

Transliteration nach Artikel 49 Absatz 1 beigefügt wird, werden dem Schuldner 

zugestellt: 

a) der Beschluss zur vorläufigen Pfändung unter Verwendung der Teile A und B 

des Formblatts nach Artikel 19 Absätze 2 und 3; 
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b) der Antrag auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung, der vom 

Gläubiger beim Gericht eingereicht wurde;  

c) Abschriften aller Schriftstücke, die der Gläubiger dem Gericht zur Erwirkung 

des Beschlusses vorgelegt hat. 

6. Betrifft der Beschluss zur vorläufigen Pfändung mehr als eine Bank, so wird dem 

Schuldner nur die erste Erklärung nach Artikel 25, aus der hervorgeht, dass Beträge 

vorläufig gepfändet wurden, gemäß diesem Artikel zugestellt. Spätere Erklärungen 

nach Artikel 25 werden dem Schuldner unverzüglich zur Kenntnis gebracht. 

Artikel 29 

Übermittlung von Schriftstücken 

1. Ist in dieser Verordnung eine Übermittlung von Schriftstücken gemäß diesem 

Artikel vorgesehen, so kann diese Übermittlung mit geeigneten Mitteln 

vorgenommen werden, sofern der Inhalt des empfangenen Dokuments mit dem des 

übermittelten Dokuments inhaltlich genau übereinstimmt und sämtliche enthaltenen 

Angaben mühelos lesbar sind.  
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2. Das Gericht oder die Behörde, bei dem bzw. der Schriftstücke gemäß Absatz 1 dieses 

Artikels eingegangen sind, übersendet bis zum Ende des dem Tag des Eingangs 

folgenden Arbeitstags der Behörde, dem Gläubiger oder der Bank, die bzw. der die 

Schriftstücke übermittelt hat, auf dem schnellstmöglichem Wege eine 

Empfangsbestätigung unter Verwendung des Formblatts, das im Wege von gemäß 

dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten erstellt wurde. 

Artikel 30  

Vorläufige Pfändung bei Gemeinschaftskonten und Treuhandkonten 

Die Gelder auf Konten, über die den Unterlagen der kontoführenden Bank zufolge der 

Schuldner nicht allein verfügen kann oder über die ein Dritter im Namen des Schuldners oder 

der Schuldner im Namen eines Dritten verfügen kann, dürfen nach dieser Verordnung nur 

insoweit vorläufig gepfändet werden, wie sie nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats pfändbar sind. 

▌ 
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Artikel 31  

Von der vorläufigen Pfändung ausgenommene Beträge 

1. Die nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats von der Pfändung 

freigestellten Beträge werden von der vorläufigen Pfändung gemäß dieser 

Verordnung ausgenommen.  

▌ 

2. Sind die in Absatz 1 genannten Beträge nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats ohne einen Antrag des Schuldners von der Pfändung 

freigestellt, so stellt die in diesem Mitgliedstaat für die Freistellung der Beträge 

zuständige Stelle von sich aus diese Beträge von der vorläufigen Pfändung frei. 

3. Sind die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Beträge nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats auf Antrag des Schuldners von der Pfändung 

freigestellt, so werden diese Beträge auf Antrag des Schuldners von der vorläufigen 

Pfändung freigestellt, wie in Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe a vorgesehen. 

▌ 
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Artikel 32  

Rang des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

Der Beschluss zur vorläufigen Pfändung hat gegebenenfalls denselben Rang, den ein 

gleichwertiger nationaler Beschluss im Vollstreckungsmitgliedstaat besitzt. 

Kapitel 4  

Rechtsbehelfe 

▌ 

Artikel 33  

Rechtsbehelf des Schuldners gegen den Beschluss zur vorläufigen Pfändung  

1. Auf Antrag des Schuldners beim zuständigen Gericht des Ursprungsmitgliedstaats 

wird der Beschluss zur vorläufigen Pfändung aus dem Grund widerrufen oder 

gegebenenfalls abgeändert, dass 

(a) die Bedingungen oder Voraussetzungen dieser Verordnung nicht erfüllt sind; 
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(b) der Beschluss, die Erklärung nach Artikel 25 und/oder die sonstigen 

Schriftstücke nach Artikel 28 Absatz 5 dem Schuldner nicht innerhalb von 

14 Tagen nach der vorläufigen Pfändung seines Kontos oder seiner Konten 

zugestellt wurden; 

(c) die Schriftstücke, die dem Schuldner gemäß Artikel 28 zugestellt wurden, nicht 

die Sprachenanforderungen gemäß Artikel 49 Absatz 1 erfüllten; 

(d) vorläufig gepfändete Beträge, die den im Beschluss angegebenen Betrag 

übersteigen, nicht gemäß Artikel 27 freigegeben wurden; 

(e) die Forderung, deren Vollstreckung der Gläubiger mit dem Beschluss sichern 

will, ganz oder teilweise beglichen wurde;  

(f) mit einer gerichtlichen Entscheidung in der Hauptsache die Forderung, deren 

Vollstreckung der Gläubiger mit dem Beschluss sichern wollte, abgewiesen 

wurde; oder 

(g) die gerichtliche Entscheidung in der Hauptsache, der gerichtliche Vergleich 

oder die öffentliche Urkunde, deren Vollstreckung der Gläubiger mit dem 

Beschluss sichern wollte, aufgehoben oder gegebenenfalls annulliert wurde. 
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2. Auf Antrag des Schuldners beim zuständigen Gericht des Ursprungsmitgliedstaats 

wird die Entscheidung über die Sicherheit nach Artikel 12 aus dem Grund 

überprüft, dass geltend gemacht wird, dass die Bedingungen oder Voraussetzungen 

des genannten Artikels nicht vorlagen.  

Verlangt das Gericht aufgrund eines solchen Rechtsbehelfs, dass der Gläubiger eine 

Sicherheit oder eine zusätzliche Sicherheit leistet, so gilt Artikel 12 Absatz 3 Satz 1 

entsprechend und das Gericht erklärt, dass der Beschluss zur vorläufigen Pfändung 

widerrufen oder abgeändert wird, falls die geforderte (zusätzliche) Sicherheit nicht 

bis zum Ablauf der vom Gericht gesetzten Frist geleistet wird. 

3. Dem nach Absatz 1 Buchstabe b eingelegten Rechtsbehelf wird stattgegeben, sofern 

die fehlende Zustellung nicht innerhalb von 14 Tagen nach Unterrichtung des 

Gläubigers über den Rechtsbehelf des Schuldners nach Absatz 1 Buchstabe b geheilt 

wird.  

Sofern die fehlende Zustellung nicht bereits durch andere Mittel geheilt wurde, gilt 

sie zum Zwecke der Beurteilung, ob dem nach Absatz 1 Buchstabe b eingelegten 

Rechtsbehelf stattzugeben ist, als geheilt,  

(a) wenn der Gläubiger bei der Stelle, die für die Zustellung nach dem Recht des 

Ursprungsmitgliedstaats zuständig ist, beantragt, dass die Schriftstücke dem 

Schuldner zugestellt werden, oder  
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(b) wenn der Schuldner in seinem Rechtsbehelf angegeben hat, dass er damit 

einverstanden ist, die Schriftstücke beim Gericht des Ursprungsmitgliedstaats 

abzuholen, und wenn der Gläubiger dafür zuständig war, Übersetzungen zur 

Verfügung zu stellen, sofern der Gläubiger diesem Gericht Übersetzungen 

gemäß Artikel 49 Absatz 1 übermittelt.  

Die Stelle, die für die Zustellung nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats 

zuständig ist, stellt die Schriftstücke dem Schuldner auf Antrag des Gläubigers 

gemäß Buchstabe a dieses Absatzes unverzüglich per Einschreiben mit Rückschein 

an die vom Schuldner gemäß Absatz 5 angegebene Anschrift zu. 

War der Gläubiger für die Veranlassung der Zustellung der Schriftstücke nach Arti-

kel 28 zuständig, so kann die fehlende Zustellung nur geheilt werden, wenn der 

Gläubiger nachweist, dass er alle erforderlichen Schritte unternommen hat, um die 

ursprüngliche Zustellung der Schriftstücke zu bewirken.  

4. Dem nach Absatz 1 Buchstabe c eingelegten Rechtsbehelf wird stattgegeben, sofern 

der Gläubiger dem Schuldner die gemäß dieser Verordnung erforderlichen 

Übersetzungen nicht innerhalb von 14 Tagen nach seiner Unterrichtung über den 

Rechtsbehelf des Schuldners gemäß Absatz 1 Buchstabe c bereitstellt. 

Absatz 3 Unterabsätze 2 und 3 gilt entsprechend. 
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5. In seinem nach Absatz 1 Buchstaben b und c eingelegten Rechtsbehelf gibt der 

Schuldner eine Anschrift an, an die die in Artikel 28 genannten Schriftstücke und 

Übersetzungen gemäß den Absätzen 3 und 4 des vorliegenden Artikels übermittelt 

werden können, oder gibt an, dass er damit einverstanden ist, diese Schriftstücke 

beim Gericht des Ursprungsmitgliedstaats abzuholen. 

Artikel 34  

Rechtsbehelfe des Schuldners gegen die Vollstreckung des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung 

1. Ungeachtet der Artikel 33 und 35 wird auf Antrag des Schuldners beim zuständigen 

Gericht oder, soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, bei der zuständigen 

Vollstreckungsbehörde des Vollstreckungsmitgliedstaats die Vollstreckung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung in diesem Mitgliedstaat: 

(a) aus dem Grund eingeschränkt, dass nach Artikel 31 Absatz 3 bestimmte 

Beträge auf dem Konto von der Pfändung freigestellt werden sollten oder dass 

von der Pfändung freigestellte Beträge bei der Ausführung des Beschlusses 

gemäß Artikel 31 Absatz 2 nicht oder nicht richtig berücksichtigt wurden, oder 
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(b) aus dem Grund beendet, dass 

▌ 

i) das vorläufig gepfändete Konto gemäß Artikel 2 Absätze 3 und 4 nicht unter 

diese Verordnung fällt; 

ii) die Vollstreckung der gerichtlichen Entscheidung, des gerichtlichen 

Vergleichs oder der öffentlichen Urkunde, die der Gläubiger mit dem 

Beschluss sichern wollte, im Vollstreckungsmitgliedstaat verweigert wurde; 

(iii) die Vollstreckbarkeit der gerichtlichen Entscheidung, deren Vollstreckung 

der Gläubiger mit dem Beschluss sichern wollte, im Ursprungsmitgliedstaat 

ausgesetzt wurde; oder  

(iv) Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben b, c, d, e, f oder g Anwendung findet. 

Artikel 33 Absätze 3, 4 bzw.5 finden Anwendung. 
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▌ 

2. Auf Antrag des Schuldners beim zuständigen Gericht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats wird die Vollstreckung des Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung in diesem Mitgliedstaat beendet, wenn sie der öffentlichen Ordnung 

(ordre public) des Vollstreckungsmitgliedstaats offensichtlich widerspricht. 

▌ 

Artikel 35  

Sonstige Rechtsbehelfe für den Gläubiger und den Schuldner 

1. Der Gläubiger oder der Schuldner kann bei dem Gericht, das den Beschluss zur 

vorläufigen Pfändung erlassen hat, aus dem Grund die Abänderung oder den 

Widerruf des Beschlusses beantragen, dass sich die Umstände, die Anlass für den 

Erlass des Beschlusses waren, geändert haben. 



 

293 

2. Das Gericht, das den Beschluss zur vorläufigen Pfändung erlassen hat, kann ferner 

aufgrund veränderter Umstände, sofern dies nach dem Recht des 

Ursprungsmitgliedstaats zulässig ist, den Beschluss von sich aus abändern oder 

widerrufen. 

3. Der Schuldner und der Gläubiger können aus dem Grund, dass sie sich hinsichtlich 

der Erfüllung der Forderung geeinigt haben, gemeinsam bei dem Gericht, das den 

Beschluss zur vorläufigen Pfändung erlassen hat, einen Widerruf oder eine 

Abänderung des Beschlusses bzw. bei dem zuständigen Gericht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats oder, soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, 

bei der zuständigen Vollstreckungsbehörde dieses Mitgliedstaats eine Beendigung 

oder Einschränkung der Vollstreckung des Beschlusses beantragen. 

4. Der Gläubiger kann beim zuständigen Gericht des Vollstreckungsmitgliedstaats 

oder, soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, bei der zuständigen 

Vollstreckungsbehörde dieses Mitgliedstaats eine Abänderung der Vollstreckung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung beantragen, die in einer Anpassung der in 

diesem Mitgliedstaat gemäß Artikel 31 angewandten Freistellung besteht, aus dem 

Grund, dass bereits andere Freistellungen in ausreichender Höhe in Bezug auf ein 

oder mehrere Konten, die in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten geführt 

werden, angewandt wurden und dass eine Anpassung daher angebracht ist.  
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Artikel 36  

Verfahren für die Rechtsbehelfe gemäß den Artikeln 33, 34 und 35 

1. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs nach Artikel 33, 34 oder 35 erfolgt unter 

Verwendung des Formblatts für den Rechtsbehelf, das im Wege von gemäß dem 

Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen Durchführungsrechtsakten 

erstellt wurde. Der Antrag kann jederzeit auf jedem Kommunikationsweg übermittelt 

werden, der nach den Verfahrensvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Antrag 

eingereicht wird, zulässig ist – einschließlich elektronischer Kommunikationswege. 

2. Der Antrag wird der anderen Partei zur Kenntnis gebracht.  

3. Außer wenn der Antrag vom Schuldner gemäß Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe a oder 

Artikel 35 Absatz 3 eingereicht wurde, wird die Entscheidung über den Antrag erlas-

sen, nachdem beiden Parteien Gelegenheit gegeben wurde, sich zu äußern, auch mit 

den nach dem nationalen Recht jedes der beteiligten Mitgliedstaaten zur Verfügung 

stehenden geeigneten und zulässigen Mitteln der Kommunikationstechnologie.  

4. Die Entscheidung wird unverzüglich erlassen, jedoch nicht später als 21 Tage, 

nachdem das Gericht oder, soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, die 

zuständige Vollstreckungsbehörde alle Informationen erhalten hat, die für seine 

bzw. ihre Entscheidung erforderlich sind. Die Entscheidung wird den Parteien zur 

Kenntnis gebracht. 
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5. Die Entscheidung, den Beschluss zur vorläufigen Pfändung zu widerrufen oder 

abzuändern, und die Entscheidung, die Vollstreckung des Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung einzuschränken oder zu beenden, ist sofort vollstreckbar: 

Wurde der Rechtsbehelf im Ursprungsmitgliedstaat eingelegt, so übermittelt das 

Gericht nach Artikel 29 die Entscheidung über den Rechtsbehelf unverzüglich der 

zuständigen Behörde des Vollstreckungsmitgliedstaats unter Verwendung des 

Formblatts, das im Wege von gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 

Absatz 2 erlassenen Durchführungsrechtsakten erstellt wurde. Diese Behörde stellt 

sofort nach Eingang sicher, dass die Entscheidung über den Rechtsbehelf 

ausgeführt wird. 

Bezieht sich die Entscheidung über den Rechtsbehelf auf ein Bankkonto, das im 

Ursprungsmitgliedstaat geführt wird, so erfolgt die Durchführung in Bezug auf 

dieses Bankkonto nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats. 

Wurde der Rechtsbehelf im Vollstreckungsmitgliedstaat beantragt, so erfolgt die 

Durchführung der Entscheidung über den Rechtsbehelf nach dem Recht dieses 

Vollstreckungsmitgliedstaats.  

▌ 
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Artikel 37  

Rechtsmittel gegen Entscheidungen über den Rechtsbehelf 

Jede Partei kann ein Rechtsmittel gegen eine gemäß Artikel 33, 34 oder 35 erlassene 

Entscheidung einlegen. Ein solches Rechtsmittel wird unter Verwendung des Formblatts, das 

im Wege von gemäß dem Beratungsverfahren nach Artikel 52 Absatz 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten erstellt wurde, für das Rechtsmittel eingelegt. 

Artikel 38 

Sicherheitsleistung anstelle der vorläufigen Pfändung 

1. Auf Antrag des Schuldners  

a) kann das Gericht, das den Beschluss zur vorläufigen Pfändung erlassen hat, die 

Freigabe der vorläufig gepfändeten Gelder anordnen, wenn der Schuldner bei 

diesem Gericht eine Sicherheit in Höhe des in dem Beschluss angegebenen Betrags 

oder eine anderweitige Sicherheit in einer Form, die nach dem Recht des 

Mitgliedstaats, in dem das Gericht seinen Sitz hat, zulässig ist, und in einem Wert, 

der mindestens jenem Betrag entspricht, leistet; 

b) kann das zuständige Gericht oder, soweit dies im nationalen Recht vorgesehen ist, 

die zuständige Vollstreckungsbehörde des Vollstreckungsmitgliedstaats die 

Vollstreckung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung im 

Vollstreckungsmitgliedstaat beenden, wenn der Schuldner bei diesem Gericht oder 

dieser Behörde eine Sicherheit in Höhe des in diesem Mitgliedstaat vorläufig 

gepfändeten Betrags oder eine anderweitige Sicherheit in einer Form, die nach dem 

Recht des Mitgliedstaats, in dem das Gericht seinen Sitz hat, zulässig ist, und in 

einem Wert, der mindestens jenem Betrag entspricht, leistet. 
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2. Die Artikel 23 und 24 gelten entsprechend für die Freigabe der vorläufig gepfändeten 

Gelder. Die Leistung einer Sicherheit anstelle der vorläufigen Pfändung wird dem Gläubiger 

nach nationalem Recht zur Kenntnis gebracht.  

Artikel 39  

Rechte Dritter 

1. Das Recht eines Dritten, einen Beschluss zur vorläufigen Pfändung anzufechten, 

richtet sich nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats.  

2. Das Recht eines Dritten, die Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung anzufechten, richtet sich nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats.  

3. Unbeschadet sonstiger Zuständigkeitsvorschriften des Unionsrechts oder des 

nationalen Rechts sind für Entscheidungen über eine Klage eines Dritten  

(a) zur Anfechtung eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung die Gerichte des 

Ursprungsmitgliedstaats zuständig, und 

(b) zur Anfechtung der Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung im Vollstreckungsmitgliedstaat die Gerichte des 

Vollstreckungsmitgliedstaats oder, soweit dies im nationalen Recht dieses 

Mitgliedstaats vorgesehen ist, die zuständige Vollstreckungsbehörde zuständig. 

▌ 



 

298 

Kapitel 5  

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 40  

Legalisation oder ähnliche Förmlichkeiten 

Im Rahmen dieser Verordnung bedarf es weder der Legalisation noch einer ähnlichen 

Förmlichkeit. 

Artikel 41  

Rechtliche Vertretung 

In Verfahren, mit denen ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung erwirkt werden soll, ist eine 

Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder einen sonstigen Rechtsbeistand nicht verpflichtend. 

In Verfahren nach Kapitel 4 ist eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder einen 

sonstigen Rechtsbeistand nicht verpflichtend, es sei denn, eine solche Vertretung ist nach 

dem Recht des Mitgliedstaats des Gerichts oder der Behörde, bei dem bzw. der der 

Rechtsbehelf gestellt worden ist, ungeachtet der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes der 

Parteien vorgeschrieben.  

▌ 
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Artikel 42  

Gerichtsgebühren 

Die Gebühren in Verfahren, in denen ein Beschluss zur vorläufigen Pfändung erwirkt 

werden soll, oder in einem Rechtsbehelfsverfahren gegen einen Beschluss dürfen nicht höher 

sein als jene, die für einen gleichwertigen nationalen Beschluss oder einen Rechtsbehelf 

gegen einen solchen nationalen Beschluss in Rechnung gestellt werden. 

Artikel 43  

Den Banken entstehende Kosten 

1. Eine Bank darf sich die Kosten, die ihr bei der Ausführung eines Beschlusses zur 

vorläufigen Pfändung entstehen, vom Gläubiger oder vom Schuldner nur dann 

erstatten oder vergüten lassen, wenn sie nach dem Recht des 

Vollstreckungsmitgliedstaats im Zusammenhang mit gleichwertigen nationalen 

Beschlüssen Anspruch auf eine solche Vergütung oder Erstattung hat. 

2. Die Gebühren, die von einer Bank zur Deckung der Kosten nach Absatz 1 erhoben 

werden, sind unter Berücksichtigung der Komplexität der Ausführung des 

Beschlusses zur vorläufigen Pfändung festzulegen und dürfen nicht höher sein als 

die Gebühren, die für die Ausführung gleichwertiger nationaler Beschlüsse erhoben 

werden. 

3. Die Gebühren, die von einer Bank zur Deckung der Kosten für die Erteilung von 

Kontoinformationen nach Artikel 14 erhoben werden, dürfen die tatsächlich 

entstandenen Kosten und gegebenenfalls die Gebühren, die für die Erteilung von 

Kontoinformationen im Rahmen gleichwertiger nationaler Beschlüsse erhoben 

werden, nicht übersteigen. 
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Artikel 44  

Von den Behörden erhobene Gebühren 

Die Gebühren, die von einer Behörde oder sonstigen Stelle des Vollstreckungsmitgliedstaats, 

die an der Bearbeitung oder Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung oder 

an der Erteilung von Kontoinformationen nach Artikel 14 beteiligt ist, erhoben werden, 

werden anhand einer Gebührenskala oder eines sonstigen Regelwerks bestimmt, die bzw. das 

jeder Mitgliedstaat im Voraus festlegt und in der bzw. dem die geltenden Gebühren in 

transparenter Weise aufgeführt sind. Bei der Festlegung der Skala oder des Regelwerks 

können die Mitgliedstaaten die Höhe des in dem Beschluss angegebenen Betrags und die 

Komplexität der Bearbeitung des Beschlusses berücksichtigen. Die Gebühren dürfen die im 

Zusammenhang mit einem gleichwertigen nationalen Beschluss gegebenenfalls erhobenen 

Gebühren nicht übersteigen. 

Artikel 45  

Fristen 

Ist es aufgrund außergewöhnlicher Umstände dem Gericht ▌oder der beteiligten Behörde nicht 

möglich, die Fristen gemäß Artikel 14 Absatz 7, Artikel 18, Artikel 23 Absatz 2, Artikel 25 

Absatz 3 Unterabsatz 2, Artikel 28 Absätze 2, 3 und 6, Artikel 33 Absatz 3 und Artikel 36 

Absätze 4 und 5 einzuhalten, so ergreift das Gericht oder die Behörde so rasch wie möglich die 

nach jenen Vorschriften erforderlichen Maßnahmen. ▌ 
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Artikel 46  

Verhältnis zum nationalen Prozessrecht 

1. Sämtliche verfahrensrechtlichen Fragen, die in dieser Verordnung nicht ausdrücklich 

geregelt sind, richten sich nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Verfahren 

stattfindet. 

2. Die Wirkungen der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf einzelne 

Vollstreckungshandlungen, wie die Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen 

Pfändung, richten sich nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das 

Insolvenzverfahren eröffnet wurde. 

Artikel 47  

Datenschutz 

1. Personenbezogene Daten, die nach dieser Verordnung erhoben, verarbeitet oder 

übermittelt werden, müssen dem Zweck, zu dem sie erhoben, verarbeitet oder 

übermittelt wurden, entsprechen, müssen dafür erheblich sein und dürfen nicht 

darüber hinausgehen; sie werden ausschließlich für diesen Zweck verwendet.  

2. Die zuständige Behörde, die Auskunftsbehörde und jede sonstige Stelle, die für die 

Vollstreckung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung zuständig ist, bewahrt die 

Daten nach Absatz 1 nur so lange auf, wie dies für den Zweck, zu dem sie erhoben, 

verarbeitet oder übermittelt wurden, erforderlich ist, in jedem Fall aber höchstens 

sechs Monate ab Beendigung des Verfahrens, und gewährleistet während dieser Zeit 

einen angemessenen Schutz dieser Daten. Dieser Absatz gilt nicht für die Daten, die 

von Gerichten bei der Ausübung ihrer Aufgaben verarbeitet und gespeichert 

werden. 
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Artikel 48  

Verhältnis zu anderen Rechtsakten 

Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung 

▌ 

▌ 

▌ 

(a) der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates1, 

außer in den Fällen nach Artikel 10 Absatz 2, Artikel 14 Absätze 3 und 6, Artikel 17 

Absatz 5, Artikel 23 Absätze 3 und 6, Artikel 25 Absätze 2 und 3, Artikel 28 Absätze 

1, 3, 5 und 6, Artikel 29, Artikel 33 Absatz 3, Artikel 36 Absätze 2 und 4 und Artikel 

49 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung;  

(b) der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012; 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 

2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder 
Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates (ABl. L 324 vom 10.12.2007, S. 79). 
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(c) der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000; 

(d) der Richtlinie 95/46/EG, außer in den Fällen nach Artikel 14 Absatz 8 und 

Artikel 47 der vorliegenden Verordnung; 

(e) der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates1; 

(f) der Verordnung (EG) Nr. 864/2007, außer in den Fällen nach Artikel 13 Absatz 4 

der vorliegenden Verordnung. 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die Zusammenarbeit zwischen 

den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder 
Handelssachen (ABl. L 174 vom 27.06.2001, S.1). 
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Artikel 49  

Sprachenregelung 

▌ 

1. Den in Artikel 28 Absatz 5 Buchstaben a und b aufgeführten und dem Schuldner 

zuzustellenden Schriftstücken, die nicht in der Amtssprache des Mitgliedstaats, in 

dem der Schuldner seinen Wohnsitz hat, oder, sofern es mehrere Amtssprachen in 

diesem Mitgliedstaat gibt, der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Ortes, 

an dem der Schuldner seinen Wohnsitz hat, oder in einer anderen Sprache, die er 

versteht, abgefasst sind, ist eine Übersetzung oder Transliteration in eine dieser 

Sprachen beizufügen. In Artikel 28 Absatz 5 Buchstabe c aufgeführte Schriftstücke 

werden nicht übersetzt, sofern nicht das Gericht ausnahmsweise beschließt, dass 

bestimmte Schriftstücke übersetzt oder transliteriert werden müssen, damit der 

Schuldner seine Rechte geltend machen kann. 

2. Schriftstücke, die gemäß dieser Verordnung an ein Gericht oder eine zuständige 

Behörde gerichtet werden, können auch in einer anderen Amtssprache ▌der Organe 

der Union angefertigt werden, wenn der betreffende Mitgliedstaat erklärt hat, dass er 

diese Sprache akzeptieren kann.  

3. Eine Übersetzung nach Maßgabe dieser Verordnung ist von einem in einem 

Mitgliedstaat hierzu befugten Übersetzer anzufertigen. 
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Artikel 50  

Von den Mitgliedstaaten bereitzustellende Informationen 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis ...* Folgendes mit: 

a) die benannten Gerichte, die befugt sind, einen Beschluss zur vorläufigen 

Pfändung zu erlassen (Artikel 6 Absatz 4);  

b) die benannte Behörde, die befugt ist, Kontoinformationen einzuholen 

(Artikel 17);  

c) die ▌nach ihrem nationalen Recht zur Verfügung stehenden Methoden zur 

Einholung von Kontoinformationen (Artikel 14 Absatz 5); 

d) die Gerichte, bei denen ein Rechtsbehelf eingelegt werden kann (Artikel 21);  

e) die benannte Behörde oder Behörden, die befugt ist bzw. sind, den Beschluss 

zur vorläufigen Pfändung und sonstige Schriftstücke nach dieser Verordnung 

entgegenzunehmen, zu übermitteln und zuzustellen (Artikel 4 Nummer 14); 

                                                 
* ABL.: Bitte Datum einfügen:  24 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung. 
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f) die für die Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung gemäß 

Kapitel 3 zuständige Behörde; 

g) ihre nationalen Regelungen in Bezug auf die Möglichkeiten der vorläufigen 

Pfändung von Gemeinschafts- oder Treuhandkonten ▌(Artikel 30);  

h) die nationalen Vorschriften in Bezug auf von der Pfändung freigestellte Beträge 

▌(Artikel 31);  

i) ob nach ihrem nationalem Recht die Banken Gebühren für die Ausführung 

gleichwertiger nationaler Beschlüsse oder die Erteilung von 

Kontoinformationen erheben dürfen und, wenn dies der Fall ist, welche Partei 

diese Gebühren vorläufig und endgültig zu entrichten hat (Artikel 43); 

▌ 
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j) die Gebührenskala oder das sonstige Regelwerk, in der bzw. dem die geltenden 

Gebühren aufgeführt sind, die von einer an der Bearbeitung oder 

Vollstreckung eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung beteiligten Behörde 

oder sonstigen Stelle erhoben werden (Artikel 44);  

k) ob gleichwertigen nationalen Beschlüssen nach nationalem Recht ein 

bestimmter Rang eingeräumt wird ▌(Artikel 32); 

l) die Gerichte oder gegebenenfalls die Vollstreckungsbehörde, die für einen 

Rechtsbehelf zuständig sind bzw. ist (Artikel 33 Absatz 1, Artikel 34 Absatz 1 

oder 2); 

m) die Gerichte, bei denen das Rechtsmittel einzulegen ist, die Frist, innerhalb 

derer dieses Rechtsmittels nach nationalem Recht einzulegen ist, sofern eine 

solche vorgesehen ist, und das Ereignis, mit dem diese Frist zu laufen beginnt 

(Artikel 37);  

n) eine Angabe der Gerichtsgebühren ▌(Artikel 42) und 

o) die Sprachen, die für die Übersetzung der Schriftstücke zugelassen sind 

▌(Artikel 49 Absatz 2).  

▌ 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über spätere Änderungen dieser 

Angaben. 
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2. Die ▌Angaben werden von der Kommission in geeigneter Weise veröffentlicht, 

insbesondere über das ▌Europäische Justizielle Netz für Zivil- und Handelssachen. 

▌ 

Artikel 51  

Erstellung und spätere Änderung der Formblätter 

Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Erstellung und späteren Änderung der 

Formblätter nach Artikel 8 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 1, Artikel 25 

Absatz 1, Artikel 27 Absatz 2, Artikel 29 Absatz 2, Artikel 36 Absatz 1, Artikel 36 Absatz 5 

Unterabsätze 2 und 3 und Artikel 37. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in 

Artikel 52 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 

▌ 
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Artikel 52  

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein 

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011. 

Artikel 53  

Überwachung und Überprüfung 

1. Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäi-

schen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis zum …* einen Bericht über die 

Anwendung dieser Verordnung, der auch eine Bewertung der Frage umfasst,  

(a) ob Finanzinstrumente in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 

aufgenommen werden sollten und  

(b) ob Beträge, die nach Ausführung des Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

dem Konto des Schuldners gutgeschrieben wurden, aufgrund des Beschlusses 

vorläufig pfändbar gemacht werden könnten.  

Dem Bericht wird gegebenenfalls ein Vorschlag zur Änderung dieser Verordnung 

und eine Folgenabschätzung der einzuführenden Änderungen beigefügt.  

▌ 

                                                 
* ABl. bitte Datum einfügen: 90 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung. 
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2. Für die Zwecke des Absatzes 1 erheben die Mitgliedstaaten folgende Informationen 

und übermitteln sie der Kommission auf Anfrage:  

(a) die Zahl der Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Pfändung 

und die Zahl der erlassenen Beschlüsse ▌;  

(b) die Zahl der Anträge auf Einlegung eines Rechtsbehelfs gemäß den Artikeln 33 

und 34 und, wenn möglich, die Zahl der Fälle, in denen dem Rechtsbehelf 

stattgegeben wurde, und 

(c) die Zahl der Anträge auf Einlegung eines Rechtsmittels gemäß Artikel 37 und, 

sofern möglich, die Zahl der Fälle, in denen das Rechtsmittel erfolgreich war. 
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Kapitel 6  

Schlussbestimmungen 

Artikel 54  

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem ...*, mit Ausnahme des Artikels 50, der ab dem ...** gilt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen 

unmittelbar in den Mitgliedstaaten.  

Geschehen zu 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 

▌ 

 

 

                                                 
* ABl bitte Datum einfügen: 30 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung. 
** ABl bitte Datum einfügen: 24 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung. 
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P7_TA-PROV(2014)0368 

Offenlegung nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen 
durch bestimmte große Gesellschaften und Konzerne ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates im Hinblick auf die Offenlegung 
nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große 
Gesellschaften und Konzerne (COM(2013)0207 – C7-0103/2013 – 2013/0110(COD)) 
 
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0207), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 50 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C7-0103/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

– in Kenntnis der vom estnischen Parlament im Rahmen des Protokolls Nr. 2 über die 
Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit vorgelegten 
begründeten Stellungnahme, in der geltend gemacht wird, dass der Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
vom 11. Juli 20131, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 26. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses sowie der Stellungnahmen des 
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, des Entwicklungsausschusses, des 
Ausschusses für Wirtschaft und Währung, des Ausschusses für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses 
für Binnenmarkt und Verbraucherschutz und des Ausschusses für die Rechte der Frau und 
die Gleichstellung der Geschlechter (A7-0006/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
                                                 
1  ABl. L 327 vom 12.11.2013, S. 47. 
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entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3.  beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 
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P7_TC1-COD(2013)0110 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. April 2014 
im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2014/.../EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung 
nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große 
Unternehmen und Gruppen∗ 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 50 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

                                                 
∗  DER TEXT WURDE NOCH NICHT VON DEN RECHTS- UND 

SPRACHSACHVERSTÄNDIGEN ÜBERARBEITET. 
1  ABl. C 327 vom 12.11.2013, S. 47. 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014. 
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(1) In ihrer Mitteilung an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen vom 13. April 2011 

mit dem Titel „Binnenmarktakte – Zwölf Hebel zur Förderung von Wachstum und 

Vertrauen – Gemeinsam für neues Wachstum“ stellt die Kommission fest, dass die 

Transparenz der Sozial- und Umweltberichterstattung der Unternehmen aller Branchen 

in allen Mitgliedstaaten auf ein vergleichbar hohes Niveau gehoben werden muss. 

Dies steht in vollkommenem Einklang mit der Möglichkeit der Mitgliedstaaten, 

gegebenenfalls weitere Verbesserungen der Transparenz nichtfinanzieller 

Informationen von Unternehmen vorzuschreiben, was naturgemäß ein 

kontinuierliches Bestreben ist. 

(2) Die Notwendigkeit, die Offenlegung sozialer und umweltbezogener Informationen 

durch Unternehmen durch Vorlage eines Gesetzesvorschlags in diesem Bereich zu 

verbessern, wurde in der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, 

den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen vom 25. Oktober 2011 mit dem Titel „Eine neue EU-Strategie (2011-14) für 

die soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR)“ bekräftigt. 
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(3) Das Europäische Parlament hat in seinen Entschließungen vom 6. Februar 2013 „zur 

sozialen Verantwortung der Unternehmen: Rechenschaftspflichtiges, transparentes und 

verantwortungsvolles Geschäftsgebaren und nachhaltiges Wachstum“ bzw. „zur 

sozialen Verantwortung der Unternehmen: Förderung der Interessen der Gesellschaft 

und ein Weg zu einem nachhaltigen und integrativen Wiederaufschwung“ anerkannt, 

dass der Offenlegung von Informationen zur Nachhaltigkeit, wie sozialen und 

umweltbezogenen Faktoren, durch die Unternehmen eine große Bedeutung zukommt, 

um Gefahren für die Nachhaltigkeit aufzuzeigen und das Vertrauen von Investoren und 

Verbrauchern zu stärken ▌. Die Berichterstattung über nichtfinanzielle 

Informationen ist nämlich ein unverzichtbares Element der Bewältigung des 

Übergangs zu einer nachhaltigen globalen Wirtschaft, indem langfristige 

Rentabilität mit sozialer Gerechtigkeit und Umweltschutz verbunden wird. In diesem 

Zusammenhang hilft die Berichterstattung über nichtfinanzielle Informationen 

dabei, die Leistung von Unternehmen und ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft 

zu messen, zu überwachen und zu steuern. Daher hat das Europäische Parlament 

die Kommission aufgefordert, einen Gesetzgebungsvorschlag für die Offenlegung 

nichtfinanzieller Informationen durch Unternehmen vorzulegen, der ein hohes Maß an 

Handlungsflexibilität zulässt, um den vielschichtigen Aspekten der sozialen 

Verantwortung von Unternehmen (Corporate Social Responsibility – CSR) sowie 

den vielfältigen, von den Betrieben umgesetzten CSR-Strategien Rechnung zu 

tragen, die mit einem ausreichenden Grad an Vergleichbarkeit einhergehen, um den 

Anforderungen von Investoren und anderen Interessenträgern gerecht zu werden 

sowie der Notwendigkeit zu entsprechen, den Verbrauchern Informationen über die 

Auswirkungen von Unternehmen auf die Gesellschaft problemlos zugänglich zu 

machen. 
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(4) Die Koordinierung der nationalen Bestimmungen für die Offenlegung nichtfinanzieller 

Informationen in Bezug auf bestimmte große Unternehmen ist für die Interessen der 

Unternehmen, Aktionäre und anderen Interessenträger gleichermaßen wichtig. Eine 

Koordinierung in diesen Bereichen ist erforderlich, da die meisten dieser Unternehmen 

in mehr als einem Mitgliedstaat tätig sind. 

(5) Außerdem ist es notwendig, eine gewisse rechtliche Mindestanforderung in Bezug auf 

den Umfang der Informationen festzulegen, die der Öffentlichkeit und den Behörden 

unionsweit von Unternehmen zur Verfügung gestellt werden müssen. Die 

Unternehmen, die dieser Richtlinie unterliegen, sollten ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Gesamtbild ihrer Strategien, Ergebnisse und Risiken 

vermitteln. 
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(6) Um die Konsistenz und Vergleichbarkeit der offengelegten nichtfinanziellen 

Informationen unionsweit zu erhöhen, sollten bestimmte große Unternehmen eine 

nichtfinanzielle Erklärung abgeben, die mindestens Angaben zu Umwelt-, Sozial- und 

Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der Menschenrechte und zur Bekämpfung von 

Korruption und Bestechung enthält. Diese Erklärung sollte eine Beschreibung der 

Strategien, Ergebnisse und Risiken in Bezug auf diese Belange umfassen und in den 

Lagebericht des Unternehmens aufgenommen werden. Die nichtfinanzielle 

Erklärung sollte auch Angaben zu den Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht 

umfassen, die vom Unternehmen durchgeführt werden, auch, falls dies relevant und 

verhältnismäßig ist, in Bezug auf seine Lieferkette und die Kette von 

Unterauftragnehmern,  um bestehende und potenzielle negative Auswirkungen 

auszumachen, zu verhindern und abzuschwächen. Es sollte den Mitgliedstaaten 

möglich sein, die dieser Richtlinie unterliegenden Unternehmen von der Pflicht, 

eine nichtfinanzielle Erklärung abzugeben, auszunehmen, wenn von dem 

Unternehmen ein gesonderter Bericht in Bezug auf dasselbe Geschäftsjahr, der den 

gleichen Inhalt hat, vorgelegt wird. 
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(7) Wenn Unternehmen verpflichtet sind, eine nichtfinanzielle Erklärung abzugeben, 

sollte die Erklärung in Bezug auf Umweltbelange Einzelheiten der aktuellen und 

vorhersehbaren Auswirkungen der Geschäftstätigkeit des Unternehmens auf die 

Umwelt und gegebenenfalls die Gesundheit und die Sicherheit sowie zu der Nutzung 

erneuerbarer und/oder nicht erneuerbarer Energien, zu Treibhausgasemissionen, 

zum Wasserverbrauch und zur Luftverschmutzung enthalten. In Bezug auf soziale 

Belange und Arbeitnehmerbelange kann die Erklärung Angaben zu den 

Maßnahmen, die ergriffen wurden, um die Geschlechtergleichstellung zu 

gewährleisten, zu der Umsetzung der grundlegenden Übereinkommen der 

Internationalen Arbeitsorganisation , zu den Arbeitsbedingungen, zu dem sozialen 

Dialog, zu der Achtung des Rechts der Arbeitnehmer, informiert und konsultiert zu 

werden, zu der Achtung der gewerkschaftlichen Rechte, zu dem Gesundheitsschutz 

und der Sicherheit am Arbeitsplatz, zu dem Dialog mit lokalen Gemeinschaften 

sowie zu den zur Sicherstellung des Schutzes und der Entwicklung dieser 

Gemeinschaften ergriffenen Maßnahmen enthalten. In Bezug auf die 

Menschenrechte sowie die Bekämpfung von Korruption und Bestechung könnte die 

nichtfinanzielle Erklärung Angaben zu der Verhinderung von 

Menschenrechtsverletzungen und/oder zu Instrumenten zur Bekämpfung von 

Korruption und Bestechung enthalten. 
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(8) Die dieser Richtlinie unterliegenden Unternehmen sollten angemessene 

Informationen zu Belangen bereitstellen, die das Eintreten von wesentlichen Risiken 

mit schwerwiegenden Auswirkungen verursachen können, gemeinsam mit Risiken, 

die bereits eingetreten sind. Die Schwere solcher Auswirkungen sollte nach ihrem 

Ausmaß und Ernst beurteilt werden. Die Risiken nachteiliger Auswirkungen können 

aus eigenen Tätigkeiten des Unternehmens herrühren oder mit seiner 

Geschäftstätigkeit und, falls dies relevant und verhältnismäßig ist, seinen 

Erzeugnissen, Dienstleistungen und Geschäftsbeziehungen, einschließlich seiner 

Lieferkette und seiner Kette von Unterauftragnehmern, verknüpft sein. Dies sollte 

nicht zu übermäßigem Verwaltungsaufwand für kleine und mittlere Unternehmen 

führen. 

(9) Bei der Bereitstellung dieser Informationen können sich die großen Unternehmen, die 

dieser Richtlinie unterliegen, auf nationale Rahmenwerke, unionsbasierte 

Rahmenwerke wie das Umweltmanagement- und -betriebsprüfungssystem (EMAS) 

und auf internationale Rahmenwerke wie den Global Compact der Vereinten Nationen 

(VN), die Leitprinzipien für Unternehmen und Menschenrechte: Umsetzung des 

Rahmenprogramms „Protect, Respect and Remedy“ der Vereinten Nationen, die 

Leitlinien der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) für multinationale Unternehmen, die Norm der Internationalen Organisation 

für Normung ISO 26000, die Trilaterale Grundsatzerklärung der Internationalen 

Arbeitsorganisation zu multinationalen Unternehmen und zur Sozialpolitik, die Global 

Reporting Initiative und auf andere anerkannte internationale Rahmenwerke 

stützen. 
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(10) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass es sachgerechte und wirksame 

Mechanismen gibt, mit denen die Offenlegung nichtfinanzieller Informationen 

durch Unternehmen im Einklang mit dieser Richtlinie gewährleistet wird. Zu diesem 

Zweck sollten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass wirksame nationale Verfahren 

eingerichtet sind, mit denen die Erfüllung der Pflichten nach dieser Richtlinie 

gewährleistet wird, und dass diese Verfahren allen natürlichen und juristischen 

Personen offen stehen, die gemäß nationalem Recht ein legitimes Interesse daran 

haben, dass sichergestellt ist, dass die Bestimmungen dieser Richtlinie eingehalten 

werden. 

(11) Im Abschlussdokument der Rio+20-Konferenz der Vereinten Nationen „Die Zukunft, 

die wir wollen“ wird die Bedeutung der Berichterstattung über unternehmerische 

Nachhaltigkeit anerkannt und den Unternehmen nahegelegt, die Aufnahme von 

Nachhaltigkeitsinformationen in ihren Berichtszyklus zu erwägen. Außerdem werden 

die Industrie, die interessierten Regierungen und die maßgeblichen Interessenträger 

ermutigt, gegebenenfalls mit Unterstützung des Systems der Vereinten Nationen 

Modelle für bewährte Praktiken zu entwickeln und die Einbeziehung finanzieller und 

nichtfinanzieller Informationen unter Berücksichtigung der aus den bereits 

bestehenden Rahmenwerken gewonnenen Erfahrungen zu erleichtern. 



 

322 

(12) Der Investorenzugang zu nichtfinanziellen Informationen ist ein Schritt auf dem Weg 

zur Erreichung des im Rahmen des Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa 

festgelegten Etappenziels, wonach bis 2020 Marktanreize und politische Anreize 

eingeführt sein sollen, die Investitionen von Unternehmen in Effizienz belohnen. 

(13) Auf seiner Tagung vom 24. und 25. März 2011 forderte der Europäische Rat in seinen 

Schlussfolgerungen eine Verringerung der Belastung durch Vorschriften, insbesondere 

für kleine und mittlere Unternehmen (KMU), auf europäischer und nationaler Ebene 

und Maßnahmen zur Steigerung der Produktivität, und die Strategie Europa 2020 für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum zielt darauf ab, die 

unternehmerischen Rahmenbedingungen für KMU zu verbessern und ihre 

Internationalisierung zu fördern. Daher sollten die Offenlegungspflichten im Rahmen 

der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1 gemäß dem 

Grundsatz „Vorfahrt für KMU“ nur für bestimmte große Unternehmen  und Gruppen 

gelten. 

                                                 
1  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 

Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von 
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG des Rates Text von Bedeutung für den EWR (ABl. L 182 vom 29.06.2013, S. 19) 
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(14) Der Geltungsbereich dieser nichtfinanziellen Offenlegungspflichten sollte unter 

Bezugnahme auf die durchschnittliche Beschäftigtenzahl, die Bilanzsumme und den 

Nettoumsatz definiert werden. KMU sollten von zusätzlichen Anforderungen befreit 

werden, und die Pflicht zur Veröffentlichung einer nichtfinanziellen Erklärung ▌ sollte 

nur für große Unternehmen, die Unternehmen von öffentlichem Interesse sind, und 

Unternehmen von öffentlichem Interesse, die Mutterunternehmen einer großen 

Gruppe sind, gelten, wobei in beiden Fällen Bedingung ist, dass sie  durchschnittlich 

mehr als 500 Mitarbeiter beschäftigen, wobei dies im Fall von Gruppen auf einer 

konsolidierten Basis berechnet wird ▌. Dies sollte die Mitgliedstaaten nicht daran 

hindern, die Offenlegung nichtfinanzieller Informationen von anderen 

Unternehmen und Gruppen als Großunternehmen von öffentlichem Interesse oder 

Unternehmen von öffentlichem Interesse, die Mutterunternehmen einer großen 

Gruppe sind, zu verlangen. 

▌ 

(15) Viele unter die Richtlinie 2013/34/EU fallende Unternehmen gehören einer 

Unternehmensgruppe an. Konsolidierte Lageberichte sollten erstellt werden, damit die 

Informationen über solche Unternehmensgruppen Mitgliedern und Dritten zur 

Kenntnis gebracht werden können. Um die Ziele der Vergleichbarkeit und Konsistenz 

der von Unternehmen in der Union zu veröffentlichenden Informationen zu erreichen, 

sollten die nationalen Rechtsvorschriften über den konsolidierten Lagebericht daher 

aufeinander abgestimmt werden. 



 

324 

(16) Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sollten nur überprüfen, ob die 

nichtfinanzielle Erklärung oder der gesonderte Bericht vorgelegt wurde. Außerdem 

sollte es den Mitgliedstaaten möglich sein vorzuschreiben, dass die in der 

nichtfinanziellen Erklärung oder dem gesonderten Bericht enthaltenen 

Informationen von einem unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen 

überprüft werden.  

(17) Um die Offenlegung nichtfinanzieller Informationen durch Unternehmen in der 

Union zu erleichtern, sollte die Kommission unverbindliche Leitlinien verfassen, 

einschließlich der wichtigsten allgemeinen und sektorspezifischen nichtfinanziellen 

Leistungsindikatoren. Die Kommission sollte derzeitige bewährte Verfahren, 

internationale Entwicklungen und die Ergebnisse entsprechender Initiativen der 

Union berücksichtigen. Die Kommission sollte geeignete Konsultationen, auch mit 

maßgeblichen Interessenträgern, durchführen. Wenn es um Umweltaspekte geht, 

sollte die Kommission zumindest Landnutzung, Wassernutzung, 

Treibhausgasemissionen und Werkstoffeinsatz behandeln. 
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(18) Vielfalt bei den Kompetenzen und Auffassungen der Mitglieder der Verwaltungs-, 

Leitungs- und Aufsichtsorgane von Unternehmen erleichtert ein gutes Verständnis der 

organisatorischen und geschäftlichen Angelegenheiten des betreffenden 

Unternehmens. Sie versetzt die Mitglieder dieser Organe in die Lage, Entscheidungen 

der Geschäftsleitung konstruktiv zu hinterfragen und für innovative Ideen 

aufgeschlossener zu sein, da sie gleichgerichtetem Denken der Mitglieder, dem so 

genannten „Gruppendenken“, entgegenwirkt. Sie trägt so zu einer wirksamen 

Kontrolle der Geschäftsleitung und einer erfolgreichen Führung des Unternehmens 

bei. Aus diesem Grund ist es wichtig, die Transparenz hinsichtlich der ▌ verfolgten 

Diversitätsstrategie zu erhöhen. Dadurch würde der Markt über die 

Unternehmensführungspraktiken informiert und indirekt Druck auf die Unternehmen 

ausgeübt, die Vielfalt in den entsprechenden Organen zu erhöhen. 

(19) Die Pflicht zur Offenlegung der Diversitätsstrategien im Zusammenhang mit den 

Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen in Bezug auf Aspekte wie 

beispielsweise Alter, Geschlecht, ▌ Bildungs- und Berufshintergrund sollte nur für 

bestimmte große Unternehmen gelten. ▌ Die Offenlegung der Diversitätsstrategie 

sollte Bestandteil der Erklärung zur Unternehmensführung gemäß Artikel 20 der 

Richtlinie 2013/34/EU sein. Wird keine Diversitätsstrategie verfolgt, sollte es keine 

Verpflichtung zu deren Einführung geben, die Erklärung zur Unternehmensführung 

sollte aber eine klare Erläuterung enthalten, warum dies der Fall ist. 
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(20) Initiativen auf Unionsebene, einschließlich einer nach Ländern untergliederten 

Rechnungslegung für verschiedene Sektoren, sowie die Erwähnung einer nach 

Ländern untergliederten Rechnungslegung großer Unternehmen und Gruppen in 

den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 22. Mai 2013 und 

20. Dezember 2013 sowie ähnliche Bestimmungen in der Richtlinie 2013/36/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates1 und internationale Bemühungen zur 

Verbesserung der Transparenz bei der Finanzberichterstattung wurden zur Kenntnis 

genommen. Im Rahmen der G8 und der G20 wurde die OECD darum ersucht, ein 

standardisiertes Berichtsformular für multinationale Unternehmen zu erstellen, mit 

dem sie den Steuerbehörden melden, wo in der Welt sie ihre Gewinne erzielen und 

Steuern bezahlen. Solche Entwicklungen ergänzen die in dieser Richtlinie 

enthaltenen Vorschläge als geeignete Maßnahmen für ihre jeweiligen Zwecke. 

                                                 
1  Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 

den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 
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(21) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Relevanz, Konsistenz und Vergleichbarkeit 

der von bestimmten großen Unternehmen und Gruppen in der gesamten Union 

offengelegten Informationen zu erhöhen, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seiner Wirkung auf Unionsebene 

besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 

Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht 

diese Richtlinie nicht über das für die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maß 

hinaus. 

(22) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und den Grundsätzen, die 

insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt 

wurden, und achtet namentlich die unternehmerische Freiheit, das Recht auf 

Privatsphäre und den Schutz personenbezogener Daten. Diese Richtlinie muss im 

Einklang mit diesen Rechten und Grundsätzen umgesetzt werden. 

(23) Die Richtlinie 2013/34/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Änderung der Richtlinie 2013/34/EU 

Die Richtlinie 2013/34/EU wird wie folgt geändert: 

1. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 19a 

Nichtfinanzielle Erklärung 

1. Große Unternehmen, die Unternehmen von öffentlichem Interesse sind und 

am Bilanzstichtag das Kriterium erfüllen, im Durchschnitt des Geschäftsjahres 

mehr als 500 Mitarbeiter zu beschäftigen, nehmen in den Lagebericht eine 

nichtfinanzielle Erklärung auf, die diejenigen Angaben enthält, die für das 

Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage des 

Unternehmens und der Auswirkungen seiner Tätigkeit erforderlich sind und 

sich mindestens auf Umwelt-, Sozial-, und Arbeitnehmerbelange, auf die 

Achtung der Menschenrechte und auf die Bekämpfung von Korruption und 

Bestechung beziehen, einschließlich 
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a) einer kurzen Beschreibung des Geschäftsmodells des Unternehmens; 

b) einer Beschreibung der von dem Unternehmen in Bezug auf diese Belange 

verfolgten Strategie, einschließlich der zur Wahrung der Sorgfaltspflicht 

durchgeführten Verfahren; 

c) der Ergebnisse dieser Strategien; 

d) der wesentlichen Risiken im Zusammenhang mit diesen Belangen, die mit 

der Geschäftstätigkeit des Unternehmens − einschließlich, wenn dies 

relevant und verhältnismäßig ist, seiner Geschäftsbeziehungen, seiner 

Erzeugnisse oder seiner Dienstleistungen − verknüpft sind und negative 

Auswirkungen auf diese Bereiche haben können, sowie des 

Managements dieser Risiken durch das Unternehmen; 

e) der wichtigsten ▌ nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für die 

betreffende Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind. 

Verfolgt das Unternehmen in Bezug auf einen oder mehrere dieser Belange keine 

Strategie, enthält die nichtfinanzielle Erklärung eine klare und ausführliche 

Begründung, warum dies der Fall ist. 
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Die in Unterabsatz 1 genannte nichtfinanzielle Erklärung enthält – wenn angebracht 

– auch Hinweise auf im Jahresabschluss ausgewiesene Beträge und zusätzliche 

Erläuterungen dazu. 

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige 

Entwicklungen oder Belange, über die Verhandlungen geführt werden, in 

Ausnahmefällen nicht aufgenommen werden, wenn nach der ordnungsgemäß 

begründeten Einschätzung der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und 

Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen durch einzelstaatliche 

Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten handeln und gemeinsam für diese 

Einschätzung zuständig sind, eine solche Offenlegung der Geschäftslage des 

Unternehmens ernsthaft schaden würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes und ausgewogenes Verständnis des 

Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses, der Lage des Unternehmens und der 

Auswirkungen seiner Tätigkeit nicht verhindert. 
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Beim Erlass der Vorschriften zur Offenlegung der Informationen gemäß Unterabsatz 1 

sehen die Mitgliedstaaten vor, dass sich die Unternehmen auf nationale, 

unionsbasierte oder internationale Rahmenwerke stützen können und in diesem Fall 

angeben, auf welche Rahmenwerke sie sich gestützt haben. 

▌ 

2. Wenn Unternehmen die Pflicht nach Absatz 1 erfüllen, wird davon 

ausgegangen, dass sie die Pflicht im Zusammenhang mit der Analyse 

nichtfinanzieller Informationen nach Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 3 erfüllt 

haben. 

3. Ein Unternehmen, das ein Tochterunternehmen ist, wird von der in Absatz 1 

festgelegten Pflicht befreit, wenn das Unternehmen und seine 

Tochterunternehmen in den konsolidierten Lagebericht oder gesonderten 

Bericht eines anderen Unternehmens einbezogen werden und dieser 

konsolidierte Lagebericht oder gesonderte Bericht gemäß Artikel 29 und diesem 

Artikel erstellt wird. 
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▌ 

4. Erstellt ein Unternehmen für dasselbe Geschäftsjahr einen gesonderten Bericht, 

können die Mitgliedstaaten unabhängig davon, ob der Bericht sich auf 

nationale, unionsbasierte oder internationale Rahmenwerke stützt und davon, ob 

der Bericht die in Absatz 1 vorgeschriebenen Informationen der 

nichtfinanziellen Erklärung umfasst, dieses Unternehmen von der gemäß 

Absatz 1 festgelegten Pflicht zur Abgabe der nichtfinanziellen Erklärung 

befreien, sofern dieser gesonderte Bericht 

a) zusammen mit dem Lagebericht gemäß Artikel 30 veröffentlicht wird 

oder 

b) innerhalb einer angemessenen Frist, die höchstens sechs Monaten nach 

dem Bilanzstichtag beträgt, auf der Website des Unternehmens, die im 

Lagebericht angegeben wird, öffentlich zugänglich gemacht wird. 
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5. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Abschlussprüfer oder die 

Prüfungsgesellschaft überprüft, ob die nichtfinanzielle Erklärung gemäß 

Absatz 1 oder der gesonderte Bericht gemäß Absatz 4 vorgelegt wurde. 

6. Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die in der nichtfinanziellen 

Erklärung gemäß Absatz 1 oder dem gesonderten Bericht gemäß Absatz 4 

enthaltenen Informationen von einem unabhängigen Erbringer von 

Bestätigungsleistungen überprüft werden. 

7. Die Mitgliedstaaten können kleine und mittlere Unternehmen von der Pflicht 

gemäß Absatz 1 befreien, soweit sie nichtfinanzielle Informationen betrifft.“ 
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2. Artikel 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe ▌ angefügt: 

„g) eine Beschreibung der Diversitätsstrategie, die im Zusammenhang mit der 

Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane des Unternehmens in Bezug 

auf Aspekte wie beispielsweise Alter, Geschlecht, ▌ Bildungs- und 

Berufshintergrund verfolgt wird, der Ziele dieser Diversitätsstrategie sowie 

der Art und Weise der Umsetzung dieser Strategie und der Ergebnisse 

dieser Umsetzung im Berichtszeitraum. Wird eine derartige Strategie nicht 

verfolgt, wird in der Erklärung erläutert, warum dies der Fall ist.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft gibt gemäß Artikel 34 

Absatz 1 Unterabsatz 2 ein Urteil hinsichtlich der nach Absatz 1 

Buchstaben c und d geforderten Angaben ab und überprüft, ob die in 

Absatz 1 Buchstaben a, b, e, f und g genannten Angaben gemacht 

wurden.“ 
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c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4.  Die Mitgliedstaaten können Unternehmen nach Absatz 1, die 

ausschließlich andere Wertpapiere als zum Handel an einem geregelten 

Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 

2004/39/EG zugelassene Aktien emittiert haben, von der Anwendung des 

Absatzes 1 Buchstaben a, b, e, f und g dieses Artikels ausnehmen, es sei 

denn, dass diese Unternehmen Aktien emittiert haben, die über ein 

multilaterales Handelssystem im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 

Nummer 15 der Richtlinie 2004/39/EG gehandelt werden.“ 

d) Folgender Absatz ▌ wird angefügt: 

„5. Ungeachtet des Artikels 40 gilt Absatz 1 Buchstabe g nicht für kleine und 

mittlere Unternehmen.“  



 

336 

3. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 29a 

Konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung 

1. Unternehmen von öffentlichem Interesse, die Mutterunternehmen eines großen 

Gruppe sind und am Bilanzstichtag das Kriterium erfüllen, im Durchschnitt 

des Geschäftsjahres mehr als 500 Mitarbeiter zu beschäftigen, nehmen in den 

konsolidierten Lagebericht eine konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung auf, 

die diejenigen Angaben enthält, die für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, 

des Geschäftsergebnisses und der Lage der Gruppe und der Auswirkungen 

ihrer Tätigkeit erforderlich sind und sich mindestens auf Umwelt-, Sozial-, und 

Arbeitnehmerbelange, auf die Achtung der Menschenrechte und auf die 

Bekämpfung von Korruption und Bestechung beziehen, einschließlich 
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a)  einer kurzen Beschreibung des Geschäftsmodells der Gruppe; 

b) einer Beschreibung der von der Gruppe in Bezug auf diese Belange verfolgten 

Strategie, einschließlich der zur Wahrung der Sorgfaltspflicht durchgeführten 

Verfahren; 

c) der Ergebnisse dieser Strategien; 

d) der wesentlichen Risiken im Zusammenhang mit diesen Belangen, die mit der 

Geschäftstätigkeit der Gruppe − einschließlich, wenn dies relevant und 

verhältnismäßig ist, ihrer Geschäftsbeziehungen, ihrerr Erzeugnisse oder ihrer 

Dienstleistungen − verknüpft sind und negative Auswirkungen auf diese 

Bereiche haben können, sowie des Managements dieser Risiken durch die 

Gruppe; 

e) der wichtigsten ▌ nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für die betreffende 

Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind. 

Verfolgt die Gruppe in Bezug auf einen oder mehrere dieser Belange keine Politik, 

enthält die konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung eine klare und ausführliche 

Begründung, warum dies der Fall ist.  
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Die in Unterabsatz 1 genannte konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung enthält – 

wenn angebracht – auch Hinweise auf im konsolidierten Abschluss ausgewiesene 

Beträge und zusätzliche Erläuterungen dazu. 

 Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige 

Entwicklungen oder Belange, über die Verhandlungen geführt werden, in 

Ausnahmefällen nicht aufgenommen werden, wenn nach der ordnungsgemäß 

begründeten Einschätzung der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und 

Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen durch einzelstaatliche 

Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten handeln und die gemeinsam für 

diese Einschätzung zuständig sind, eine solche Offenlegung der Geschäftslage der 

Gruppe ernsthaft schaden würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes und ausgewogenes Verständnis des 

Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses, der Lage der Gruppe und der 

Auswirkungen ihrer Tätigkeit nicht verhindert. 
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Beim Erlass der Vorschriften zur Offenlegung der Informationen gemäß Unterabsatz 1 

sehen die Mitgliedstaaten vor, dass sich das Mutterunternehmen auf nationale, 

unionsbasierte oder internationale Rahmenwerke stützen kann und in diesem Fall 

angibt, auf welche Rahmenwerke es sich gestützt hat. 

▌ 

2. Wenn Unternehmen die Pflicht nach Absatz 1 erfüllen, wird davon 

ausgegangen, dass sie die Pflicht im Zusammenhang mit der Analyse 

nichtfinanzieller Informationen nach Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 3 und 

Artikel 29 erfüllt haben.  

3.  Ein Mutterunternehmen, das auch Tochterunternehmen ist, wird von der in 

Absatz 1 festgelegten Pflicht befreit, wenn das befreite Mutterunternehmen und 

seine Tochterunternehmen in den konsolidierten Lagebericht oder gesonderten 

Bericht eines anderen Unternehmens einbezogen werden und dieser 

konsolidierte Lagebericht oder gesonderte Bericht gemäß Artikel 29 und diesem 

Artikel erstellt wird. 
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4. Erstellt ein Mutterunternehmen für dasselbe Geschäftsjahr einen gesonderten 

Bericht, der sich auf die Gruppe in ihrer Gesamtheit bezieht, können die 

Mitgliedstaaten unabhängig davon, ob der Bericht sich auf nationale, 

unionsbasierte oder internationale Rahmenwerke stützt und davon, ob der 

Bericht die in Absatz 1 vorgesehenen vorgeschriebenen Informationen der 

konsolidierten nichtfinanziellen Erklärung umfasst, dieses Mutterunternehmen 

von der gemäß Absatz 1 festgelegten Pflicht zur Abgabe der konsolidierten 

nichtfinanziellen Erklärung befreien, sofern dieser gesonderte Bericht 

a) zusammen mit dem konsolidierten Lagebericht gemäß Artikel 30 

veröffentlicht wird oder 

b) innerhalb einer angemessenen Frist, die höchstens sechs Monate nach 

dem Bilanzstichtag beträgt, auf der Website des Mutterunternehmens, die 

im konsolidierten Lagebericht angegeben wird, öffentlich zugänglich 

gemacht wird. 

5. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Abschlussprüfer oder die 

Prüfungsgesellschaft überprüft, ob die konsolidierte nichtfinanzielle 

Erklärung gemäß Absatz 1 oder der gesonderte Bericht gemäß Absatz 4 

vorgelegt wurde. 
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6. Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die in der konsolidierten 

nichtfinanziellen Erklärung gemäß Absatz 1 oder dem gesonderten Bericht 

gemäß Absatz 4 enthaltenen Informationen von einem unabhängigen 

Erbringer von Bestätigungsleistungen überprüft werden. 

7. Die Mitgliedstaaten können Mutterunternehmen kleiner und mittlerer 

Gruppen von der Pflicht gemäß Absatz 1 befreien, soweit sie nichtfinanzielle 

Informationen betrifft.“ 

4. Artikel 33 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Mitglieder der Verwaltungs-, 

Leitungs- und Aufsichtsorgane eines Unternehmens im Rahmen der ihnen 

durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten die 

gemeinsame Aufgabe haben, sicherzustellen, dass 
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a) der Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erklärung zur 

Unternehmensführung, wenn sie gesondert abgegeben wird, und der 

Bericht nach Artikel 19a Absatz 4 sowie 

b) der konsolidierte Abschluss, der konsolidierte Lagebericht, die 

konsolidierte Erklärung zur Unternehmensführung, wenn sie gesondert 

abgegeben wird, und der Bericht nach Artikel 29a Absatz 4  

entsprechend den Anforderungen dieser Richtlinie und, sofern anwendbar,  

entsprechend den internationalen Rechnungslegungsstandards, die gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 angenommen wurden, erstellt und 

veröffentlicht werden.“ 

5. In Artikel 34 wird folgender Absatz angefügt: 

„3. Dieser Artikel gilt nicht für die nichtfinanzielle Erklärung gemäß Artikel 19a 

Absatz 1 und die konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung gemäß Artikel 29a 

Absatz 1 oder die gesonderten Berichte gemäß Artikel 19a Absatz 4 und 

Artikel 29a Absatz 4.“ 
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6. In Artikel 48 wird vor dem letzten Absatz folgender Absatz eingefügt: 

„In dem Bericht wird unter Berücksichtigung der Entwicklungen in der OECD und 

der Ergebnisse entsprechender europäischer Initiativen auch die Möglichkeit der 

Einführung einer Pflicht geprüft, nach der große Unternehmen jährlich einen 

länderbezogenen Bericht für jeden Mitgliedstaat und jeden Drittstaat, in dem sie 

tätig sind, mit Angaben mindestens zu den erzielten Gewinnen, den entrichteten 

Steuern auf die Gewinne und den erhaltenen staatlichen Beihilfen erstellen 

müssten.“ 

Artikel 2 

Orientierungshilfe für die Berichterstattung  

Die Kommission verfasst unverbindliche Leitlinien zur Methode der Berichterstattung über 

nichtfinanzielle Informationen, einschließlich der wichtigsten allgemeinen und 

sektorspezifischen nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, um eine relevante, zweckdienliche 

und vergleichbare Offenlegung nichtfinanzieller Informationen durch Unternehmen der 

Union zu erleichtern. Dabei konsultiert die Kommission maßgebliche Interessenträger.  
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Die Kommission veröffentlicht die Leitlinien spätestens 24 Monate nach Inkrafttreten dieser 

Richtlinie. 

Artikel 3 

Überprüfung 

Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über 

die Umsetzung dieser Richtlinie. Zu den in diesem Bericht behandelten Aspekten gehören 

unter anderem ihr Geltungsbereich, insbesondere hinsichtlich großer, nicht börsennotierter 

Unternehmen, ihre Wirksamkeit und das Maß bereitgestellter Orientierungshilfe und 

Methoden. Der Bericht wird spätestens vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie 

veröffentlicht; gegebenenfalls werden dem Bericht Gesetzgebungsvorschläge beigefügt. 

Artikel 4  

Umsetzung 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 

Kraft, um dieser Richtlinie bis zum …1 nachzukommen. Sie setzen die Kommission 

unverzüglich davon in Kenntnis . 

                                                 
1 ABl.: Bitte Datum einfügen: Zwei Jahre nach Inkrafttreten der vorliegenden Richtlinie. 
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Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die in Unterabsatz 1 genannten Vorschriften für 

das am 1.Januar 201_1 beginnende Geschäftsjahr oder während des Kalenderjahrs 

201_2 für ▌ alle ▌ Unternehmen im Geltungsbereich des Artikels 1 gelten. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese 

Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen 

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 

erlassen. 

Artikel 5  

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

                                                 
1 Erstes Jahr nach Umsetzungsfrist. 
2 Erstes Jahr nach Umsetzungsfrist. 
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Artikel 6 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

 

Geschehen zu ..., 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 

 

 
 


